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4 7 2 . Kundmachung: Wiederverlautbarung des Schulunterrichtsgesetzes

472. Kundmachung des Bundeskanzlers und
des Bundesministers für Unterricht, Kunst und
Sport vom 25. August 1986, mit der das Schul-

unterrichtsgesetz wiederverlautbart wird

Artikel I

Auf Grund des Art. 49 a B-VG wird in der
Anlage das Schulunterrichtsgesetz, BGBl.
Nr. 139/1974, wiederverlautbart.

Artikel II

Bei der Wiederverlautbarung werden die Ände-
rungen und Ergänzungen berücksichtigt, die sich
aus folgenden Rechtsvorschriften ergeben:

1. Bundesgesetz vom 27. April 1977, BGBl.
Nr. 231, mit dem das Schulunterrichtsgesetz
geändert wird;

2. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
3. April 1979, BGBl. Nr. 168, betreffend die
Berichtigung von Druckfehlern im Bundesge-
setzblatt, 2 14;

3. 2. Schulunterrichtsgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 143/1980;

4. 3. Schulunterrichtsgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 367/1982;

5. 8. Schulorganisationsgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 271/1985, Art. IV;

6. 4. Schulunterrichtsgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 211/1986.

Artikel III

Durch die Wiederverlautbarung werden fol-
gende Bestimmungen nicht berührt: § 3 Abs. 3, § 22
Abs. 2 lit. f sublit, cc, § 25 Abs. 3, § 26 Abs. 1, § 30,
§ 31 (einschließlich der auf diese Bestimmung sich
beziehenden Verweise im § 22 Abs. 2 lit. f) und
§ 70 Abs. 1 lit. a des Schulunterrichtsgesetzes in der
Fassung der Novellen BGBl. Nr. 231/1977 und
BGBl. Nr. 143/1980, soweit sie sich auf die Haupt-
schule beziehen und gemäß Art. II Abs. 2
der 3. Schulunterrichtsgesetz-Novelle (BGBl.
Nr. 367/1982) noch in Kraft stehen.

Artikel IV

(1) Im Hinblick auf Art. I Z 1 des Bundesgeset-
zes BGBl. Nr. 211/1986 werden die Bezeichnun-

gen „Bundesminister für Unterricht und Kunst"
und „Bundesministerium für Unterricht und
Kunst" jeweils durch die Bezeichnung „Bundesmi-
nister für Unterricht, Kunst und Sport" bzw. „Bun-
desministerium für Unterricht, Kunst und Sport"
ersetzt und grammatikalisch der jeweiligen Bestim-
mung angepaßt.

(2) Im Hinblick auf Art. II Z 1 der Berufsausbil-
dungsgesetz-Novelle 1978, BGBl. Nr. 231/1977,
wird in den §§19 und 56 Abs. 2 der Ausdruck
„Lehrherr" durch „Lehrberechtigter" ersetzt.

Artikel V

(1) In folgenden Bestimmungen werden Verwei-
sungen dem Stand der Rechtsordnung entspre-
chend aktualisiert: § 1 Abs. 2, § 5 Abs. 1 und 7, § 11
Abs. 8, § 22 Abs. 7, § 25 Abs. 7, § 28 Abs. 5, § 33
Abs. 2 lit. e, § 33 Abs. 7, § 42 Abs. 14, § 45 Abs. 6
und § 49 Abs. 9.

(2) Im § 18 Abs. 8 entfällt im Hinblick auf die die
Unterrichtsgegenstände für die jeweiligen Schular-
ten enthaltenden Bestimmungen des Schulorganisa-
tionsgesetzes das Wort „Handarbeit" sowie der
diesem Wort voranstehende Beistrich.

(3) Art. IV der 8. Schulorganisationsgesetz-
Novelle wird als letzter Satz dem § 28 Abs. 3 ange-
fügt, wobei die Verweisung entsprechend angepaßt
wird.

Artikel VI

(1) In folgenden Bestimmungen werden Unstim-
migkeiten richtiggestellt:

§ 7 Abs. 4, § 19 Abs. 8, § 20 Abs. 8 und § 45
Abs. 6 (einheitliche Schreibweise des Begriffes
„anstelle"), § 22 Abs. 5 und 10 (Verweisrichtigstel-
lung), § 23 Abs. 2 (Vereinheitlichung der Schreib-
weise), § 31 b Abs. 2, § 78 Abs. 1 (Beistrichsetzung),
§ 31 c Abs. 6 und 7, § 33 Abs. 3 (terminologische
Richtigstellung), §42 Abs. 14, §63 Abs. 4, § 63 a
Abs. 3 („Klasse" statt „Klassen"), § 64 Abs. 5, § 68
lit. o (Verweisrichtigstellung).

(2) Die Bezeichnung von Schulstufen wird ein-
heitlich durch Ziffern ausgedrückt.

(3) Die überholten Wendungen „die Bestimmun-
gen des", „die Vorschriften des", „finden . . .
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Anwendung" und dergleichen werden durch einfa-
chere Wendungen ersetzt.

(4) Die Schreibweise von Zitaten wird der heute
üblichen Schreibweise angepaßt.

Artikel VII

Der gegenstandslos gewordene § 82 Abs. 2 wird
als nicht mehr geltend festgestellt.

Artikel VIII

Das Schulunterrichtsgesetz wird mit dem Titel
„Bundesgesetz über die Ordnung von Unterricht
und Erziehung in den im Schulorganisationsgesetz
geregelten Schulen (Schulunterrichtsgesetz —
SchUG)", wiederverlautbart.

Vranitzky Moritz

Anlage

Bundesgesetz über die Ordnung von Unter-
richt und Erziehung in den im Schulorganisa-
tionsgesetz geregelten Schulen (Schulunter-

richtsgesetz — SchUG)

1. ABSCHNITT

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Geltungsbereich

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz gilt für die öffentli-
chen und die mit dem Offentlichkeitsrecht ausge-
statteten Schulen der im Schulorganisationsgesetz,
BGBl. Nr. 242/1962, geregelten Schularten; ausge-
nommen vom Geltungsbereich dieses Bundesgeset-
zes sind jedoch die Schulen für Berufstätige und die
Akademien, nicht aber die Übungsschulen.

(2) Dieses Bundesgesetz gilt ferner für die
öffentlichen und die mit dem Öffentlichkeitsrecht
ausgestatteten höheren land- und forstwirtschaftli-
chen Lehranstalten im Sinne des Land- und forst-
wirtschaftlichen Bundesschulgesetzes, BGBl.
Nr. 175/1966, die land- und forstwirtschaftlichen
Fachschulen des Bundes im Sinne des Art. 14 a
Abs. 2 lit. c des Bundes-Verfassungsgesetzes in der
Fassung von 1929 sowie die Forstfachschule im
Sinne des Forstgesetzes 1975, BGBl. Nr. 440. Diese
Schulen gelten im Sinne dieses Bundesgesetzes als
höhere bzw. mittlere berufsbildende Schulen.

(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 1)

Erfüllung der Aufgabe der österreichischen Schule

§ 2. Zur Erfüllung der Aufgabe der österreichi-
schen Schule gemäß § 2 des Schulorganisationsge-
setzes regelt dieses Bundesgesetz die innere Ord-
nung des Schulwesens als Grundlage des Zusam-

menwirkens von Lehrern, Schülern und Erzie-
hungsberechtigten als Schulgemeinschaft.

2. ABSCHNITT

AUFNAHME IN DIE SCHULE

Aufnahme als ordentlicher Schüler

§ 3. (1) Als ordentlicher Schüler ist nach Maß-
gabe des § 5 aufzunehmen, wer

a) die gesetzlichen Aufnahmsvoraussetzungen
für die betreffende Schulart und Schulstufe
erfüllt,

b) die Unterrichtssprache der betreffenden
Schule soweit beherrscht, daß er dem Unter-
richt zu folgen vermag, und

c) die gesundheitliche und körperliche Eignung
für die betreffende Schulart besitzt, zu deren
Feststellung im Zweifelsfalle ein Gutachten
des Schularztes oder Amtsarztes einzuholen
ist.

(2) Auf Schüler, die nach den Bestimmungen des
§ 13 des Minderheiten-Schulgesetzes für Kärnten,
BGBl. Nr. 101/1959, zur Aufnahme in eine im § 12
dieses Gesetzes genannte Schule angemeldet wer-
den, ist Abs. 1 lit. b nicht anzuwenden.

(3) In die 1. Stufe einer allgemeinbildenden
höheren Schule mit Unter- und Oberstufe dürfen
nur Bewerber aufgenommen werden, die höchstens
das 13. Lebensjahr, in die 5. Stufe einer allgemein-
bildenden höheren Schule mit Unter- und Ober-
stufe oder in die 1. Stufe des Oberstufenrealgymna-
siums dürfen nur Bewerber aufgenommen werden,
die höchstens das 17. Lebensjahr im Kalenderjahr
der Aufnahme vollenden. Bei Bewerbung um Auf-
nahme in eine höhere als die 1. bzw. 5. Stufe der
genannten Schularten gelten diese Altersgrenzen
jeweils vermehrt um die dazwischenliegende Zahl
von Schulstufen. Die Schulbehörde erster Instanz
hat von diesen Bestimmungen Nachsicht zu ertei-
len, wenn die Altersgrenze wegen Krankheit,
Zurückstellung vom Schulbesuch, Auslandsaufent-
haltes oder anderer rücksichtswürdiger Gründe
überschritten worden ist und die Einordnung des
Bewerbers in die Gemeinschaft mit anderen Schü-
lern nicht im Hinblick auf sein Alter ausgeschlossen
erscheint. (BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 1)

(4) Die Aufnahme eines Aufnahmsbewerbers als
ordentlicher Schüler während des Unterrichtsjahres
bedarf — ausgenommen in Pflichtschulen — der
Bewilligung der Schulbehörde erster Instanz,
sofern es sich nicht um einen durch Wohnungsän-
derung bedingten Schulwechsel handelt. Die Bewil-
ligung ist zu erteilen, wenn wichtige in der Person
des Schülers oder seiner Erziehungsberechtigten
liegende Gründe gegeben sind.

(5) Wenn der Aufnahmsbewerber vorher Schüler
einer anderen Schule nach österreichischem Lehr-
plan war, darf eine Aufnahme als ordentlicher
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Schüler — ausgenommen in Pflichtschulen — nur
erfolgen, wenn er ein Abschlußzeugnis oder ein
Zeugnis bzw. eine Besuchsbestätigung mit
Abgangsklausel der bisher besuchten Schule vor-
legt.

(6) Ein Aufnahmsbewerber, der die Aufnahme in
eine Schulstufe anstrebt,

a) ohne durch das Zeugnis einer öffentlichen
oder mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestat-
teten Schule zur Aufnahme in die betreffende
Schulstufe berechtigt zu sein, ferner

b) nicht jünger ist, als der betreffenden Schul-
stufe entspricht und

c) nicht im unmittelbar vorhergegangenen
Schuljahr eine Schulstufe besucht hat, deren
erfolgreicher Abschluß zur Aufnahme in die
angestrebte Schulstufe berechtigt,

ist vom Schulleiter zur Ablegung einer Einstufungs-
prüfung zuzulassen. Zweck der Einstufungsprü-
fung ist die Feststellung, ob die Vorbildung des
Aufnahmsbewerbers für die angestrebte Schulstufe
ausreicht. Die näheren Bestimmungen über die
Aufnahme auf Grund einer Einstufungsprüfung
sind unter Berücksichtigung der Aufgabe und des
Lehrplanes der einzelnen Schularten durch Verord-
nung des Bundesministers für Unterricht, Kunst
und Sport zu erlassen.

(7) Abs. 6 gilt für Berufsschulen nur insoweit, als
es sich um den Besuch einer höheren als der
1. Schulstufe

a) in einer anderen Fachrichtung bei Erlernung
von zwei Lehrberufen oder

b) bei kürzerer Dauer des Lehrverhältnisses
gemäß § 13 Abs. 1 oder 2 des Berufsausbil-
dungsgesetzes, BGBl. Nr. 142/1969, handelt.

(8) Die Aufnahme gilt ohne weitere Anmeldung
für alle an der betreffenden Schule geführten
Schulstufen derselben Schulart bis zur Beendigung
des Schulbesuches im Sinne des § 33.

Aufnahme als außerordentlicher Schüler

§ 4. (1) Voraussetzung für die Aufnahme als
außerordentlicher Schüler ist, daß der Aufnahms-
bewerber nach Alter und geistiger Reife zur Teil-
nahme am Unterricht der betreffenden Schulstufe
geeignet ist und wichtige in seiner Person liegende
Gründe die Aufnahme rechtfertigen. In Berufsschu-
len können bei Erfüllung dieser Voraussetzungen
auch Personen, die nicht schulpflichtig sind, als
außerordentliche Schüler aufgenommen werden.

(2) Der allgemeinen Schulpflicht unterliegende
Kinder sind nur dann als außerordentliche Schüler
aufzunehmen, wenn

a) ihre Aufnahme als ordentliche Schüler wegen
mangelnder Kenntnis der Unterrichtssprache
nicht zulässig ist (§ 3 Abs. 1 lit. b) oder

b) der Schüler zur Ablegung einer Einstufungs-
prüfung zugelassen wird (§ 3 Abs. 6).

(3) Die Aufnahme als außerordentlicher Schüler
im Sinne des Abs. 2 ist höchstens für die Dauer von
zwölf Monaten zulässig, wobei im Falle einer Auf-
nahme während des zweiten Semesters diese Frist
erst mit dem folgenden 1. September zu laufen
beginnt. Im Falle des Abs. 2 lit. a kann die Schulbe-
hörde erster Instanz die Aufnahme als außeror-
dentlicher Schüler für höchstens weitere zwölf
Monate bewilligen, wenn die Voraussetzungen für
die Aufnahme weiter vorliegen und die ausrei-
chende Erlernung der Unterrichtssprache ohne
Verschulden des Schülers nicht möglich war; nach
Beendigung des außerordentlichen Schulbesuches
ist der Schüler ohne Rücksicht auf § 3 Abs. 1 lit. b
als ordentlicher Schüler aufzunehmen. (BGBl.
Nr. 211/1986, Art. I Z 2)

(4) Gemäß Abs. 2 lit. a aufgenommene schul-
pflichtige außerordentliche Schüler haben alle
Pflichtgegenstände der betreffenden Schulstufe zu
besuchen. Das gleiche gilt für schulpflichtige außer-
ordentliche Schüler, die nach Abs. 2 lit. b aufge-
nommen worden sind; auf ihr Ansuchen können sie
jedoch vom Besuch einzelner Pflichtgegenstände
befreit werden, wenn sie dem Unterricht in diesen
Pflichtgegenständen mangels entsprechender Vor-
kenntnisse nicht zu folgen vermögen. Alle anderen
außerordentlichen Schüler können zum Besuch
aller oder einzelner Unterrichtsgegenstände einer
oder mehrerer Schulstufen aufgenommen werden.

(5) Die Aufnahme eines nicht schulpflichtigen
Aufnahmsbewerbers als außerordentlicher Schüler
ist nur dann zulässig, wenn alle als ordentliche
Schüler in Betracht kommenden Aufnahmsbewer-
ber aufgenommen worden sind. Zum Besuch ein-
zelner Unterrichtsgegenstände dürfen außerordent-
liche Schüler nur dann aufgenommen werden,
wenn dadurch keine Klassenteilung erforderlich ist.
Dieser Absatz gilt nicht für die Privatschulen.

(6) Aufnahmsbewerber, die eine Schulstufe als
ordentliche Schüler ohne Erfolg besucht haben,
dürfen in eine höhere Schulstufe der gleichen
Schulart nicht als außerordentliche Schüler aufge-
nommen werden.

(7) Dieses Bundesgesetz ist auf schulpflichtige
außerordentliche Schüler sinngemäß, auf die übri-
gen außerordentlichen Schüler nur insoweit anzu-
wenden, als dies darin ausdrücklich bestimmt ist.
(BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 2)

Aufnahmsverfahren

§ 5. (1) Für die Aufnahme in die 1. Stufe der ein-
zelnen Schularten — ausgenommen der Berufs-
schulen — hat die Schulbehörde erster Instanz, bei
allgemeinbildenden Pflichtschulen die Schulbe-
hörde zweiter Instanz, durch Verordnung eine
Frist zur Anmeldung festzulegen und jährlich in
geeigneter Weise bekanntzumachen. Die Schulbe-
hörde zweiter Instanz kann von einer Anmeldung
in die 1. Stufe der Hauptschule oder in den Poly-
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technischen Lehrgang durch Verordung absehen,
wenn gewährleistet ist, daß die Schüler, die gemäß
dem Schulpflichtgesetz 1985, BGBl. Nr. 76, eine
öffentliche Hauptschule oder einen öffentlichen
Polytechnischen Lehrgang zu besuchen haben oder
zu deren Besuch berechtigt sind, zu Beginn des
Schuljahres in diese Schulen aufgenommen werden.
Die näheren Bestimmungen über die Anmeldung
und die zur Prüfung der Erfüllung der Vorausset-
zungen für die Aufnahme erforderlichen Unterla-
gen sind durch Verordnung der genannten Schul-
behörde zu erlassen. (BGBl. Nr. 231/1977, Art. I
Z 3)

(2) Über die Aufnahme der angemeldeten Auf-
nahmsbewerber einschließlich jener, die die Vor-
aussetzungen für die Aufnahme als außerordentli-
cher Schüler erfüllen (§ 4 Abs. 1), hat der Schullei-
ter zu entscheiden. Die Aufnahme ist durch
Anschlag an der Amtstafel der Schule oder in ande-
rer geeigneter Weise bekanntzugeben. Die Ableh-
nung der Aufnahme ist dem Aufnahmsbewerber
schriftlich unter Angabe der Gründe mitzuteilen.

(3) Wenn aus Platzgründen nicht alle Aufnahms-
bewerber, die die Voraussetzungen für die Auf-
nahme als ordentliche Schüler erfüllen (§ 3), in eine
Schule, für die kein Schulsprengel besteht, aufge-
nommen werden können, hat der Schulleiter jene
Aufnahmsbewerber abzuweisen, deren Schulweg
zu einer anderen Schule gleicher Schulart kürzer
oder weniger gefährlich und deren Aufnahme in
diese Schule möglich ist, wobei für Schulen, die in
Schulformen oder Fachrichtungen gegliedert sind,
an die Stelle der Schulart die Schulform bzw. die
Fachrichtung tritt. Diese Gründe für eine Abwei-
sung sind jedoch nicht anzuwenden, wenn minde-
stens ein Bruder oder eine Schwester des Auf-
nahmsbewerbers bereits Schüler der betreffenden
Schule ist. Die Schulbehörde erster Instanz kann
bei Bedarf den örtlichen Einzugsbereich von Schu-
len gleicher Schulart jeweils für die Dauer eines
Schuljahres durch Verordnung abgrenzen.

(4) Wenn unter Bedachtnahme auf Abs. 3 nicht
alle Aufnahmsbewerber in eine Schule, für die kein
Schulsprengel besteht, aufgenommen werden kön-
nen, sind alle Aufnahmsbewerber nach ihrer Eig-
nung (Lernerfolg in den bisher zurückgelegten
Schulstufen) und dem Ergebnis einer allfälligen
Aufnahms- oder Eignungsprüfung zu reihen. Die
nach dem Ergebnis der Reihung Geeigneteren sind
aufzunehmen.

(5) Der Schulleiter hat Aufnahmsbewerber, die
bei der Anwendung des Abs. 4 nicht aufgenommen
werden können, unverzüglich der Schulbehörde
erster Instanz zu melden. Die Schulbehörde erster
Instanz hat durch Zuweisung dieser Aufnahmsbe-
werber an andere Schulen gleicher Schulart bzw.
Schulform bzw. Fachrichtung und durch Beratung
der Erziehungsberechtigten für die Aufnahme mög-
lichst aller Aufnahmsbewerber in Schulen, die für

sie in Betracht kommen, zu sorgen. Wenn sich
keine Schulen gleicher Schulart bzw. Schulform
bzw. Fachrichtung im Zuständigkeitsbereich der
betreffenden Schulbehörde befinden, hat sie diese
Aufnahmsbewerber unverzüglich der Schulbehörde
zweiter Instanz zu melden.

(6) Die vorstehenden Absätze gelten nicht für
Privatschulen. Die Aufnahme in eine Privatschule
erfolgt durch einen Vertrag des bürgerlichen
Rechts zwischen dem Schüler und dem Privatschul-
erhalter. Wenn jedoch ein Aufnahmsbewerber trotz
Nichterfüllung der schulrechtlichen Aufnahmsvor-
aussetzungen aufgenommen wird, ist der Aufnah-
mevertrag rechtsunwirksam.

(7) Für die Aufnahme in die Vorschulstufe und
die 1. Stufe der Volksschule sowie die Aufnahme in
eine Sonderschule gilt das Schulpflichtgesetz 1985
und das Pflichtschulerhaltungsgesetz des betreffen-
den Bundeslandes. (BGBl. Nr. 367/1982, Art. I
Z 3)

3. ABSCHNITT

AUFNAHMS- UND EIGNUNGSPRÜFUNGEN

Prüfungstermine; Berechtigung zur Ablegung der
Aufnahms- und Eignungsprüfungen

§ 6. (1) Die Schulbehörde erster Instanz hat für
jene Schularten, für die die erfolgreiche Ablegung
einer Aufnahms- oder Eignungsprüfung Aufnahms-
voraussetzung ist, je einen Sommer- und einen
Herbsttermin für diese Prüfungen festzusetzen.

(2) Voraussetzung für die Zulassung zu den Auf-
nahms- und Eignungsprüfungen ist die Erfüllung
aller anderen Aufnahmsvorausssetzungen für die
betreffende Schulart; hievon ausgenommen ist der
Abschluß jener Schulstufe, deren erfolgreicher
Abschluß Voraussetzung für die Aufnahme in die
angestrebte Schulart ist. (BGBl. Nr. 231/1977,
Art. I Z 4)

(3) Zur Ablegung der Aufnahms- oder Eignungs-
prüfung im Sommertermin sind alle Aufnahmsbe-
werber berechtigt, die dem Abs. 2 entsprechen. Die
Ablegung der Prüfung im Herbsttermin oder zu
einem anderen Zeitpunkt ist vom Schulleiter auf
Ansuchen des Aufnahmsbewerbers zu bewilligen,
wenn er die Prüfung aus wichtigen Gründen nicht
im Sommertermin ablegen kann oder konnte.

(4) Eine für eine bestimmte Schulart abgelegte
Aufnahms- oder Eignungsprüfung darf für dasselbe
Schuljahr nicht wiederholt werden.

Durchführung der Aufnahms- und Eignungsprü-
fungen

§ 7. (1) Die Prüfungsgebiete der Aufnahms- und
Eignungsprüfungen hat der Bundesminister für
Unterricht, Kunst und Sport nach den Aufgaben
der einzelnen Schularten durch Verordnung zu
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bestimmen, wobei auf den Lehrplan jener Schul-
stufe Bedacht zu nehmen ist, deren erfolgreicher
Besuch Mindestvoraussetzung für die Aufnahme
ist. Der Bundesminister für Unterricht, Kunst und
Sport hat ferner durch Verordnung je nach der Art
des Prüfungsgebietes festzusetzen, ob die Prüfung
schriftlich und mündlich, nur schriftlich oder nur
mündlich oder auch praktisch abzulegen ist.

(2) Zur Durchführung der Prüfung hat der
Schulleiter die erforderliche Zahl von Lehrern als
Prüfer zu bestellen.

(3) Die Aufgabenstellungen in den einzelnen
Prüfungsgebieten sind, soweit sie nicht von der
Schulbehörde erster Instanz für ein ganzes Bundes-
land oder vom Bundesminister für Unterricht,
Kunst und Sport für das ganze Bundesgebiet ein-
heitlich festgelegt werden, in einer Konferenz der
Prüfer unter dem Vorsitz des Schulleiters festzuset-
zen.

(4) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport kann anstelle oder in Verbindung mit
der Prüfung aus bestimmten Prüfungsgebieten nach
wissenschaftlichen Grundsätzen erstellte und
erprobte Untersuchungsverfahren zur Feststellung
der Eignung für die betreffende Schulart (Form
oder Fachrichtung) einführen.

Prüfungsergebnis

§ 8. (1) Die Leistungen des Prüfungskandidaten
in jedem Prüfungsgebiet sind vom Prüfer unter
sinngemäßer Anwendung des § 18 Abs. 2 bis 4 zu
beurteilen. Bei standardisierten Untersuchungsver-
fahren tritt an die Stelle der Beurteilung durch den
Prüfer das Bewertungsergebnis der Eignungsunter-
suchung.

(2) Auf Grund der Prüfungsergebnisse nach
Abs. 1 ist unter Berücksichtigung der bisherigen
Schulleistungen in einer Konferenz der Prüfer
unter dem Vorsitz des Schulleiters mit unbedingter
Mehrheit der abgegebenen Stimmen festzusetzen,
ob der Prüfungskandidat die Prüfung „bestanden"
oder wegen mangelnder Eignung „nicht bestan-
den" hat (Gesamtbeurteilung). Bei Stimmengleich-
heit entscheidet der Schulleiter.

(3) Dem Prüfungskandidaten ist die Gesamtbe-
urteilung seiner Leistungen bei der Aufnahms- oder
Eignungsprüfung (Abs. 2) bekanntzugeben. Kann
der Aufnahmsbewerber wegen Platzmangels nicht
in die Schule aufgenommen werden, ist ihm auf
sein Verlangen über die Einzelbeurteilungen durch
die Prüfer bzw. das Bewertungsergebnis des stan-
dardisierten Untersuchungsverfahrens und die
Gesamtbeurteilung (Abs. 1 und 2) ein Zeugnis aus-
zustellen.

(4) Die erfolgreiche Ablegung einer Aufnahms-
oder Eignungsprüfung berechtigt — bei Erfüllung
der sonstigen Aufnahmsvoraussetzungen — zur
Aufnahme in alle Schulen derselben Schulart in

jenem Schuljahr, für das sie abgelegt wurde, sowie
in den beiden diesem folgenden Schuljahren; in
gleicher Weise berechtigt die erfolgreiche Ablegung
der Aufnahmsprüfung in eine berufsbildende
höhere Schule auch zur Aufnahme in eine berufs-
bildende mittlere Schule. Die Berechtigungen im
Sinne des ersten Satzes gelten in berufsbildenden
Schulen nur insoweit, als es sich nicht um eine
Fachrichtung handelt, für die neben der Aufnahms-
prüfung für die betreffende Schulart eine zusätzli-
che Überprüfung der Eignung für die betreffende
Fachrichtung stattfindet.

(5) Unbeschadet des Abs. 4 ist der Aufnahmsbe-
werber zur nochmaligen Ablegung der Aufnahms-
oder Eignungsprüfung in den beiden Schuljahren
berechtigt, die jenem, für das die Prüfung abgelegt
wurde, folgen; macht der Aufnahmsbewerber von
diesem Recht Gebrauch, so ist dem Aufnahmsver-
fahren jeweils das bessere Prüfungsergebnis
zugrunde zu legen.

4. ABSCHNITT

UNTERRICHTSORDNUNG

Klassenbildung, Klassenzuweisung, Lehrfächerver-
teilung

§ 9. (1) Die Schüler sind vom Schulleiter unter
Beachtung der Vorschriften über die Schulorgani-
sation in Klassen (Jahrgänge) einzuteilen (Klassen-
bildung). In den lehrgangsmäßigen Berufsschulen
hat der Schulleiter im Zusammenhang mit der Klas-
senbildung die Einteilung in die einzelnen Lehr-
gänge vorzunehmen, wobei nach Möglichkeit auf
eine gleichmäßige Verteilung der Schüler auf die
einzelnen Lehrgänge und auf rücksichtswürdige
Umstände in sozialer und betrieblicher Hinsicht
Bedacht zu nehmen ist.

(2) In Schulen mit Klassenlehrersystem hat der
Schulleiter für jedes Unterrichtsjahr jede Klasse
einem Lehrer als Klassenlehrer zuzuweisen, wobei
ein Lehrerwechsel von einer Schulstufe zur näch-
sten nur dann vorgenommen werden darf, wenn
zwingende pädagogische oder sonstige Gründe
dies notwendig machen (Klassenzuweisung). Für
die Zuweisung einzelner Unterrichtsgegenstände
an andere Lehrer als den Klassenlehrer gilt Abs. 3
sinngemäß.

(3) In Schulen mit Fachlehrersystem hat der
Schulleiter für jedes Unterrichtsjahr (an lehrgangs-
mäßigen Berufsschulen für jeden Lehrgang) nach
Beratung der allgemeinen Gesichtspunkte in der
Schulkonferenz die lehrplanmäßig vorgesehenen
Wochenstunden der Unterrichtsgegenstände in den
einzelnen Klassen den einzelnen Lehrern der
Schule unter Beachtung pädagogischer und didak-
tischer Grundsätze, unter Bedachtnahme auf die
Vorschriften über die Lehrverpflichtung und über
die Lehrbefähigung sowie unter Berücksichtigung
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hiemit vereinbarer Wünsche der Lehrer zuzuweisen
(Lehrfächerverteilung).

(4) Die Klassenzuweisung und die Lehrfächer-
verteilung sind der Schulbehörde erster Instanz
schriftlich zur Kenntnis zu bringen.

Stundenplan

§ 10. (1) Der Schulleiter hat für jede Klasse
innerhalb der ersten drei Wochen des Schuljahres,
an Berufsschulen innerhalb der ersten beiden Schul-
tage einer Klasse, einen Plan über die für die
Unterrichtsarbeit zweckmäßige Aufteilung der
lehrplanmäßig vorgesehenen Unterrichtsgegen-
stände auf die einzelnen Unterrichtsstunden (Stun-
denplan) in geeigneter Weise kundzumachen. Der
Stundenplan und jede nicht nur vorübergehende
Änderung desselben sind der Schulbehörde erster
Instanz schriftlich zur Kenntnis zu bringen.

(2) Wenn ein Lehrer an der Erfüllung des Stun-
denplanes gehindert ist, hat der Schulleiter dafür zu
sorgen, daß die betreffenden Unterrichtsstunden
von einem anderen Lehrer gehalten werden (Sup-
plierung); die betreffenden Unterrichtsstunden sind
nach Möglichkeit für die im Stundenplan vorgese-
henen Unterrichtsgegenstände zu verwenden
(Fachsupplierung). Wenn der Entfall von Unter-
richtsstunden vom Schulleiter angeordnet werden
muß, hat er für die Beaufsichtigung der Schüler bis
zum stundenplanmäßig vorgesehenen Unterrichts-
ende zu sorgen, soweit eine Gefährdung der Schü-
ler durch ein vorzeitiges Unterrichtsende zu
befürchten ist.

(3) Der Schulleiter kann aus didaktischen oder
anderen wichtigen Gründen den fallweisen Aus-
tausch von Unterrichtsstunden bewilligen (Stun-
dentausch). Die Schüler sind von einem Stunden-
tausch rechtzeitig in Kenntnis zu setzen.

Pflichtgegenstände und verbindliche Übungen

(BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 3)

§ 11. (1) Soweit alternative Pflichtgegenstände
vorgesehen sind, haben die Schüler zwischen diesen
zu wählen. Der Schulleiter hat ihnen hiefür eine
Frist von mindestens drei Tagen und längstens
einer Woche einzuräumen, wobei darauf zu achten
ist, daß innerhalb der Frist ein Sonntag liegt. Wenn
die Wahl nicht innerhalb dieser Frist getroffen
wird, hat der Schulleiter dem Schüler nach dessen
Anhörung einen der alternativen Pflichtgegen-
stände zuzuweisen. Die Wahl bzw. die Zuweisung
gilt für alle Schulstufen, in denen der Pflichtgegen-
stand lehrplanmäßig geführt wird.

(2) Wenn ein alternativer Pflichtgegenstand
weder an der betreffenden Schule noch in einer
Unterrichtsgruppe für die Schüler mehrerer Schu-
len geführt wird, haben die Schüler unter den ver-
bleibenden, mit diesem Pflichtgegenstand alternativ
verbundenen Pflichtgegenständen zu wählen.

(3) Der spätere Wechsel eines alternativen
Pflichtgegenstandes darf vom Schulleiter auf Ansu-
chen des Schülers nur dann bewilligt werden, wenn
er in dem angestrebten Pflichtgegenstand Leistun-
gen nachweist, die in diesem Pflichtgegenstand bes-
sere Ergebnisse als in dem besuchten Pflichtgegen-
stand erwarten lassen.

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten sinngemäß, wenn an
einer Schule im Pflichtgegenstand oder in der ver-
bindlichen Übung Lebende Fremdsprache die Mög-
lichkeit der Wahl zwischen verschiedenen Sprachen
und im Pflichtgegenstand Instrumentalmusik die
Möglichkeit der Wahl zwischen verschiedenen
Instrumenten besteht. (BGBl. Nr. 211/1986, Art. I
Z 4)

(5) Wenn ein Schüler von einer Schule in eine
andere Schule übertritt, an der jedoch der bisher
besuchte alternative Pflichtgegenstand (Abs. 1 und
2) bzw. die bisher besuchte Fremdsprache (Abs. 4)
nicht geführt wird, kann er den alternativen Pflicht-
gegenstand bzw. die Fremdsprache in der Form
weiterführen, daß er gegebenenfalls den entspre-
chenden Freigegenstand besucht oder Externisten-
prüfungen (§ 42) über die folgenden Schulstufen
ablegt. Andernfalls hat der Schüler den bisher
besuchten alternativen Pflichtgegenstand bzw. die
bisher besuchte Fremdsprache zu wechseln. Im
Falle des Wechsels des Pflichgegenstandes bzw. der
Fremdsprache hat der Schüler die dem Lehrplan
entsprechenden Leistungen der versäumten Schul-
stufen innerhalb einer angemessenen Frist nachzu-
weisen, die der Schulleiter mit höchstens einem hal-
ben Unterrichtsjahr je versäumter Schulstufe zu
bemessen hat.

(6) Auf Ansuchen des Schülers oder von Amts
wegen hat der Schulleiter einen Schüler von der
Teilnahme an einzelnen Pflichtgegenständen und
verbindlichen Übungen zu befreien, wenn dieser
aus gesundheitlichen Gründen daran nicht teilneh-
men kann. Der Schulleiter kann im Zweifelsfall hie-
für die Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses verlan-
gen. Der Bundesminister für Unterricht, Kunst und
Sport hat durch Verordnung nach den Aufgaben
der einzelnen Schularten festzulegen, in welchen
Pflichtgegenständen eine solche Befreiung ohne
oder mit Auflage von Prüfungen und für welche
Höchstdauer ohne Verlust der Eigenschaft eines
ordentlichen Schülers zulässig ist. (BGBl.
Nr. 367/1982, Art. I Z 5)

(7) Die Schulbehörde erster Instanz hat einen
Schüler auf sein Ansuchen von der Teilnahme an
einzelnen Pflichtgegenständen zu befreien, wenn er
durch Vorlage eines Zeugnisses über den erfolgrei-
chen Abschluß einer öffentlichen oder mit dem
Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Schule gleicher
oder größerer Bildungshöhe nachweist, daß er
einen lehrplanmäßig gleichen Pflichtgegenstand
bereits mit Erfolg besucht hat. Dies gilt auch beim
erfolgreichen Besuch von lehrplanmäßig gleichen
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berufsbezogenen Pflichtgegenständen bei erfolgrei-
chem Abschluß einer öffentlichen oder mit dem
Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Schule niedrige-
rer Bildungshöhe. Ferner hat der Schulleiter einen
Schüler einer berufsbildenden mittleren oder höhe-
ren Schule, der eine Lehrabschlußprüfung erfolg-
reich abgelegt hat, auf dessen Antrag im prakti-
schen Unterricht vom Unterricht in jenen Werk-
stätten zu befreien, deren Lehrstoff durch die Aus-
bildung im Lehrberuf nachgewiesen wird. (BGBl.
Nr. 211/1986, An. I Z 5),

(8) Für Berufsschulen gilt statt der Abs. 6 und 7
der § 23 des Schulpflichtgesetzes 1985.

(9) Soweit Lehrpläne Pflichtpraktika oder Prak-
tika außerhalb des schulischen Unterrichtes vorse-
hen, ist der Schüler verpflichtet, diese in der vorge-
schriebenen Zeit zurückzulegen. Ist dem Schüler
die Zurücklegung des Pflichtpraktikums oder Prak-
tikums in der vorgeschriebenen Zeit ohne sein Ver-
schulden nicht möglich, so hat er dieses während
der schulfreien Zeit des folgenden Schuljahres
zurückzulegen. Ein Pflichtpraktikum oder Prakti-
kum ist jedenfalls vor Abschluß der lehrplanmäßig
letzten Schulstufe zurückzulegen. (BGBl.
Nr. 231/1977, Art. I Z 5)

(10) Macht ein Schüler glaubhaft, daß er ein vor-
geschriebenes Pflichtpraktikum oder Praktikum
nicht zurücklegen kann, weil keine derartige Pra-
xismöglichkeit bestand, oder weist er nach, daß er
an der Zurücklegung aus unvorhersehbaren oder
unabwendbaren Gründen verhindert war, so ent-
fällt für ihn die Verpflichtung zur Zurücklegung
des Pflichtpraktikums bzw. Praktikums. (BGBl.
Nr. 231/1977, Art. 1 Z 5)

Freigegenstände, unverbindliche Übungen und
Förderunterricht

(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 6)

§ 12. (1) Die Schüler können sich zur Teilnahme
an Freigegenständen und unverbindlichen Übungen
anmelden. Der Schulleiter hat ihnen hiefür eine
Frist von mindestens drei Tagen und längstens
einer Woche einzuräumen, wobei darauf zu achten
ist, daß innerhalb dieser Frist ein Sonntag liegt. Die
Anmeldung gilt nur für das betreffende Unter-
richtsjahr.

(2) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport kann durch Verordnung die Zahl der
Freigegenstände und unverbindlichen Übungen, an
denen ein Schüler teilnehmen darf, beschränken,
wobei auf die Anforderungen des Lehrplanes der
einzelnen Schulstufen im Verhältnis zur durch-
schnittlichen Belastbarkeit der Schüler Bedacht zu
nehmen ist.

(3) Die Klassenkonferenz hat die Teilnahme
eines Schülers an Freigegenständen bzw. unver-
bindlichen Übungen abzulehnen, wenn durch die

Teilnahme daran der erfolgreiche Abschluß der
Schulstufe in Frage gestellt erscheint. Die Möglich-
keit des Besuches eines Freigegenstandes (einer
unverbindlichen Übung) muß jedoch gewahrt blei-
ben. Die Klassenkonferenz hat die weitere Teil-
nahme eines Schülers an jenen Freigegenständen
bzw. unverbindlichen Übungen im Laufe des
Unterrichtsjahres zu untersagen, hinsichtlich der sie
feststellt, daß der Schüler deren Lehrziel mit großer
Wahrscheinlichkeit nicht erreichen wird oder daß
durch deren weiteren Besuch der erfolgreiche
Abschluß der Schulstufe gefährdet erscheint. Aus
den gleichen Gründen können sich die Schüler von
der weiteren Teilnahme abmelden.

(4) Wenn ein Schüler in einem Freigegenstand
im Jahreszeugnis mit Nichtgenügend beurteilt
wird, kann er sich im darauffolgenden Unterrichts-
jahr in diesem Freigegenstand nur zur Wiederho-
lung desselben anmelden.

(5) Für den Freigegenstand Religion an Berufs-
schulen sind die Abs. 2 bis 4 nicht anzuwenden.

(6) Schüler an Schularten mit Leistungsgruppen
sind verpflichtet, den Förderunterricht zu besu-
chen, sofern von Amts wegen oder auf Antrag des
Schülers der den betreffenden Pflichtgegenstand
unterrichtende Lehrer feststellt, daß der Schüler
zur Vorbereitung auf den Übertritt in eine höhere
Leistungsgruppe oder zur Vermeidung des Über-
trittes in eine niedrigere Leistungsgruppe des För-
derunterrichtes bedarf; dies gilt auch für den För-
derunterricht in den Pflichtgegenständen Deutsch,
Mathematik und Lebende Fremdsprache der
Hauptschule und des Polytechnischen Lehrganges
während des Beobachtungszeitraumes und in der
niedrigsten Leistungsgruppe, wenn der Schüler des
Förderunterrichtes bedarf, weil er die Anforderun-
gen in wesentlichen Bereichen nur mangelhaft
erfüllt oder wegen eines Schulwechsels Umstel-
lungsschwierigkeiten hat. (BGBl. Nr. 211/1986,
An. I Z 6)

(7) Soweit nicht eine Verpflichtung zur Teil-
nahme am Förderunterricht gemäß Abs. 6 besteht,
können sich Schüler nach Feststellung der Förde-
rungsbedürftigkeit durch den unterrichtenden Leh-
rer zur Teilnahme am Förderunterricht anmelden.
Die Anmeldung gilt nur für den betreffenden Kurs
des Förderunterrichtes oder — sofern ein Kurs
lehrplanmäßig nicht vorgesehen ist — für die für
den betreffenden Schüler vorgesehene Dauer des
Förderunterrichtes. (BGBl. Nr. 211/1986, An. I
Z 6)

(8) Bei Wegfall der Förderungsbedürftigkeit
kann sich der Schüler von der weiteren Teilnahme
am Förderunterricht abmelden. Sofern nach Fest-
stellung des Lehrers die Förderungsbedürftigkeit
noch besteht, bedarf die Abmeldung der Zustim-
mung des Schulleiters. (BGBl. Nr. 231/1977, An. I
Z 7)
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(9) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport kann durch Verordnung das Ausmaß für
die Teilnahme eines Schülers am Förderunterricht
in einem Unterrichtsjahr beschränken; hiebei ist auf
die Anforderungen des Lehrplanes der einzelnen
Schulstufen im Verhältnis zur durchschnittlichen
Belastbarkeit der Schüler und auf die Förderungs-
bedürftigkeit der Schüler Bedacht zu nehmen.
(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 7; BGBl.
Nr. 143/1980, Art. I Z l)

Schulveranstaltungen

§ 13. (1) Aufgabe der Schulveranstaltungen ist
die Ergänzung des lehrplanmäßigen Unterrichtes
durch unmittelbaren und anschaulichen Kontakt
zum wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und kultu-
rellen Leben, durch die Förderung der musischen
Anlagen der Schüler und durch die körperliche
Ertüchtigung.

(2) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport hat durch Verordnung unter Bedacht-
nahme auf die Aufgaben der einzelnen Schularten
festzusetzen, welche Schulveranstaltungen in den
einzelnen Schulstufen durchzuführen sind oder
nach vorheriger Zustimmung der Schulbehörde
erster Instanz durchgeführt werden können. Die
Zahl der Schulveranstaltungen ist so zu bestimmen,
daß die dadurch verursachte Einschränkung der
Unterrichtszeit für die lehrplanmäßig vorgesehenen
Unterrichtsgegenstände nicht die Erfüllung des
Lehrplanes beeinträchtigt. Dabei sind auch die nach
der Art der Schulveranstaltung erforderlichen
Richtlinien für ihre Durchführung, insbesondere
die zu beachtenden Sicherheitsvorkehrungen, fest-
zulegen. Die durch die Schulveranstaltungen
erwachsenden Kosten (Fahrpreise, Eintrittsgebüh-
ren usw.) müssen dem Grundsatz der Sparsamkeit
und Angemessenheit entsprechen.

(3) Die Schüler sind zur Teilnahme an Schulver-
anstaltungen ohne Rücksicht darauf verpflichtet,
ob die Veranstaltung innerhalb oder außerhalb der
Schulliegenschaften stattfindet, sofern nicht

a) die Vorschriften über das Fernbleiben von
der Schule (§ 45) anzuwenden sind oder

b) mit der Veranstaltung eine Nächtigung
außerhalb des Wohnortes verbunden ist.

(4) Schüler, die aus dem Grunde des Abs. 3 lit. b
an einer Schulveranstaltung nicht teilnehmen, sind
vom Schulleiter nach Möglichkeit einer anderen
Klasse zu einem ersatzweisen Schulbesuch zuzu-
weisen. Die Beurteilung der Erreichung des Lehr-
zieles der betreffenden Schulstufe hat ohne Rück-
sicht auf die Nichtteilnahme an der Schulveranstal-
tung zu erfolgen.

Schulbezogene Veranstaltungen

§ 13 a. (1) Veranstaltungen, die nicht Schulver-
anstaltungen im Sinne des § 13 sind, können zu
schulbezogenen Veranstaltungen erklärt werden,

wenn sie auf einem lehrplanmäßigen Unterricht
aufbauen und der Erfüllung der Aufgabe der öster-
reichischen Schule gemäß § 2 des Schulorganisa-
tionsgesetzes dienen und eine Gefährdung der
Schüler weder in sittlicher noch in körperlicher
Hinsicht zu befürchten ist. Die Erklärung einer
Veranstaltung zu einer schulbezogenen Veranstal-
tung obliegt der Schulbehörde. Sofern die Veran-
staltung nur einzelne Schulen betrifft und wegen
der Veranstaltung eine Teilnahme am Unterricht
nicht entfällt, kann die Erklärung jeweils auch
durch das Klassen- bzw. Schulforum (§ 63 a) bzw.
den Schulgemeinschaftsausschuß (§ 64) erfolgen,
sofern die hiefür erforderlichen Lehrer sich zur
Durchführung bereit erklären, die Finanzierung
sichergestellt ist und allenfalls erforderliche Zustim-
mungen anderer Stellen eingeholt worden sind; das
Vorliegen der Voraussetzungen ist vom Schulleiter
festzustellen. Schulbezogene Veranstaltungen kön-
nen zB Wettbewerbe in Aufgabenbereichen einzel-
ner Unterrichtsgegenstände oder Fahrten zu Ver-
anstaltungen, die nicht unter § 13 fallen, sein.

(2) Die Teilnahme an schulbezogenen Veranstal-
tungen bedarf der vorhergehenden Anmeldung
durch den Schüler. Die Teilnahme ist zu untersa-
gen, sofern der Schüler die für die Teilnahme an
der schulbezogenen Veranstaltung erforderlichen
Voraussetzungen nicht erbringt oder durch die
Teilnahme daran der erfolgreiche Abschluß der
Schulstufe in Frage gestellt erscheint. Zuständig für
die Annahme der Anmeldung und für die Untersa-
gung ist der Schulleiter oder ein von ihm hiezu
beauftragter Lehrer; die Untersagung hat unter
Angabe des Grundes zu erfolgen.

(3) Schüler, die zur Teilnahme an der. schulbezo-
genen Veranstaltung angemeldet sind und deren
Teilnahme nicht untersagt worden ist, sind zur
Teilnahme verpflichtet, sofern kein Grund für das
Fernbleiben im Sinne der Vorschriften über das
Fernbleiben von der Schule (§ 45) gegeben ist.
Sofern die Anmeldung für eine Reihe von Veran-
staltungen erfolgt ist, darf sich der Schüler frühe-
stens nach der ersten Veranstaltung, spätestens
jedoch vier Wochen vor einer weiteren abmelden.

(BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 7)

Unterrichtsmittel

§ 14. (1) Unterrichtsmittel sind Hilfsmittel, die
der Unterstützung oder der Bewältigung von Teil-
aufgaben des Unterrichtes und zur Sicherung des
Unterrichtsertrages dienen.

(2) Unterrichtsmittel müssen nach Inhalt und
Form dem Lehrplan der betreffenden Schulstufe
entsprechen und nach Material, Darstellung und
sonstiger Ausstattung zweckmäßig und für die
Schüler der betreffenden Schulstufe geeignet sein.

(3) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport kann nach den Erfordernissen für die
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Erfüllung des Lehrplanes der einzelnen Schularten
durch Verordnung bestimmen, mit welchen Unter-
richtsmitteln der Schulerhalter eine Schule minde-
stens auszustatten hat (Grundausstattung mit
Unterrichtsmitteln).

(4) Der Lehrer darf nur solche Unterrichtsmittel
im Unterricht einsetzen, die nach dem Ergebnis sei-
ner gewissenhaften Prüfung den Voraussetzungen
nach Abs. 2 entsprechen oder vom Bundesminister
für Unterricht, Kunst und Sport als für den Unter-
richtsgebrauch geeignet erklärt worden sind
(Abs. 5).

(5) Auf Antrag des Urhebers, Herausgebers, Ver-
legers oder Herstellers hat der Bundesminister- für
Unterricht, Kunst und Sport ein Unterrichtsmittel
als für den Unterrichtsgebrauch geeignet zu erklä-
ren, wenn es den Voraussetzungen nach Abs. 2 ent-
spricht. Diese Eignungserklärung darf sich nicht
auf Lesestoffe (Originaltexte der Literatur) oder
auf Arbeitsmittel (Behelfe zum Schreiben, Zeich-
nen, Messen, Rechnen und für den praktischen
Unterricht sowie Fachskizzen) beziehen.

(6) Die Schulbehörde erster Instanz hat auf
Antrag der Schulkonferenz (in Schulen, die in
Fachabteilungen gegliedert sind, der Abteilungs-
konferenz) festzulegen, mit welchen Unterrichts-
mitteln (ausgenommen Lesestoffe und Arbeitsmit-
tel) die Schüler auszustatten sind. Für Parallelklas-
sen der gleichen Form oder Fachrichtung einer
Schulart sind die gleichen Unterrichtsmittel festzu-
legen. Die Schulbehörde erster Instanz — für die
allgemeinbildenden Pflichtschulen die Schulbe-
hörde zweiter Instanz — kann aus methodischen
Gründen die Verwendung unterschiedlicher Unter-
richtsmittel in Parallelklassen zulassen. Der Klas-
senvorstand hat den Schülern bis zum Ende des
Unterrichtsjahres die im nächsten Schuljahr erfor-
derlichen Unterrichtsmittel bekanntzugeben.

(7) Die Festlegung im Sinne des Abs. 6 darf sich
nur auf Unterrichtsmittel beziehen, die vom Bun-
desminister für Unterricht, Kunst und Sport als für
den Unterrichtsgebrauch geeignet erklärt worden
sind (Abs. 5). Wenn solche Unterrichtsmittel
jedoch fehlen, kann die Schulbehörde erster
Instanz auch andere Unterrichtsmittel für die Aus-
stattung des Schülers festlegen, wenn diese nach
ihrer eigenen Prüfung den Voraussetzungen nach
Abs. 2 entsprechen; es darf sich aber nicht um
Unterrichtsmittel handeln, hinsichtlich deren
bereits einmal ein Antrag gemäß Abs. 5 vom Bun-
desminister für Unterricht, Kunst und Sport abge-
wiesen worden ist.

(8) Die vorstehenden Absätze sind auf Unter-
richtsmittel für den Religionsunterricht nicht anzu-
wenden.

(9) Mit welchen Lesestoffen und Arbeitsmitteln
die Schüler auszustatten sind, hat der Lehrer nach
den Erfordernissen für die Erfüllung des Lehrpla-

nes festzulegen, wobei er aus didaktischen Grün-
den oder zum Zweck der Arbeitsvereinfachung
auch Richtlinien hinsichtlich der Art, Größe und
Ausstattung von Arbeitsmitteln geben kann.

Eignungserklärung von Unterrichtsmitteln

§ 15. (1) Bevor der Bundesminister für Unter-
richt, Kunst und Sport ein Unterrichtsmittel als für
den Unterrichtsgebrauch geeignet erklärt (§14
Abs. 5), hat er ein Gutachten einer Gutachterkom-
mission über das Vorliegen der Voraussetzungen
nach § 14 Abs. 2 einzuholen, sofern es sich nicht
um Hörfunk- oder Fernsehsendungen handelt, an
deren Herstellung ein Vertreter des Bundesministe-
riums für Unterricht, Kunst und Sport als Berater
teilgenommen hat.

(2) Zum Zweck der Abgabe der Gutachten hat
der Bundesminister für Unterricht, Kunst und
Sport Sachverständige in Gutachterkommissionen
zu berufen, die für einen oder mehrere Unterrichts-
gegenstände einer oder mehrerer Schularten
zuständig sind. Die Berufung hat jeweils auf die
Dauer von vier Jahren zu erfolgen. Jede Gutachter-
kommission hat ihren Vorsitzenden aus ihrer Mitte
zu wählen.

(3) Der Vorsitzende hat jeden Geschäftsfall
einem oder mehreren Mitgliedern der Gutachter-
kommission zuzuweisen (Berichterstatter) oder
beim Bundesminister für Unterricht, Kunst und
Sport die Beiziehung eines nicht der Kommission
angehörenden Sachverständigen als Berichterstatter
mit beratender Stimme zu beantragen, wenn dies
wegen der Art des Geschäftsfalles oder zur
Beschleunigung des Verfahrens notwendig
erscheint. Die Beschlüsse der Gutachterkommissio-
nen werden mit unbedingter Stimmenmehrheit
gefaßt, bei Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme des Vorsitzenden. Bei Beschlüssen, die mit
einer geringeren als der Zweidrittelmehrheit gefaßt
werden, ist dem Gutachten auch die Stellungnahme
der Minderheit anzuschließen, wenn diese den
Anschluß ihres Votums (Minderheitsvotum) ver-
langt.

(4) Die näheren Bestimmungen über die Zahl der
Mitglieder und den Geschäftsbereich der einzelnen
Kommissionen sowie über die Geschäftsbehand-
lung hat der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport durch Verordnung nach den Erforder-
nissen einer möglichst gründlichen, zeit- und
kostensparenden Erstellung der Gutachten zu
regeln.

Unterrichtssprache

§ 16. (1) Unterrichtssprache ist die deutsche
Sprache, soweit nicht für Schulen, die im besonde-
ren für sprachliche Minderheiten bestimmt sind,
durch Gesetz oder durch zwischenstaatliche Ver-
einbarungen anderes vorgesehen ist.
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(2) Soweit gemäß § 4 Abs. 3 des Schulorganisa-
tionsgesetzes an Privatschulen die Auswahl der
Schüler nach der Sprache zulässig ist, kann die
betreffende Sprache auch als Unterrichtssprache in
solchen Privatschulen verwendet werden.

(3) Darüber hinaus kann der Bundesminister für
Unterricht, Kunst und Sport auf Antrag der Schul-
behörde erster Instanz die Verwendung einer
lebenden Fremdsprache als Unterrichtssprache in
einer öffentlichen Schule anordnen, wenn dies
wegen der Zahl von fremdsprachigen Personen, die
sich in Österreich aufhalten, oder zur besseren Aus-
bildung in Fremdsprachen zweckmäßig erscheint
und dadurch die allgemeine Zugänglichkeit der
einzelnen Formen und Fachrichtungen der Schular-
ten nicht beeinträchtigt wird. Diese Anordnung
kann sich auch auf einzelne Klassen oder einzelne
Unterrichtsgegenstände beziehen. Bei Privatschu-
len ist die Verwendung einer lebenden Fremdspra-
che auf Ansuchen des Schulerhalters bei Vorliegen
dieser Voraussetzungen vom Bundesminister für
Unterricht, Kunst und Sport zu bewilligen. Zwi-
schenstaatliche Vereinbarungen bleiben davon
unberührt.

5. ABSCHNITT

UNTERRICHTSARBEIT UND SCHÜLER-
BEURTEILUNG

Unterrichtsarbeit

§ 17. (1) Der Lehrer hat in eigenständiger und
verantwortlicher Unterrichts- und Erziehungsarbeit
die Aufgabe der österreichischen Schule (§ 2 des
Schulorganisationsgesetzes) zu erfüllen. In diesem
Sinne und entsprechend dem Lehrplan der betref-
fenden Schulart hat er unter Berücksichtigung der
Entwicklung der Schüler und der äußeren Gege-
benheiten den Lehrstoff des Unterrichtsgegenstan-
des dem Stand der Wissenschaft entsprechend zu
vermitteln, eine gemeinsame Bildungswirkung aller
Unterrichtsgegenstände anzustreben, den Unter-
richt anschaulich und gegenwartsbezogen zu
gestalten, die Schüler zur Selbsttätigkeit und zur
Mitarbeit in der Gemeinschaft anzuleiten, jeden
Schüler nach Möglichkeit zu den seinen Anlagen
entsprechenden besten Leistungen zu führen, durch
geeignete Methoden und durch zweckmäßigen
Einsatz von Unterrichtsmitteln den Ertrag des
Unterrichtes als Grundlage weiterer Bildung zu
sichern und durch entsprechende Übungen zu festi-
gen.

(2) Zur Ergänzung der Unterrichtsarbeit können
den Schülern auch Hausübungen aufgetragen wer-
den, die jedoch so vorzubereiten sind, daß sie von
den Schülern ohne Hilfe anderer durchgeführt
werden können. Bei der Bestimmung des Ausmaßes
der Hausübungen ist auf die Belastbarkeit der
Schüler, insbesondere auf die Zahl der Unterrichts-
stunden an den betreffenden Schultagen, die in den

übrigen Unterrichtsgegenständen gestellten Haus-
übungen und allfällige Schulveranstaltungen
Bedacht zu nehmen. Hausübungen, die an Samsta-
gen, Sonntagen oder Feiertagen oder während der
Weihnachtsferien, der Semesterferien, der Osterfe-
rien, der Pfingstferien oder der Hauptferien erar-
beitet werden müßten, dürfen — ausgenommen an
den lehrgangsmäßigen Berufsschulen — nicht auf-
getragen werden. (BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 8)

(3) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport kann bestimmen, daß der Unterricht in
allen oder einzelnen Schulstufen aller oder
bestimmter Schulen an bestimmten Tagen oder in
einem bestimmten Zeitraum unter Berücksichti-
gung eines Themas zu gestalten ist, das aus erziehe-
rischen Gründen von besonderer Bedeutung ist.
Solche Themen dürfen, von Einzelfällen abgese-
hen, nicht für alle Schularten jährlich wiederholt
werden; die Zahl solcher Themen darf die Erfül-
lung des Lehrplanes nicht beeinträchtigen.

Leistungsbeurteilung

§ 18. (1) Die Beurteilung der Leistungen der
Schüler in den einzelnen Unterrichtsgegenständen
hat der Lehrer durch ständige Beobachtung ihrer
Mitarbeit im Unterricht sowie durch in die Unter-
richtsarbeit eingeordnete mündliche, schriftliche
und praktische oder nach anderen Arbeitsformen
ausgerichtete Leistungsfeststellungen zu gewinnen.
Maßstab für die Leistungsbeurteilung sind die For-
derungen des Lehrplanes unter Bedachtnahme auf
den jeweiligen Stand des Unterrichtes.

(2) Für die Beurteilung der Leistungen der Schü-
ler sind folgende Beurteilungsstufen (Noten) zu
verwenden: Sehr gut (1), Gut (2), Befriedigend (3),
Genügend (4), Nicht genügend (5).

(3) Durch die Noten ist die Selbständigkeit der
Arbeit, die Erfassung und die Anwendung des
Lehrstoffes, die Durchführung der Aufgaben und
die Eigenständigkeit des Schülers zu beurteilen.

(4) Vorgetäuschte Leistungen sind nicht zu beur-
teilen.

(5) Das Verhalten des Schülers in der Schule
(§ 21) darf in die Leistungsbeurteilung nicht einbe-
zogen werden.

(6) Schüler, die wegen einer körperlichen Behin-
derung eine entsprechende Leistung nicht erbrin-
gen können oder durch die Leistungsfeststellung
gesundheitlich gefährdet wären, sind entsprechend
den Forderungen des Lehrplanes unter Bedacht-
nahme auf den wegen der körperlichen Behinde-
rung bzw. gesundheitlichen Gefährdung erreichba-
ren Stand des Unterrichtserfolges zu beurteilen,
soweit die Bildungs- und Lehraufgabe des betref-
fenden Unterrichtsgegenstandes grundsätzlich
erreicht wird. (BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 8)
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(7) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport hat durch Verordnung zu bestimmen,
bei welchen Pflichtgegenständen die äußere Form
der Arbeit einen wesentlichen Bestandteil der Lei-
stung darstellt und bei der Leistungsbeurteilung mit
zu berücksichtigen ist. (BGBl. Nr. 211/1986, Art. I
Z 8)

(8) Bei der Beurteilung der Leistungen eines
Schülers in Musikerziehung, Bildnerischer Erzie-
hung und Werkerziehung sowie Leibesübungen
sind mangelnde Anlagen und mangelnde körperli-
che Fähigkeiten bei erwiesenem Leistungswillen
zugunsten des Schülers zu berücksichtigen. Dieser
Absatz gilt insoweit nicht, als einer der genannten
Gegenstände für die Aufgabe einer Schulart von
besonderer Bedeutung ist. (BGBl. Nr. 211/1986,
Art. I Z 8)

(9) Die Leistungen von Schulpflichtigen, die
gemäß § 4 Abs. 2 wegen mangelnder Kenntnis der
Unterrichtssprache als außerordentliche Schüler
aufgenommen worden sind, sind unter Berücksich-
tigung ihrer Sprachschwierigkeiten zu beurteilen.
(BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 8)

(10) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport hat durch Verordnung nach den Aufga-
ben der einzelnen Schularten und nach der Art der
einzelnen Unterrichtsgegenstände nähere Bestim-
mungen für den Aufbau und die Durchführung von
Leistungsfeststellungen und die Beurteilung der
Leistungen der Schüler zu erlassen. (BGBl.
Nr. 211/1986, Art. I Z 8)

(11) Wenn die Leistungen von mehr als der
Hälfte der Schüler bei einer schriftlichen oder gra-
phischen Leistungsfeststellung mit „Nicht genü-
gend" zu beurteilen sind, so ist sie mit neuer Aufga-
benstellung ein Mal zu wiederholen. Als Grundlage
für die Beurteilung ist in diesem Falle jene Lei-
stungsfeststellung heranzuziehen, bei der der Schü-
ler die bessere Leistung erbracht hat. (BGBl.
Nr. 211/1986, Art. I Z 8)

(12) Auf Antrag eines Schülers, dessen Mutter-
sprache nicht die Unterrichtssprache der betreffen-
den Schule ist, hat der Schulleiter zu bestimmen,
daß hinsichtlich der Beurteilung die Unterrichts-
sprache an die Stelle der lebenden Fremdsprache
tritt, wenn eine lebende Fremdsprache als Pflicht-
gegenstand in der betreffenden Schulstufe lehrplan-
mäßig vorgesehen ist; der Schüler hat in seiner
Muttersprache Leistungen nachzuweisen, die jenen
eines Schülers deutscher Muttersprache im Pflicht-
gegenstand Deutsch entsprechen, allenfalls auch im
Wege von Externistenprüfungen (§ 42), sofern die
Durchführung von Prüfungen in der betreffenden
Sprache möglich ist. Dasselbe gilt sinngemäß für
die Pflichtgegenstände Kaufmännischer Schriftver-
kehr, Phonotypie, Kurzschrift und Maschinschrei-
ben. Das Jahreszeugnis ist mit einem entsprechen-
den Vermerk zu versehen. Dieser Absatz gilt nicht
für die Bildungsanstalten für Kindergärtnerinnen,

für Bildungsanstalten für Kindergartenpädagogik
und für Bildungsanstalten für Erzieher. (BGBl.
Nr. 211/1986, Art. I Z 8, 9)

(13) Pflichtpraktika und Praktika außerhalb des
schulischen Unterrichtes, verbindliche und unver-
bindliche Übungen, therapeutische und funktio-
nelle Übungen sowie Kurse im Zusammenhang mit
der Feststellung der Sonderschulbedürftigkeit sind
nicht zu beurteilen. (BGBl. Nr. 367/1982, Art. I
Z 6; BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 8)

Information der Erziehungsberechtigten und der
Lehrberechtigten

§ 19. (1) Die Erziehungsberechtigten sind von
der Beurteilung der Leistungen des Schülers durch
Schulnachrichten im Sinne der folgenden Bestim-
mungen in Kenntnis zu setzen. Darüber hinaus ist
den Erziehungsberechtigten an allgemeinbildenden
Pflichtschulen durch zwei Sprechtage im Unter-
richtsjahr, an allen anderen Schularten — ausge-
nommen an Berufsschulen — durch die wöchentli-
che Sprechstunde des einzelnen Lehrers sowie bei
Bedarf durch Sprechtage Gelegenheit zu Einzelaus-
sprachen zu geben. An allgemeinbildenden Pflicht-
schulen haben die Lehrer den Erziehungsberechtig-
ten, an Berufsschulen den Erziehungsberechtigten
und den Lehrberechtigten auf deren Verlangen zu
Einzelaussprachen zur Verfügung zu stehen.

(2) Am Ende des ersten Semesters ist — ausge-
nommen die Vorschulstufe, die lehrgangs- und sai-
sonmäßigen Berufsschulen, die Lehrgänge und
Kurse mit einer kürzeren Unterrichtsdauer als
einem Unterrichtsjahr — für jeden Schüler eine
Schulnachricht auszustellen. Die Schulnachricht
hat die Noten des Schülers in den einzelnen Unter-
richtsgegenständen (§ 18) zu enthalten. Sofern der
Unterricht in Leistungsgruppen erfolgt, ist zur
Note auch die bisher besuchte Leistungsgruppe und
im Falle der Umstufung in eine andere Leistungs-
gruppe mit dem Ende des ersten Semesters auch die
neue Leistungsgruppe anzugeben; an Berufsschulen
entfällt die Angabe der Leistungsgruppe, doch ist
im Falle des Besuches von Pflichtgegenständen mit
erweitertem oder vertieftem Bildungsangebot (§ 47
Abs. 3 des Schulorganisationsgesetzes) ein diesbe-
züglicher Vermerk aufzunehmen, sofern dieser
Vermerk nicht wegen der besonderen Bezeichnung
dieser Pflichtgegenstände entbehrlich ist. Im Falle
des § 31 d ist ein diesbezüglicher Vermerk aufzu-
nehmen. Ferner hat die Schulnachricht die Noten
des Schülers für das Verhalten in der Schule und
die äußere Form der Arbeiten (§ 21) zu enthalten;
in welchen Schularten und Schulstufen die Noten
für das Verhalten des Schülers in der Schule und
der äußeren Form der Arbeiten in die Schulnach-
richt aufzunehmen sind, hat der Bundesminister für
Unterricht, Kunst und Sport durch Verordnung
nach den Aufgaben der einzelnen Schularten und
Altersstufen der Schüler zu bestimmen. Für ver-
bindliche und unverbindliche Übungen sowie für
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therapeutische und funktioneile Übungen sind nur
Teilnahmevermerke aufzunehmen. Der Bundesmi-
nister für Unterricht, Kunst und Sport kann durch
Verordnung für die erste oder die ersten beiden
Stufen der Volksschule und für Sonderschulen mit
Klassenlehrersystem bestimmen, daß für alle oder
mehrere Unterrichtsgegenstände, ausgenommen
Religion, nur eine Gesamtnote einzutragen ist. In
Sonderschulen für Schwerstbehinderte Kinder ist
anstelle der Noten der erreichte Entwicklungsstand
des Schülers darzustellen; dies gilt auch in Sonder-
schulen für mehrfach behinderte Kinder, wenn
Arten und Ausmaß der Mehrfachbehinderung diese
Form der Beurteilung erforderlich machen. (BGBl.
Nr. 367/1982, Art. I Z 7)

(3) Wenn die Leistungen eines Schülers allge-
mein oder in einzelnen Unterrichtsgegenständen in
besonderer Weise nachlassen, hat der Klassenvor-
stand oder der Lehrer des betreffenden Unter-
richtsgegenstandes mit den Erziehungsberechtigten
Verbindung aufzunehmen. (BGBl. Nr. 231/1977,
Art. I Z 10 lit. b)

(4) Wenn die Leistungen eines Schülers in einem
Pflichtgegenstand auf Grund der während des
Unterrichtsjahres bisher erbrachten Leistungen, bei
größerer Gewichtung der zuletzt erbrachten Lei-
stungen, mit „Nicht genügend" zu beurteilen
wären, sind dessen Erziehungsberechtigte während
der zweiten Hälfte des Unterrichtsjahres bis späte-
stens sechs Wochen vor Ende des Unterrichtsjahres
hievon nachweislich zu verständigen; ein Nachweis
kann entfallen, sofern die Verständigung anläßlich
einer Vorsprache eines Erziehungsberechtigten in
der Schule erfolgt ist. Dies gilt für Berufsschulen
mit der Maßgabe, daß die Verständigung auch an
den Lehrberechtigten zu ergehen hat und an lehr-
gangsmäßigen Berufsschulen an die Stelle des
Unterrichtsjahres der Lehrgang tritt und die Erzie-
hungsberechtigten sowie die Lehrberechtigten spä-
testens drei Wochen vor Ende des Lehrganges zu
verständigen sind; diese Verständigungspflicht
besteht nicht an lehrgangsmäßigen Berufsschulen
mit einer geringeren Dauer als acht Wochen.
(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 10 lit. b)

(5) An Schularten mit Leistungsgruppen ist den
Erziehungsberechtigten die Umstufung in eine
andere Leistungsgruppe während des Unterrichts-
jahres innerhalb von einer Woche mitzuteilen.
(BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 8)

(6) In den Fällen der vorstehenden Absätze tre-
ten an die Stelle der Erziehungsberechtigten bzw.
der Lehrberechtigten die Schüler selbst, wenn sie
eigenberechtigt sind. (BGBl. Nr. 367/1982, Art. I
Z 8)

(7) Die Verständigungen gemäß den Abs. 1 bis 6
haben ausschließlich Informationscharakter.
(BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 9)

(8) In der 4. Schulstufe (ausgenommen an Son-
derschulen mit eigenem Lehrplan) und in der
8. Schulstufe sind die Erziehungsberechtigten
gegen Ende des ersten Semesters oder am Beginn
des zweiten Semesters des Unterrichtsjahres über
den nach den Interessen und Leistungen des Schü-
lers empfehlenswerten weiteren Bildungsweg
mündlich zu informieren. Die Erziehungsberechtig-
ten sind von der Informationsmöglichkeit nach-
weislich in Kenntnis zu setzen. Sofern eine mündli-
che Information nicht möglich ist und eine Infor-
mation dennoch geboten erscheint, kann diese
schriftlich erfolgen. Die Information hat an Schu-
len mit Klassenlehrersystem auf Grund einer Bera-
tung der Schulkonferenz und an den übrigen Schu-
len auf Grund einer Beratung der Klassenkonfe-
renz zu erfolgen. (BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 10)

(9) Ist ein Fernbleiben des Schülers vom Unter-
richt in besonderer Weise gegeben, ist mit den
Erziehungsberechtigten Verbindung aufzunehmen.
(BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 11)

Leistungsbeurteilung für eine Schulstufe

§ 20. (1) Der Beurteilung der Leistungen eines
Schülers in einem Unterrichtsgegenstand auf einer
ganzen Schulstufe hat der Lehrer alle in dem
betreffenden Unterrichtsjahr erbrachten Leistungen
(§ 18) zugrunde zu legen, wobei dem zuletzt
erreichten Leistungsstand das größere Gewicht
zuzumessen ist. Dabei sind die fachliche Eigenart
des Unterrichtsgegenstandes und der Aufbau des
Lehrstoffes zu berücksichtigen. (BGBl.
Nr. 367/1982, Art. I Z ll)

(2) Wenn sich bei längerem Fernbleiben des
Schülers vom Unterricht und in ähnlichen Ausnah-
mefällen auf Grund der nach § 18 Abs. 1 gewonne-
nen Beurteilung eine sichere Beurteilung für die
ganze Schulstufe nicht treffen läßt, hat der Lehrer
eine Prüfung durchzuführen, von der der Schüler
zwei Wochen vorher zu verständigen ist (Feststel-
lungsprüfung).

(3) Wenn ein Schüler ohne eigenes Verschulden
so viel vom Unterricht versäumt, daß die erfolgrei-
che Ablegung der Prüfung (Abs. 2) nicht zu erwar-
ten ist, ist sie ihm vom Schulleiter auf mindestens
acht, höchstens zwölf Wochen — bei lehrgangsmä-
ßigen Berufsschulen höchstens bis zum Beginn des
nächsten der Schulstufe entsprechenden Lehrgan-
ges im nächsten Schuljahr — zu stunden (Nach-
tragsprüfung).

(4) Wenn ein Schüler an einer berufsbildenden
mittleren oder höheren Schule im praktischen
Unterricht oder an einer Anstalt der Lehrerbildung
und der Erzieherbildung in Kindergarten-, Hort-
oder Heimpraxis oder Leibeserziehung mehr als
das Achtfache der wöchentlichen Stundenzahl
eines Pflichtgegenstandes in einem Unterrichtsjahr
ohne eigenes Verschulden versäumt, ist ihm Gele-
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genheit zu geben, die in diesem Pflichtgegenstand
geforderten Kenntnisse und Fertigkeiten durch eine
Prüfung nachzuweisen, sofern er die Versäumnisse
durch eine facheinschlägige praktische Tätigkeit
nachgeholt hat. Ist das Nachholen dieser prakti-
schen Tätigkeit während des Unterrichtsjahres
nicht möglich, so hat dies in Form einer vierwöchi-
gen facheinschlägigen Ferialpraxis zu erfolgen; in
diesem Fall kann die Prüfung zu Beginn des folgen-
den Schuljahres abgelegt werden. Bei schuldhaftem
Versäumnis des Unterrichtes im genannten Ausmaß
oder bei Nichtablegen der Prüfung ist der Schüler
in diesem Pflichtgegenstand für die betreffende
Schulstufe nicht zu beurteilen. (BGBl.
Nr. 211/1986, Art. I Z 12)

(5) Über den Verlauf einer Feststellungsprüfung,
einer Nachtragsprüfung und einer Prüfung gemäß
Abs. 4, hat der Lehrer eine schriftliche Aufzeich-
nung zu führen.

(6) Zu Beginn der zweiten Woche vor Ende des
Unterrichtsjahres hat eine Klassenkonferenz zur
Beratung über die Leistungsbeurteilung der Schüler
stattzufinden. Die Entscheidungen der Klassenkon-
ferenz über die Nichtberechtigung zum Aufsteigen
in die nächsthöhere Schulstufe oder den nicht
erfolgreichen Abschluß der letzten Stufe der
besuchten Schulart (§ 25) sind spätestens am fol-
genden Tag unter Angabe der Gründe und Beifü-
gung einer Rechtsmittelbelehrung dem Schüler
bekanntzugeben. (BGBl. Nr. 231/1977, An. I Z 11
lit. a)

(7) Auf die Vorschulstufe sind die Abs. 1 bis 6
und auf die 1. Stufe der Volks- und Sonderschule
sind die Abs. 2 bis 6 nicht anzuwenden. (BGBl.
Nr. 367/1982, Art. I Z 12)

(8) In Sonderschulen für Schwerstbehinderte
Kinder hat die Schulkonferenz anstelle der Anwen-
dung der Abs. 1 bis 6 nach dem Entwicklungsstand
des Schülers zu entscheiden, ob er zum Aufsteigen
in die nächsthöhere Lehrplanstufe geeignet ist. In
Sonderschulen für mehrfach behinderte Kinder ist
diese Regelung anzuwenden, wenn sie. durch Art
und Ausmaß der Mehrfachbehinderung zu recht-
fertigen ist. (BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 11 lit. d)

(9) In lehrgangsmäßigen Berufsschulen haben
die im Abs. 6 vorgesehene Beratung und die dort
vorgesehenen Entscheidungen der Klassenkonfe-
renz in der zweiten Hälfte der letzten Lehrgangs-
woche zu erfolgen. (BGBl. Nr. 231/1977, Art. I
Z 11 lit.d)

Beurteilung des Verhaltens in der Schule und der
äußeren Form der Arbeiten

§ 21. (1) Der Bundesminister für Unterricht,
Kunst und Sport hat durch Verordnung nach den
Aufgaben der einzelnen Schularten und der Alters-
stufe der Schüler zu bestimmen, in welchen Schul-

arten und Schulstufen das Verhalten des Schülers
in der Schule und die äußere Form der Arbeiten zu
beurteilen sind.

(2) Für die Beurteilung des Verhaltens des Schü-
lers in der Schule und der äußeren Form der Arbei-
ten sind folgende Beurteilungsstufen (Noten) zu
verwenden: Sehr zufriedenstellend, Zufriedenstel-
lend, Wenig zufriedenstellend, Nicht zufriedenstel-
lend.

(3) Durch die Noten für das Verhalten des Schü-
lers in der Schule ist zu beurteilen, inwieweit sein
persönliches Verhalten und seine Einordnung in
die Klassengemeinschaft den Anforderungen der
Schulordnung entsprechen. Bei der Beurteilung
sind die Anlagen des Schülers, sein Alter und sein
Bemühen um ein ordnungsgemäßes Verhalten zu
berücksichtigen. Durch die Noten für die äußere
Form der Arbeiten ist der Grad der Sauberkeit,
Übersichtlichkeit und Ordnung bei der Ausführung
der Arbeiten zu beurteilen.

(4) Die Beurteilung ist durch die Klassenkonfe-
renz auf Antrag des Klassenvorstandes zu beschlie-
ßen.

Jahreszeugnis, Abschlußzeugnis, Schulbesuchsbestä-
tigung

§ 22. (1) Am Ende eines jeden Unterrichtsjahres,
bei lehrgangsmäßigen Berufsschulen am Ende des
Lehrganges, ist dem Schüler ein Jahreszeugnis über
die betreffende Schulstufe auszustellen, soweit in
den Abs. 7 und 8 nicht anderes bestimmt ist.

(2) Das Jahreszeugnis hat insbesondere zu ent-
halten:

a) die Bezeichnung, Form bzw. Fachrichtung
der Schulart und den Standort der Schule;

b) die Personalien des Schülers;
c) die besuchte Schulstufe und die Bezeichnung

der Klasse (des Jahrganges);
d) die Unterrichtsgegenstände der betreffenden

Schulstufe und die Beurteilung der darin
erbrachten Leistungen ' (§ 20), sofern der
Unterricht in Leistungsgruppen erfolgt, auch
die Angabe der Leistungsgruppe; an Berufs-
schulen entfällt die Angabe der Leistungs-
gruppe, doch ist im Falle des Besuches von
Pflichtgegenständen mit erweitertem oder
vertieftem Bildungsangebot (§ 47 Abs. 3 des
Schulorganisationsgesetzes) ein diesbezügli-
cher Vermerk aufzunehmen, sofern dieser
Vermerk nicht wegen der besonderen
Bezeichnung dieser Pflichtgegenstände ent-
behrlich ist; im Falle des § 31 d ist ein diesbe-
züglicher Vermerk aufzunehmen; (BGBl.
Nr. 143/1980, Art. I Z 3; BGBl.
Nr. 367/1982, Art. I Z 13)

e) die Beurteilung des Verhaltens des Schülers
in der Schule und der äußeren Form der
Arbeiten nach Maßgabe des § 21 Abs. 1.;

314
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f) allfällige Beurkundungen über (BGBl.
Nr. 231/1977, Art. I Z 12 lit. a)
aa) die Berechtigung oder Nichtberechti-

gung zum Aufsteigen oder den nicht
erfolgreichen Abschluß der letzten Stufe
der besuchten Schulart (§ 20 Abs. 6,
§ 25), (BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 12
lit. b)

bb) in leistungsdifferenzierten Pflichtgegen-
ständen die Leistungsgruppe, die der
Schüler im folgenden Unterrichtsjahr zu
besuchen hat (§20 Abs. 6, § 31 b,
§ 31 c); an den Berufsschulen hat diese
Beurkundung nur im Falle einer Umstu-
fung in die höhere Leistungsgruppe zu
erfolgen (§ 31 c Abs. 7), (BGBl.
Nr. 367/1982, Art. I Z 14)

cc) die Zulässigkeit der Ablegung einer
Wiederholungsprüfung (§ 23) oder der
Wiederholung einer Schulstufe (§ 27),
(BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 14)

dd) die Beendigung des Schulbesuches
wegen Überschreitens der zulässigen
Höchstdauer (§ 33 Abs. 2 lit. d); (BGBl.
Nr. 367/1982, Art. I Z 14)

g) die Feststellung, daß der Schüler die Schul-
stufe mit ausgezeichnetem Erfolg abgeschlos-
sen hat, wenn er in mindestens der Hälfte der
Pflichtgegenstände mit „Sehr gut" und in
den übrigen Pflichtgegenständen mit „Gut"
beurteilt wurde, wobei Beurteilungen mit
„Befriedigend" diese Feststellung nicht hin-
dern, wenn dafür gleich viele Beurteilungen
mit „Sehr gut" über die Hälfte der Pflichtge-
genstände hinaus vorliegen; an Schularten
mit Leistungsgruppen ist hiebei ein „Befriedi-
gend" in der höchsten Leistungsgruppe als
„Gut" bzw. ein „Gut" als „Sehr gut" zu
bewerten; an Schularten mit drei Leistungs-
gruppen ist diese Feststellung nur zu treffen,
wenn
aa) das Jahreszeugnis in leistungsdifferen-

zierten Pflichtgegenständen in der mitt-
leren Leistungsgruppe keine schlechtere
Beurteilung als „Gut" aufweist und das
Jahreszeugnis — mit Ausnahme des Jah-
reszeugnisses der jeweils letzten Stufe
der betreffenden Schulart — den Ver-
merk enthält, daß der Schüler im näch-
sten Unterrichtsjahr in den leistungs-
differenzierten Pflichtgegenständen die
höchste Leistungsgruppe zu besuchen
hat,

bb) der SchüJer in keinem leistungsdifferen-
zierten Pflichtgegenstand den Unter-
richt am Ende des Unterrichtsjahres in
der niedrigsten Leistungsgruppe besucht
hat;

an Berufsschulen ist ein „Befriedigend" in
einem Pflichtgegenstand mit erweitertem
oder vertieftem Bildungsangebot als „Gut"

bzw. ein „Gut" als „Sehr gut" zu bewerten,
sofern dieses Bildungsangebot nicht in einem
zusätzlichen Pflichtgegenstand erfolgt;
(BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 15)

h) im Falle einer Verbesserung der Beurteilung
in Pflichtgegenständen der 8. Schulstufe
(§31 a) einen diesbezüglichen Vermerk;
(BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 16)

i) im Falle der Beendigung der allgemeinen
Schulpflicht eine diesbezügliche Feststellung;
(BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 16)

j) Ort und Datum der Ausstellung, Unterschrift
des Schulleiters und des Klassenvorstandes,
Rundsiegel der Schule. (BGBl. Nr. 367/1982,
Art. I Z 16)

(3) Für verbindliche und unverbindliche Übun-
gen sowie für therapeutische und funktioneile
Übungen sind anstelle der Beurteilung Teilnahme-
vermerke in das Jahreszeugnis aufzunehmen. Des-
gleichen ist im Jahreszeugnis zu vermerken, wenn
ein Schüler von der Teilnahme an einem Pflichtge-
genstand befreit ist (§ 11 Abs. 6, 7 oder 8). (BGBl.
Nr. 367/1982, Art. I Z 17)

(4) In Sonderschulen für Schwerstbehinderte
Kinder und in Sonderschulen für mehrfach behin-
derte Kinder treten in den Fällen des § 20 Abs. 8 an
die Stelle der im Abs. 2 lit. d bis g genannten Fest-
stellungen eine Darstellung des erreichten Entwick-
lungsstandes des Schülers und die Entscheidung, ob
er zum Aufsteigen in die nächsthöhere Lehrplan-
stufe geeignet ist. (BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 12
lit. c)

(5) Wenn einem Schüler gemäß § 20 Abs. 3 eine
Prüfung gestundet worden ist, ist ihm auf sein Ver-
langen ein vorläufiges Jahreszeugnis auszustellen,
auf das der Abs. 2 lit. a bis e und j mit der Maßgabe
anzuwenden ist, daß an die Stelle der Beurteilung
in dem betreffenden Unterrichtsgegenstand (den
betreffenden Unterrichtsgegenständen) der Ver-
merk über die Stundung der Prüfung zu treten hat.
Nach Ablegung der Prüfung ist ein vorläufiges Jah-
reszeugnis einzuziehen und ein Jahreszeugnis im
Sinne des Abs. 2 auszustellen.

(6) Wenn ein Schüler berechtigt ist, eine Wieder-
holungsprüfung (§ 23 Abs. 1 bis 4) abzulegen, ist
dies auf dem Jahreszeugnis zu vermerken. Nach
Ablegung der Wiederholungsprüfung ist dieses Jah-
reszeugnis einzuziehen und ein Jahreszeugnis aus-
zustellen, das die auf Grund der Wiederholungs-
prüfung gewonnene Beurteilung enthält.

(7) In Lehrgängen und Kursen (§ 59, § 61 Abs. 1
lit. b und c, § 62 a Abs. 1 und § 63 a Abs. 1 des
Schulorganisationsgesetzes) mit geringerer Unter-
richtsdauer als einem Unterrichtsjahr sind nach
Abschluß des Lehrganges bzw. Kurses Lehrgangs-
bzw. Kurszeugnisse auszustellen, auf die die Abs. 2
und 3 sowie 5 und 6 sinngemäß anzuwenden sind.
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(8) Im Zeitpunkt des erfolgreichen Abschlusses
der letzten Schulstufe einer Schulart ist neben dem
Jahreszeugnis oder im Zusammenhang mit diesem
ein Abschlußzeugnis auszustellen, wenn nicht
gemäß § 39 Abs. 1 ein Reifeprüfungszeugnis, ein
Befähigungsprüfungszeugnis oder ein Abschluß-
prüfungszeugnis auszustellen ist. Bei berufsbilden-
den Schulen können auch die damit verbundenen
gewerblichen Berechtigungen angeführt werden.
(BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 18)

(9) Die Gestaltung des Zeugnisformulares ist
durch Verordnung des Bundesministers für Unter-
richt, Kunst und Sport nach den Erfordernissen der
einzelnen Schularten zu bestimmen.

(10) Wenn ein Schüler aus einer Schule zu einem
Zeitpunkt ausscheidet, in dem über das Ergebnis
des Schulbesuches ein Jahreszeugnis noch nicht
ausgestellt werden kann, ist auf sein Verlangen eine
Schulbesuchsbestätigung auszustellen, die die
Angaben nach Abs. 2 lit. a bis c und j sowie die
Beurteilung der bis zu diesem Zeitpunkt vom Schü-
ler erbrachten Leistungen zu enthalten hat.

(11) Schulpflichtigen außerordentlichen Schü-
lern ist im Zeitpunkt ihres Ausscheidens bzw. am
Ende eines jeden Unterrichtsjahres eine Schulbe-
suchsbestätigung über die Dauer ihres Schulbesu-
ches bzw. über das Unterrichtsjahr auszustellen, die
die Beurteilung ihrer Leistungen in den einzelnen
Pflichtgegenständen enthält.

Wiederholungsprüfung

§ 23. (1) Ein Schüler darf — ausgenommen in
der Grundschule sowie in Sonderschulen mit Klas-
senlehrersystem — zu Beginn des folgenden Schul-
jahres in einem oder zwei Pflichtgegenständen eine
Wiederholungsprüfung ablegen, wenn im Jahres-
zeugnis

1. der Schüler in Pflichtgegenständen ohne Lei-
stungsgruppen mit „Nicht genügend" beur-
teilt worden ist, oder

2. der Schüler in der niedrigsten Leistungs-
gruppe eingestuft war und mit „Nicht genü-
gend" beurteilt worden ist, oder

3. der Schüler in der letzten Stufe einer Schulart
in einer höheren Leistungsgruppe eingestuft
war und mit „Nicht genügend" beurteilt wor-
den ist;

hiebei darf die Gesamtanzahl der Beurteilungen mit
„Nicht genügend" gemäß Z l bis 3 zwei nicht
übersteigen. An lehrgangs- und saisonmäßigen
Berufsschulen, über kein ganzes Unterrichtsjahr
dauernde Berufsschulstufen sowie an Lehrgängen
und Kursen, die nicht mit dem Ende des Unter-
richtsjahres schließen, darf die Wiederholungsprü-
fung frühestens acht Wochen nach Abschluß des
Lehrganges (Kurses) und spätestens zu Beginn des
folgenden, für den Schüler in Betracht kommenden
Lehrganges (Kurses) abgelegt werden. Macht ein
Schüler, der gemäß § 25 Abs. 2 trotz der Note

„Nicht genügend" zum Aufsteigen in die nächsthö-
here Schulstufe berechtigt ist, von dieser Befugnis
Gebrauch, so bleibt die Berechtigung zum Aufstei-
gen ohne Rücksicht auf die Beurteilung seiner Lei-
stungen bei der Wiederholungsprüfung erhalten.
Eine Wiederholungsprüfung ist nicht zulässig,
wenn die Note auf dem Ergebnis einer Nachtrags-
prüfung (§ 20 Abs. 3) beruht. (BGBl. Nr. 367/1982,
Art. I Z 19)

(2) Wenn die Leistungen eines Schülers im Jah-
reszeugnis in mehr als zwei Pflichtgegenständen
mit „Nicht genügend" beurteilt worden sind, aber
nur höchstens zwei dieser Beurteilungen einem
Übertritt in eine andere Schulart gemäß § 29 entge-
genstehen, darf der Schüler aus den betreffenden
Pflichtgegenständen eine Wiederholungsprüfung
ablegen. Die erfolgreiche Ablegung der Wiederho-
lungsprüfung ist mit dem Hinweis auf den beab-
sichtigten Übertritt in eine andere Schulart auf dem
Jahreszeugnis zu vermerken. Dies gilt sinngemäß,
wenn die Beurteilung mit „Nicht genügend" in
höchstens zwei Pflichtgegenständen einem erfolg-
reichen Abschluß der 8. Schulstufe im Sinne des
§28 Abs. 3 entgegensteht. (BGBl. Nr. 367/1982,
Art. I Z 20; BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z l3)

(3) Die Wiederholungsprüfung darf im Falle
eines Schulwechsels an der neuen Schule abgelegt
werden, wenn mit dem Schulwechsel ein Wechsel
der Schulart oder des Schulortes verbunden ist und
es sich um eine Schule gleicher oder größerer Bil-
dungshöhe handelt oder der Wechsel von der allge-
meinbildenden höheren Schule in die Hauptschule
erfolgt. Die erfolgreiche Ablegung der Wiederho-
lungsprüfung ist auf dem Jahreszeugnis zu vermer-
ken. (BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 21)

(4) Eine Wiederholungsprüfung darf außer in
den Fällen der Abs. 1 bis 3 auch in einem oder zwei
Freigegenständen, in denen der Schüler mit „Nicht
genügend" beurteilt worden ist, abgelegt werden.

(5) Die Prüfungen nach Abs. 1 bis 4 haben sich
auf den Lehrstoff des betreffenden Unterrichtsge-
genstandes auf der ganzen Schulstufe zu beziehen.
Der Bundesminister für Unterricht, Kunst und
Sport hat durch Verordnung nach der Art des
Unterrichtsgegenstandes festzusetzen, ob die Wie-
derholungsprüfung schriftlich und mündlich, nur
schriftlich, nur mündlich oder auch praktisch abzu-
legen ist. (BGBl. Nr. 367/1982, Art. IZ 22)

(6) Die Beurteilung der Leistungen des Schülers
bei der Wiederholungsprüfung hat durch den Leh-
rer des betreffenden Unterrichtsgegenstandes in
der betreffenden Klasse (Prüfer) gemeinsam mit
einem zweiten vom Schulleiter zu bestimmenden
Lehrer (Beisitzer) zu erfolgen. Im Fall der Verhin-
derung des als Prüfer in Betracht kommenden Leh-
rers sowie im Falle des Abs. 3 sind sowohl der Prü-
fer als auch der Beisitzer vom Schulleiter zu bestel-
len. Prüfer und Beisitzer sollen den betreffenden
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Unterrichtsgegenstand unterrichten oder für ihn
lehrbefähigt sein. Über den Verlauf der Prüfung ist
eine schriftliche Aufzeichnung zu führen. Wenn
eine Einigung über die Beurteilung nicht zustande
kommt, hat der Schulleiter zu entscheiden.

Anwendung auf nicht schulpflichtige außerordentli-
che Schüler

§ 24. (1) Nicht schulpflichtigen außerordentli-
chen Schülern ist auf ihr Verlangen im Zeitpunkt
ihres Ausscheidens bzw. am Ende eines jeden
Unterrichtsjahres eine Schulbesuchsbestätigung
über die Dauer ihres Schulbesuches bzw. über das
Unterrichtsjahr und die besuchten Unterrichtsge-
genstände auszustellen.

(2) Wenn nicht schulpflichtige außerordentliche
Schüler innerhalb der ersten beiden Monate bean-
tragen, daß ihre Leistungen in den von ihnen
besuchten Unterrichtsgegenständen beurteilt wer-
den, sind die §§ 17 bis 21 und § 23 sinngemäß anzu-
wenden. In diesem Fall hat die Schulbesuchsbestäti-
gung auch die Beurteilung der Leistungen in den
Unterrichtsgegenständen zu enthalten.

6. ABSCHNITT

AUFSTEIGEN, WIEDERHOLEN VON
SCHULSTUFEN

Aufsteigen

§ 25. (1) Ein Schüler ist zum Aufsteigen in die
nächsthöhere Schulstufe berechtigt, wenn er die
Schulstufe erfolgreich abgeschlossen hat. Eine
Schulstufe ist erfolgreich abgeschlossen, wenn das
Jahreszeugnis in allen Pflichtgegenständen eine
Beurteilung aufweist und in keinem Pflichtgegen-
stand die Note „Nicht genügend" enthält. (BGBl.
Nr. 231/1977, Art. I Z 13 lit. a)

(2) Ein Schüler ist ferner zum Aufsteigen in die
nächsthöhere Schulstufe berechtigt, wenn das Jah-
reszeugnis zwar in einem Pflichtgegenstand die
Note „Nicht genügend" enthält, aber

a) der Schüler nicht auch schon im Jahreszeug-
nis des vorhergegangenen Schuljahres in
demselben Pflichtgegenstand die Note
„Nicht genügend" erhalten hat,

b) der betreffende Pflichtgegenstand — ausge-
nommen an Berufsschulen — in einer höhe-
ren Schulstufe lehrplanmäßig vorgesehen ist
und

c) die Klassenkonferenz feststellt, daß der Schü-
ler auf Grund seiner Leistungen in den übri-
gen Pflichtgegenständen die Voraussetzun-
gen zur erfolgreichen Teilnahme am Unter-
richt der nächsthöheren Schulstufe im Hin-
blick auf die Aufgabe der betreffenden Schul-
art aufweist.

(3) Schüler von Volksschulen und Sonderschulen
sind ohne Rücksicht auf die Beurteilung in den

Pflichtgegenständen Musikerziehung, Bildnerische
Erziehung, Schreiben, Werkerziehung, Hauswirt-
schaft und Leibesübungen zum Aufsteigen berech-
tigt. Abs. 2 lit. a ist auch hinsichtlich der übrigen
Pflichtgegenstände an den Volksschulen und Son-
derschulen nicht anzuwenden. (BGBl.
Nr. 367/1982, Art. I Z 23)

(4) Schüler der 1. Schulstufe sind ohne Rücksicht
auf die Beurteilungen im Jahreszeugnis berechtigt,
in die 2. Schulstufe aufzusteigen.

(5) Schüler, die in leistungsdifferenzierten
Pflichtgegenständen ein „Nicht genügend" in einer
anderen als der niedrigsten Leistungsgruppe erhal-
ten haben, sind berechtigt, in die nächsthöhere
Schulstufe aufzusteigen, in der sie jedoch den
betreffenden Pflichtgegenstand in der nächstniedri-
geren Leistungsgruppe zu besuchen haben. (BGBl.
Nr. 367/1982, Art. I Z 24)

(6) Schüler von Sonderschulen für schwerstbe-
hinderte Kinder und von Sonderschulen für mehr-
fach behinderte Kinder sind berechtigt, in die
nächsthöhere Lehrplanstufe aufzusteigen, wenn sie
nach der Entscheidung der Schulkonferenz gemäß
§ 20 Abs. 8 hiefür geeignet sind. (BGBl.
Nr. 231/1977, Art. I Z 13 lit. c; BGBl.
Nr. 367/1982, Art. I Z 24)

(7) Einem Zeugnis im Sinne der vorstehenden
Absätze ist die erfolgreiche Ablegung einer Prü-
fung über den zureichenden Erfolg der Teilnahme
an einem gleichwertigen Unterricht im Sinne des
Schulpflichtgesetzes 1985 gleichzuhalten. (BGBl.
Nr. 367/1982, Art. I Z 24)

(8) In berufsbildenden Schulen und Anstalten der
Lehrerbildung und der Erzieherbildung, in denen
der Lehrplan Pflichtpraktika und Praktika außer-
halb des schulischen Unterrichtes vorsieht, ist der
Schüler zum Aufsteigen in die nächsthöhere Schul-
stufe nicht berechtigt bzw. kann die lehrplanmäßig
letzte Schulstufe nicht erfolgreich abschließen,
wenn er das vor dem abgelaufenen Schuljahr vor-
geschriebene Pflichtpraktikum oder Praktikum
nicht zurückgelegt hat. Diese Rechtsfolgen treten
im Falle des §11 Abs. 10 nicht ein. (BGBl
Nr. 231/1977, Art. I Z 13 lit. d; BGBl.
Nr. 367/1982, Art. I Z 24)

Überspringen von Schulstufen

§26. (1) Ein Schüler, der auf Grund seiner
außergewöhnlichen Leistungen die geistige Reife
besitzt, am Unterricht in der übernächsten Stufe
einer Hauptschule, einer mittleren oder einer höhe-
ren Schule mit Erfolg teilzunehmen, ist auf sein
Ansuchen mit Bewilligung der Schulbehörde erster
Instanz in die übernächste Stufe aufzunehmen,
wenn er hinsichtlich seines Alters dieser Schulstufe
entspricht und eine Überforderung in körperlicher
und geistiger Hinsicht nicht zu befürchten ist. An
Schularten mit Leistungsgruppen muß der Schüler
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in allen leistungsdifferenzierten Pflichtgegenstän-
den die höchste Leistungsgruppe besuchen und
muß die erfolgreiche Teilnahme am Unterricht in
der jeweils höchsten Leistungsgruppe in der über-
nächsten Stufe zu erwarten sein. Im Zweifel hat die
zuständige Schulbehörde den Schüler einer Einstu-
fungsprüfung und allenfalls auch einer schulpsy-
chologischen und (oder) schulärztlichen Untersu-
chung zu unterziehen. (BGBl. Nr. 367/1982, Art. I
Z 25)

(2) Wenn Abs. 1 auf einen nicht mehr schul-
pflichtigen Schüler mit der Abweichung zutrifft,
daß er im Falle seiner Aufnahme in die übernächste
Stufe jünger wäre, als der Schulstufe entspricht, so
hat der Bundesminister für Unterricht, Kunst und
Sport die Aufnahme zu bewilligen, wenn der Schü-
ler auf Grund einer Einstufungsprüfung vor einer
vom Bundesminister für Unterricht, Kunst und
Sport zu bestellenden Prüfungskommission außer-
gewöhnlich geeignet erscheint und nicht bereits ein
Mal eine Schulstufe übersprungen hat.

Wiederholen von Schulstufen

§ 27. (1) Wenn ein Schüler zum Aufsteigen in die
nächsthöhere Schulstufe (§ 25) nicht berechtigt ist,
darf er die betreffende Schulstufe wiederholen,
soweit im Abs. 3 nicht anderes bestimmt ist. Das
gleiche gilt, wenn der Schüler die lehrplanmäßige
letzte Schulstufe einer Schulart nicht erfolgreich
abgeschlossen hat.

(2) Auf Ansuchen des Schülers hat die Klassen-
konferenz die Wiederholung einer Schulstufe
durch einen Schüler, der zum Aufsteigen in die
nächsthöhere Schulstufe berechtigt ist (§ 25), zu
bewilligen, wenn die Aufholung eines Leistungs-
rückstandes, der aus entwicklungs- oder milieube-
dingten oder aus gesundheitlichen Gründen einge-
treten ist, ermöglicht werden soll und die Einord-
nung des Schülers in die neue Klassengemeinschaft
zu erwarten ist und Abs. 3 nicht entgegensteht.
Eine Wiederholung der letzten Stufe einer Schulart
im Sinne dieses Absatzes — ausgenommen der
4. Stufe der Volksschule sowie der letzten Stufe
einer Sonderschule — ist unzulässig. Eine freiwil-
lige Wiederholung ist während des gesamten Bil-
dungsganges nur ein Mal zulässig; hievon ist der
Schüler nachweislich in Kenntnis zu setzen. Er ist
berechtigt, trotz einer Bewilligung zur freiwilligen
Wiederholung in die nächsthöhere Schulstufe auf-
zusteigen. Dem Schüler ist über die wiederholte
Schulstufe ein Jahreszeugnis (§ 22 Abs. 1) auszu-
stellen. Die Berechtigung des Schülers zum Aufstei-
gen richtet sich nach diesem Jahreszeugnis, es sei
denn, daß das vor der Wiederholung der Schulstufe
für ihn günstiger ist. (BGBl. Nr. 211/1986, Art. I
Z 14)

(3) Wenn ein Schüler im Falle der Wiederholung
der Schulstufe die nach § 32 zulässige Höchstdauer
des Schulbesuches überschreiten würde, darf er die
betreffende Schulstufe nicht wiederholen.

Aufnahme in die 1. Stufe einer Hauptschule, einer
mittleren oder einer höheren Schule

§ 28. (1) Der erfolgreiche Abschluß der 4. Stufe
der Volksschule als Voraussetzung für die Auf-
nahme in die 1. Stufe einer Hauptschule oder einer
allgemeinbildenden höheren Schule ist gegeben,
wenn das Zeugnis über die 4. Stufe der Volksschule
in allen Pflichtgegenständen eine Beurteilung auf-
weist und in keinem Pflichtgegenstand die Note
„Nicht genügend" enthält. Darüber hinaus gilt für
die Aufnahme in die erste Klasse einer allgemeinbil-
denden höheren Schule § 40 Abs. 1 des Schulorga-
nisationsgesetzes. Für eine Aufnahme in die
1. Stufe einer Hauptschule aus einer Sonderschule
mit eigenem Lehrplan ist Voraussetzung, daß die
Schulbehörde im Rahmen des Verfahrens nach
§ 8 a des Schulpflichtgesetzes 1985 feststellt, daß
der Schüler auf Grund seiner Leistungen mit gro-
ßer Wahrscheinlichkeit den Anforderungen der
Hauptschule genügen wird. (BGBl. Nr. 211/1986,
Art. I Z 15)

(2) Schüler der 4. Stufe der Volksschule, die sich
zum Besuch einer allgemeinbildenden höheren
Schule angemeldet und dies dem Klassenlehrer mit-
geteilt haben, sind — wenn sie die Aufnahmsvor-
aussetzungen gemäß § 40 Abs. 1 erster Satz des
Schulorganisationsgesetzes nicht erfüllen — hievon
nachweislich sechs Wochen vor dem Ende des
Unterrichtsjahres schriftlich in Kenntnis zu setzen.
Der Schüler ist berechtigt, sich in diesem Fall bin-
nen zwei Wochen beim Schulleiter der allgemein-
bildenden höheren Schule zur Ablegung der Auf-
nahmsprüfung gemäß § 40 Abs. 1 zweiter Satz des
Schulorganisationsgesetzes anzumelden.

(3) Der erfolgreiche Abschluß der 8. Schulstufe
bzw. die erfolgreiche Erfüllung der ersten acht
Jahre der allgemeinen Schulpflicht als Vorausset-
zung für die Aufnahme in die 1. Stufe einer mittle-
ren oder höheren Schule ist gegeben, wenn das
Zeugnis über die 8. Stufe der Volksschule, die
4. Stufe der Hauptschule oder der allgemeinbilden-
den höheren Schule in allen Pflichtgegenständen
eine Beurteilung aufweist und in keinem Pflichtge-
genstand die Note „Nicht genügend" enthält;
dabei haben in der Hauptschule und der allgemein-
bildenden höheren Schule die Pflichtgegenstände
Latein und Geometrisches Zeichnen außer Betracht
zu bleiben. Ferner ist der erfolgreiche Abschluß der
8. Schulstufe bzw. die erfolgreiche Erfüllung der
ersten acht Jahre der allgemeinen Schulpflicht im
Sinne des ersten Satzes gegeben, wenn der Schüler
nach erfolgreichem Abschluß der 7. Schulstufe in
der Volksschule, der Hauptschule oder der allge-
meinbildenden höheren Schule den Polytechni-
schen Lehrgang erfolgreich abgeschlossen hat. Bei
der Anwendung des ersten Satzes bleibt bei Zeug-
nissen über den Besuch der 8. Schulstufe vor dem
1. September 1989 auch ein „Nicht genügend" in
den Pflichtgegenständen Lebende Fremdsprache
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und Kurzschrift außer Betracht. (BGBl.
Nr. 271/1985, Art. IV)

(4) Zeugnisse von Sonderschulen, in denen der
Lehrplan der Volksschule, der Hauptschule oder
des Polytechnischen Lehrganges angewendet wird,
sind im Sinne der vorstehenden Absätze wie Zeug-
nisse der Volks- bzw. Hauptschule bzw. des Poly-
technischen Lehrganges zu werten.

(5) Einem Zeugnis im Sinne der vorstehenden
Absätze ist die erfolgreiche Ablegung einer Prü-
fung über den zureichenden Erfolg der Teilnahme
an einem gleichwertigen Unterricht im Sinne des
Schulpflichtgesetzes 1985 gleichzuhalten.

(BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 26)

Übertritt in eine andere Schulart oder eine andere
Form oder Fachrichtung einer Schulart

§ 29. (1) Für den Übertritt in eine höhere, gleiche
oder niedrigere Schulstufe einer anderen Schulart
oder eine andere Form oder Fachrichtung einer
Schulart gelten, soweit es sich nicht um den Poly-
technischen Lehrgang oder um die 1. Stufe einer
Hauptschule, einer mittleren oder einer höheren
Schule oder um den Übertritt von Hauptschülern in
allgemeinbildende höhere Schulen im Sinne des
§30 handelt, die folgenden Absätze. (BGBl.
Nr. 367/1982, Art. I Z 27)

(2) Für den Übertritt von einer Schulstufe
a) in eine höhere Schulstufe einer Schulart mit

geringerer, gleicher oder größerer Bildungs-
höhe und

b) in die gleiche Schulstufe einer Schulart mit
größerer Bildungshöhe

ist Voraussetzung, daß das Jahreszeugnis der
zuletzt besuchten Schulstufe in keinem Pflichtge-
genstand, der in den vorhergehenden Schulstufen
der angestrebten Schulart lehrplanmäßig vorgese-
hen ist, ein „Nicht genügend" enthält oder der
Schüler eine Prüfung im Sinne des § 23 Abs. 2 oder
3 erfolgreich abgelegt hat; dies gilt nicht für den
Übertritt in eine Allgemeine Sonderschule. Ein
„Nicht genügend" in einer anderen als der niedrig-
sten Leistungsgruppe steht dem Übertritt nicht ent-
gegen. Ein Schüler einer allgemeinbildenden höhe-
ren Schule, der in eine Hauptschule übertritt, ist
hinsichtlich der Einstufung in die Leistungsgruppe
so zu behandeln, wie wenn er bisher in der jeweils
höchsten Leistungsgruppe eingestuft gewesen wäre.
(BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 28)

(3) Für den Übertritt von einer Schulstufe in die
gleiche Schulstufe einer Schulart mit gleicher oder
geringerer Bildungshöhe ist Voraussetzung, daß
der Schüler mit einem gleichartigen Jahreszeugnis
der angestrebten Schulart berechtigt wäre, die
betreffende Schulstufe zu wiederholen. (BGBl.
Nr. 367/1982, Art. I Z 29)

(4) Für den Übertritt von einer Schulstufe in eine
niedrigere Schulstufe einer Schulart mit niedrigerer
Bildungshöhe gilt § 27 Abs. 2 sinngemäß.

(5) Für den Übertritt ist außer der Erfüllung der
Voraussetzungen gemäß den Abs. 2 bis 4 eine wei-
tere Voraussetzung die erfolgreiche Ablegung einer
Aufnahmsprüfung aus jenen Unterrichtsgegenstän-
den, die in einer der vorhergehenden Schulstufen
der angestrebten Schulart oder der angestrebten
Form oder Fachrichtung einer Schulart Pflichtge-
genstand waren und die der Schüler noch nicht
oder nicht in annähernd gleichem Umfang besucht
hat. Diese Aufnahmsprüfung ist vom Schulleiter auf
Ansuchen des Schülers bei gleichzeitiger Aufnahme
als außerordentlicher Schüler (§ 4) aufzuschieben,
wenn in dessen Person rücksichtswürdige Gründe
vorliegen. Die Frist zur Ablegung ist mit höchstens
einem halben Unterrichtsjahr je nachzuholender
Schulstufe zu bemessen.

(6) Die näheren Bestimmungen über den Über-
tritt in eine andere Schulart oder eine andere Form
oder Fachrichtung einer Schulart hat der Bundes-
minister für Unterricht, Kunst und Sport durch
Verordnung unter Bedachtnahme auf die Aufgaben
und die Lehrpläne der einzelnen Schularten zu
erlassen. Diese Bestimmungen sind so zu gestalten,
daß allen geeigneten Schülern der Besuch der ihrer
Begabung und ihrem Berufsziel entsprechenden
Schulart bzw. Form und Fachrichtung einer Schul-
art ohne oder mit geringstem Zeitverlust möglich
ist (§ 3 Abs. 1 des Schulorganisationsgesetzes).

(7) Für die Aufnahme in eine Sonderschule nach
dem Besuch einer Volks- oder Hauptschule und für
die Aufnahme in die Volksschule oder die 2. bis
4. Stufe der Hauptschule nach dem Besuch einer
Sonderschule mit eigenem Lehrplan hat die Schul-
behörde im Verfahren nach § 8 bzw. § 8 a des
Schulpflichtgesetzes 1985 auf Grund der Leistun-
gen des Schülers festzustellen, welche Stufe der
aufnehmenden Schulart zu besuchen ist. Zeugnisse
von Sonderschulen, in denen der Lehrplan der
Volksschule, der Hauptschule oder des Polytechni-
schen Lehrganges angewendet wird, sind für den
Übertritt in eine andere Schulart wie Zeugnisse der
Volks- bzw. Hauptschule bzw. des Polytechnischen
Lehrganges zu werten. (BGBl. Nr. 211/1986, Art. I
Z 16)

Übertritt von Schülern der Hauptschule in allge-
meinbildende höhere Schulen

§ 30. Für den Übertritt von Schülern der Haupt-
schule ist § 40 Abs. 2 und 3 des Schulorganisations-
gesetzes anzuwenden, wobei für die allenfalls abzu-
legende Aufnahmsprüfung § 29 Abs. 5 und 6 gilt.

(BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 30)

§31. (Entfällt samt Überschrift; Art. III der
Kundmachung)
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Verbesserung vorangegangener Leistungsbeurtei-
lungen durch den Besuch des Polytechnischen Lehr-

ganges

§ 31 a. Durch den Besuch des Polytechnischen
Lehrganges kann die Leistungsbeurteilung in ein-
zelnen Pflichtgegenständen auf der 8. Schulstufe
verbessert werden, wenn das Bildungsziel und der
Lehrstoff der betreffenden Pflichtgegenstände im
Polytechnischen Lehrgang zumindest jenen der
besuchten 8. Schulstufe entsprechen. In welchen
Pflichtgegenständen dies zutrifft, hat der Bundes-
minister für Unterricht, Kunst und Sport unter
Berücksichtigung der Lehrpläne durch Verordnung
festzustellen.

(BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 31)

Einstufung in die Leistungsgruppen

§ 31 b. (1) Sofern der Unterricht in Pflichtgegen-
ständen in Leistungsgruppen zu erfolgen hat, ist
der Schüler nach einem Beobachtungszeitraum in
eine der Leistungsgruppen einzustufen. Der Beob-
achtungszeitraum dient der Feststellung der indivi-
duellen Leistungs- und Lernfähigkeit des Schülers
im Hinblick auf die Anforderungen der einzelnen
Leistungsgruppen auf der Grundlage der ständigen
Beobachtung der Mitarbeit des Schülers im Unter-
richt, im Falle des Besuches eines vergleichbaren
Unterrichtgegenstandes in einer unmittelbar vor-
hergehenden Schulstufe auch unter Berücksichti-
gung der Beurteilung in diesem Unterrichtsgegen-
stand, sowie allenfalls unter Verwendung von
mündlichen und schriftlichen Leistungsfeststellun-
gen.

(2) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport hat durch Verordnung unter Bedacht-
nahme auf die Bildungs- und Lehraufgaben der lei-
stungsdifferenzierten Pflichtgegenstände den Beob-
achtungszeitraum festzusetzen, der ab Beginn des
Unterrichtsjahres mindestens zwei Wochen — an
lehrgangs- und saisonmäßigen Berufsschulen min-
destens eine Woche — zu umfassen und spätestens
mit dem Ende des ersten Semesters, an lehrgangs-
und saisonmäßigen Berufsschulen spätestens vier
Wochen vor Ende des Unterrichtsjahres zu enden
hat. Sofern der Bundesminister für Unterricht,
Kunst und Sport das Ende des Beobachtungszeit-
raumes vor dem Ende des ersten Semesters festlegt,
kann er in der Verordnung die Schulleiter ermäch-
tigen, in begründeten Fällen (wie bei einer besonde-
ren Lernsituation, besonderen Klassenzusammen-
setzungen, regionalen Erfordernissen) den Einstu-
fungstermin zu einem späteren Zeitpunkt, späte-
stens jedoch mit Ende des ersten Semesters, festzu-
setzen. (BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 17)

(3) Die Einstufung hat eine Konferenz der Leh-
rer vorzunehmen, die in den Leistungsgruppen des
betreffenden Pflichtgegenstandes unterrichten wer-
den. Der Lehrer, der den Schüler während des
Beobachtungszeitraumes unterrichtet hat, hat einen

begründeten Antrag zu stellen. Maßstab für die
Einstufung sind die in der jeweiligen Leistungs-
gruppe auf Grund des Lehrplans an den Schüler
hinsichtlich seiner Leistungs- und Lernfähigkeit
gestellten Anforderungen; der Schüler ist in jene
Leistungsgruppe einzustufen, die ihm demnach am
ehesten entspricht. Sofern nur ein Lehrer in den
Leistungsgruppen des betreffenden Pflichtgegen-
standes unterrichten wird, hat dieser die Einstufung
vorzunehmen.

(4) Die Einstufung in die Leistungsgruppe ist
dem Schüler innerhalb von drei Tagen, an ganzjäh-
rigen Berufsschulen innerhalb von acht Tagen
schriftlich bekanntzugeben. Der Schüler ist berech-
tigt, sich beim Schulleiter für die Ablegung der Auf-
nahmsprüfung in eine höhere Leistungsgruppe
innerhalb von fünf Tagen, an ganzjährigen Berufs-
schulen innerhalb von acht Tagen, anzumelden.
Diese Aufnahmsprüfung ist vor einer Prüfungs-
kommission abzulegen, der als Prüfer ein vom
Schulleiter zu bestimmender, den Pflichtgegen-
stand unterrichtender Lehrer und als Beisitzer der
Lehrer, der den Schüler im Beobachtungszeitraum
unterrichtet hat, angehören. Die Beurteilung ist von
beiden Lehrern gemeinsam vorzunehmen; kommt
ein Einvernehmen nicht zustande, so hat der Schul-
leiter zu entscheiden. Bis zum Vorliegen des Prü-
fungsergebnisses hat der Schüler jene Leistungs-
gruppe zu besuchen, die er mit der Ablegung der
Aufnahmsprüfung anstrebt. Die erfolgreiche Able-
gung der Aufnahmsprüfung ersetzt die Einstufung
in die angestrebte Leistungsgruppe; besteht der
Schüler die Aufnahmsprüfung nicht, hat er die Lei-
stungsgruppe zu besuchen, in die er ursprünglich
eingestuft wurde (Abs. 3).

(BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 31)

Umstufung in höhere und niedrigere
Leistungsgruppen

§ 31 c. (1) Für Schularten mit Leistungsgruppen
hat der Bundesminister für Unterricht, Kunst und
Sport durch Verordnung nach den Aufgaben der
betreffenden Schulart und den Bildungs- und Lehr-
aufgaben der leistungsdifferenzierten Pflichtgegen-
stände mindestens einen und höchstens drei Ter-
mine für die Umstufung der Schüler in die nächst-
höhere bzw. nächstniedrigere Leistungsgruppe fest-
zusetzen. Ein weiterer Umstufungstermin besteht
am Ende eines Unterrichtsjahres für die nächste
Schulstufe, sofern der betreffende Pflichtgegen-
stand in dieser geführt wird. In Schulstufen an
Berufsschulen, die einem halben Lehrjahr entspre-
chen, besteht kein Umstufungstermin.

(2) Ein Schüler ist in die nächsthöhere Leistungs-
gruppe eines leistungsdifferenzierten Pflichtgegen-
standes umzustufen, wenn auf Grund der bisheri-
gen Leistungen zu erwarten ist, daß er den erhöh-
ten Anforderungen in der nächsthöheren Leistungs-
gruppe voraussichtlich entsprechen wird.
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(3) Wäre ein Schüler während des Unterrichts-
jahres zum Umstufungstermin in einem leistungs-
differenzierten Pflichtgegenstand mit „Nicht genü-
gend" zu beurteilen, ist er in die nächstniedrigere
Leistungsgruppe des betreffenden Pflichtgegenstan-
des umzustufen. Ferner ist der Schüler in die
nächstniedrigere Leistungsgruppe umzustufen,
wenn die Leistungsbeurteilung für die Schulstufe in
dem leistungsdifferenzierten Pflichtgegenstand mit
„Nicht genügend" erfolgt.

(4) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport kann die näheren Voraussetzungen für
die Umstufungen gemäß Abs. 2 unter Bedacht-
nahme auf die Aufgaben der einzelnen Leistungs-
gruppen durch Verordnung festlegen.

(5) Der Schüler kann spätestens vier Wochen vor
Ende des Unterrichtsjahres eine Umstufung in die
nächsthöhere Leistungsgruppe für die nächste
Schulstufe beantragen.

(6) Über die Umstufung während des Unter-
richtsjahres gemäß den Abs. 2 und 3 entscheidet
der Schulleiter auf Antrag des unterrichtenden Leh-
rers.

(7) Über die Umstufung für die nächste Schul-
stufe gemäß den Abs. 2, 3 und 5 entscheidet die
Klassenkonferenz gemäß § 20 Abs. 6, und zwar in
den Fällen der Abs. 2 und 3 auf Antrag des unter-
richtenden Lehrers oder im Falle des Abs. 2 auch
auf Antrag des Schülers (Abs. 5). Die Entscheidung
der Klassenkonferenz über die Umstufung in eine
niedrigere Leistungsgruppe und die Ablehnung
eines Antrages gemäß Abs. 5 sind spätestens am fol-
genden Schultag unter Angabe der Gründe und
Beifügung einer Rechtsmittelbelehrung dem Schü-
ler bekanntzugeben. (BGBl. Nr. 211/1986, Art. I
Z 18)

(BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 31)

Teilnahme am Unterricht in einer anderen Schul-
stufe an Sonderschulen

§ 31 d. Sofern ein Schüler einer Allgemeinen
Sonderschule auf der betreffenden Schulstufe in
den Unterrichtsgegenständen Deutsch und (oder)
Mathematik nicht entsprechend gefördert werden
kann, ist ihm die Teilnahme am Unterricht der
nächstniedrigeren oder nächsthöheren Schulstufe
zu ermöglichen. Die Erziehungsberechtigten kön-
nen den Schüler zur Teilnahme am Unterricht in
Deutsch und (oder) Mathematik der nächstniedri-
geren oder nächsthöheren Schulstufe anmelden,
wenn die Schulkonferenz auf Antrag der Erzie-
hungsberechtigten oder von Amts wegen feststellt,
daß hiedurch eine bessere Förderungsmöglichkeit
gegeben ist. Die Teilnahme am Unterricht in der
nächstniedrigeren Schulstufe ist nur zu ermögli-
chen, wenn im betreffenden Unterrichtsgegenstand
eine Beurteilung für die Schulstufe mit „Nicht
genügend" zu erwarten ist.

(BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 31)

7. ABSCHNITT

HÖCHSTDAUER UND BEENDIGUNG DES
SCHULBESUCHES

Höchstdauer des Schulbesuches

§ 32. (1) Der Besuch einer allgemeinbildenden
Pflichtschule ist längstens bis zum Ende des Unter-
richtsjahres des auf die Erfüllung der allgemeinen
Schulpflicht folgenden Schuljahres zulässig, soweit
im Abs. 2 nicht anderes bestimmt ist.

(2) Schüler von Sonderschulen sind mit Zustim-
mung des Schulerhalters und mit Bewilligung der
Schulbehörde erster Instanz berechtigt, eine Son-
derschule über den im Abs. 1 genannten Zeitraum
hinaus zu besuchen.

(3) Der Besuch einer Berufsschule ist längstens
bis zum Ende des Unterrichtsjahres zulässig, in
dem das Lehrverhältnis endet.

(4) An der Unterstufe einer allgemeinbildenden
höheren Schule sowie an den berufsbildenden mitt-
leren und höheren Schulen darf ein Schüler für die
1. Stufe nicht länger als zwei Schuljahre benötigen.
(BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 32)

(5) Zum Abschluß einer mittleren oder höheren
Schule mit einer bis drei Schulstufen darf ein Schü-
ler höchstens um ein Schuljahr länger benötigen,
als der Zahl der Schulstufen entspricht.

(6) Zum Abschluß einer mittleren oder höheren
Schule mit vier bis neun Schulstufen darf ein Schü-
ler höchstens um zwei Schuljahre länger benötigen,
als der Zahl der Schulstufen entspricht.

(7) Bei der Anwendung des Abs. 6 auf allgemein-
bildende höhere Schulen sind in der Volksschul-
oberstufe oder der Hauptschule oder einer anderen
Form der allgemeinbildenden höheren Schule
zurückgelegte Schulstufen einzurechnen; wenn der
Schüler wegen Unzumutbarkeit des Schulweges die
Volksschuloberstufe besucht hat und von dieser in
eine niedrigere Stufe der allgemeinbildenden höhe-
ren Schule übertritt, ist ein Schuljahr nicht zu
berücksichtigen. Die Übergangsstufe des Oberstu-
fenrealgymnasiums, des Aufbaugymnasiums und
des Aufbaurealgymnasiums sowie deren allfällige
Wiederholung sind auf die zulässige Höchstdauer
des Schulbesuches nicht anzurechnen. (BGBl.
Nr. 367/1982, An. I Z 33; BGBl. Nr. 211/1986,
An. I Z l9)

(8) Auf Ansuchen des Schülers kann die Schulbe-
hörde erster Instanz die Verlängerung der Dauer
für den Abschluß einer mindestens vierstufigen
höheren Schule um drei Schuljahre bewilligen,
wenn der längere Schulbesuch durch Krankheit,
Wiederholung einer Schulstufe gemäß § 27 Abs. 2
oder gleichwertige Gründe bedingt ist. (BGBl.
Nr. 231/1977, Art. I Z 16)
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Beendigung des Schulbesuches

§ 33. (1) Ein Schüler hört auf, Schüler einer
Schule zu sein, wenn er die lehrplanmäßig letzte
Schulstufe abgeschlossen hat. Wenn ein Schüler zur
Wiederholung der lehrplanmäßig letzten Schulstufe
berechtigt ist (§ 27) und von diesem Recht
Gebrauch macht, bleibt er bis zum Abschluß der
Wiederholung weiterhin Schüler.

(2) Ein Schüler hört schon vor dem im Abs. 1
genannten Zeitpunkt auf, Schüler einer Schule zu
sein

a) mit dem Zeitpunkt des Einlangens seiner
schriftlichen Abmeldung vom Schulbesuch
beim Schulleiter, sofern darin nicht ein späte-
rer Endtermin des Schulbesuches genannt
wird;

b) in der Berufsschule mit der Beendigung des
Lehrverhältnisses, sofern die Berufsschule
nicht gemäß § 32 Abs. 3 weiterbesucht wird;

c) mit dem ungenützten Ablauf der einwöchi-
gen Frist seit der Zustellung einer schriftli-
chen Aufforderung zur Rechtfertigung
gemäß § 45 Abs. 5;

d) mit dem Zeitpunkt, in dem feststeht, daß ein
Schüler im Falle des Weiterbesuches die
gemäß § 32 zulässige Höchstdauer des Schul-
besuches überschreitet;

e) mit dem Eintritt der Rechtskraft eines Aus-
schlusses (§ 49), eines Widerrufes der vorzei-
tigen Aufnahme in die Volksschule (§ 7
Abs. 8 des Schulpflichtgesetzes 1985) oder
einer Zurückstellung vom Schulbesuch (§ 14
des Schulpflichtgesetzes 1985).

(3) Der Zeitpunkt und der Grund der Beendi-
gung des Schulbesuches sind auf dem Jahreszeugnis
(§ 22 Abs. 1), wenn jedoch das Ende des Schulbesu-
ches nicht mit dem Abschluß einer Schulstufe
zusammenfällt, auf der Schulbesuchsbestätigung
(§ 22 Abs. 10) ersichtlich zu machen.

(4) Wenn ein Schüler den Besuch einer allge-
meinbildenden höheren Schule gemäß Abs. 2 lit. d
beendet, darf er in eine allgemeinbildende höhere
Schule nicht aufgenommen werden, ausgenommen
in ein Aufbaugymnasium oder -realgymnasium
oder in ein Gymnasium oder Realgymnasium für
Berufstätige. Die erwähnte Ausnahme findet jedoch
auf Schüler, die die zulässige Höchstdauer des
Schulbesuches in einem Aufbaugymnasium oder
-realgymnasium oder in einem Gymnasium oder
Realgymnasium für Berufstätige überschreiten,
keine Anwendung. (BGBl. Nr. 367/1982, Art. I
Z 34)

(5) Wenn ein Schüler den Besuch einer berufsbil-
denden mittleren oder höheren Schule oder einer
mittleren oder höheren Schule der Lehrer- oder
Erzieherbildung gemäß Abs. 2 lit. d beendet, darf
er in eine Schule gleicher Fachrichtung nicht aufge-
nommen werden, ausgenommen in Schulen für
Berufstätige und in Lehrgänge und Kurse.

(6) Die Möglichkeit der Ablegung von Externi-
stenprüfungen (§ 42) bleibt von den Abs. 4 und 5
unberührt.

(7) Wenn ein Schüler, der der allgemeinen Schul-
pflicht unterliegt, gemäß Abs. 2 aufhört, Schüler
einer Schule zu sein, hat der Schulleiter unverzüg-
lich den nach dem Wohnsitz des Schülers zuständi-
gen Bezirksschulrat davon in Kenntnis zu setzen,
der für die Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht
im Sinne des Schulpflichtgesetzes 1985 zu sorgen
hat.

(8) Für Privatschulen gelten die vorstehenden
Bestimmungen mit der Maßgabe, daß der Privat-
schulerhalter darüber hinausgehende Gründe für
die Beendigung des Schulbesuches anläßlich der
Aufnahme vereinbaren kann, soweit dadurch nicht
§ 4 Abs. 3 des Schulorganisationsgesetzes berührt
wird.

8. ABSCHNITT

REIFE-, BEFÄHIGUNGS- UND ABSCHLUSS-
PRÜFUNGEN; EXTERNISTENPRÜFUNGEN

Reifeprüfung, Befähigungsprüfung und Abschluß-
prüfung

§ 34. Reifeprüfungen, Befähigungsprüfungen
und Abschlußprüfungen, die nach schulorganisa-
tionsrechtlichen Vorschriften einen Bildungsgang
abschließen, sind vor Prüfungskommissionen
gemäß den §§ 35 bis 41 abzulegen.

(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 17)

Prüfungskommission

§ 35. (1) Vorsitzender der Prüfungskommission
ist der nach der Geschäftsverteilung des Amtes des
Landesschulrates zuständige Landesschulinspektor.
Wenn seine Inanspruchnahme durch den Prüfungs-
vorsitz ein mit seinen sonstigen Dienstobliegenhei-
ten nicht vereinbares Ausmaß erreicht oder er aus
sonstigen zwingenden Gründen verhindert ist, hat
der Bundesminister für Unterricht, Kunst und
Sport auf Vorschlag des Landesschulrates andere
Fachleute der betreffenden Schulart mit dem Vor-
sitz zu betrauen. Als Vorsitzende der Prüfungs-
kommissionen an den Zentrallehranstalten hat der
Bundesminister für Unterricht, Kunst und Sport
Fachleute der betreffenden Schularten zu bestellen.
Im Falle der unvorhergesehenen Verhinderung des
Vorsitzenden vertritt ihn der Schulleiter.

(2) Mitglieder der Prüfungskommission sind der
Schulleiter, der Abteilungsvorstand, die Fachvor-
stände, der Werkstättenleiter (Bauhofleiter), der
Klassenvorstand sowie jene Lehrer, die einen
Unterrichtsgegenstand in der betreffenden Klasse
zuletzt unterrichtet haben, der zu einem Prüfungs-
gebiet (§ 37 Abs. 1) des betreffenden Prüfungskan-
didaten gehört (Prüfer). Wenn ein Mitglied der

315
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Prüfungskommission verhindert ist, hat der Schul-
leiter einen Vertreter zu bestellen.

(3) Für einen Beschluß der Prüfungskommission
ist die Anwesenheit des Vorsitzenden und von min-
destens zwei Dritteln der Mitglieder (Abs. 2) sowie
die unbedingte Mehrheit der von den Mitgliedern
(Abs. 2) abgegebenen Stimmen erforderlich.
Stimmenthaltungen sind unzulässig. Der Vorsit-
zende entscheidet im Falle der Stimmengleichheit,
stimmt selbst jedoch nicht mit.

Prüfungstermine und Zulassung zur Prüfung

§ 36. (1) Die Schulbehörde erster Instanz hat für
die Reife-, Befähigungs- und Abschlußprüfungen
einen Haupttermin sowie zwei Nebentermine zu
bestimmen.

(2) Die Prüfung besteht aus einer Klausurprü-
fung und einer mündlichen Prüfung. Die Klausur-
prüfung umfaßt schriftliche, graphische oder prak-
tische Arbeiten.

(3) Im Haupttermin haben die Klausurprüfung
und die mündliche Prüfung innerhalb der letzten
zehn Wochen des Unterrichtsjahres stattzufinden.
Im ersten Nebentermin haben die Klausurprüfung
und die mündliche Prüfung innerhalb von sechs
Wochen ab dem Beginn des nächsten Schuljahres,
im zweiten Nebentermin innerhalb von sechs
Wochen ab dem ersten Montag im Feber stattzufin-
den. Für viersemestrige Kollegs, an denen wegen
der Dauer der Ferialpraxis die Hauptferien verlän-
gert werden, und für dreisemestrige Kollegs kann
der Bundesminister für Unterricht, Kunst und
Sport durch Verordnung festlegen, daß die Klau-
surprüfung und die mündliche Prüfung im Haupt-
termin innerhalb der ersten zehn Wochen des näch-
sten Semesters und in den beiden Nebenterminen
jeweils innerhalb der ersten sechs Wochen des
zweit- bzw drittfolgenden Semesters stattzufinden
haben, sofern dies aus lehrplanmäßigen Gründen
erforderlich ist. Zwischen dem Ende der Klausur-
prüfung und dem Anfang der mündlichen Prüfung
haben nach Maßgabe der Prüfungsvorschriften
(§ 37 Abs. 1) mindestens zwei Wochen zu liegen.
(BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 35)

(4) Zur Ablegung der Prüfung im Haupttermin
sind alle Prüfungskandidaten berechtigt, die die
letzte lehrplanmäßig vorgesehene Schulstufe der
betreffenden Schulart vor Beginn der Klausurprü-
fung erfolgreich abgeschlossen haben oder die in
höchstens einem Pflichtgegenstand mit „Nicht
genügend" beurteilt worden sind. Im letztgenann-
ten Fall hat der Prüfungskandidat im Rahmen der
Reife-, Befähigungs- oder Abschlußprüfung eine
Prüfung aus dem betreffenden Pflichtgegenstand
abzulegen.

(5) Die Ablegung der Prüfung im ersten Neben-
termin statt im Haupttermin ist vom Schulleiter auf
Ansuchen des Prüfungskandidaten aus wichtigen

Gründen zu bewilligen. Zur Ablegung der Prüfung
im ersten Nebentermin sind ferner jene Prüfungs-
kandidaten berechtigt, die eine Wiederholungsprü-
fung (§ 23) erfolgreich abgelegt haben.

(6) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport kann durch Verordnung die erfolgreiche
Ablegung von Vorprüfungen zur Voraussetzung
für die Zulassung zur Prüfung machen, wenn dies
aus lehrplanmäßigen Gründen zweckmäßig ist; hie-
bei kann aus denselben Gründen die Zulassung zur
Vorprüfung von der Zurücklegung von im Lehr-
plan außerhalb des schulischen Unterrichtes vorge-
sehenen Pflichtpraktika oder Praktika abhängig
gemacht werden, wobei diese Voraussetzung im
Falle des § 11 Abs. 10 außer Betracht zu bleiben
hat. Die Vorprüfungen sind vor einer Prüfungs-
kommission unter dem Vorsitz des Schulleiters
abzulegen, deren Mitglieder vom Schulleiter aus
den Lehrern der betreffenden Klasse zu bestellen
sind (Prüfer). Mitglieder der Kommission sind fer-
ner der Abteilungsvorstand, der Fachvorstand und
der Werkstättenleiter (Bauhofleiter). Die §§ 35
Abs. 3 und 38 Abs. 1 bis 4 sind anzuwenden. In die
Zeugnisse über Vorprüfungen sind die Prüfungsge-
genstände und die Beurteilung der darin erbrachten
Leistungen aufzunehmen; darüber hinaus gilt § 22
Abs. 2 lit. a bis c und lit. j sinngemäß. (BGBl.
Nr. 231/1977, Art. I Z 18; BGBl. Nr. 211/1986,
Art. I Z 20)

Prüfungsgebiete, Aufgabenstellungen, Prüfungsvor-
gang

§ 37. (1) Der Bundesminister für Unterricht,
Kunst und Sport hat durch Verordnung nach den
Aufgaben und dem Lehrplan der betreffenden
Schulart die Prüfungsgebiete zu bestimmen und die
näheren Vorschriften über die Durchführung der
Prüfungen auf Grund der Bestimmungen der §§ 35
bis 41 zu erlassen (Prüfungsvorschriften). Ein Prü-
fungsgebiet hat einen oder mehrere Unterrichtsge-
genstände zu umfassen.

(2) Die Aufgabenstellungen in den einzelnen
Prüfungsteilen der Klausurprüfung sind nach Ein-
holung von Vorschlägen der Prüfer von der Schul-
behörde erster Instanz zu bestimmen. Die Aufga-
benstellungen in den einzelnen Prüfungsteilen der
mündlichen Prüfung und der Vorprüfungen sind
jeweils für das betreffende Prüfungsgebiet vom
Prüfer mit Zustimmung des Vorsitzenden der Prü-
fungskommission zu bestimmen.

(3) Die Klausurprüfung sowie die Vorprüfungen
sind unter entsprechender Aufsicht und unter Aus-
schluß einer Beeinträchtigung der Selbständigkeit
der Leistungen der Prüfungskandidaten durchzu-
führen.

(4) Die mündliche Prüfung ist öffentlich und vor
der Prüfungskommission abzuhalten, wobei der
Vorsitzende und alle Mitglieder der Prüfungskom-
mission anwesend zu sein haben. Dem Vorsitzen-
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den obliegt die Leitung der Prüfung; er hat Zuhö-
rer von der weiteren Teilnahme auszuschließen,
wenn durch diese eine Störung des Prüfungsablau-
fes eintritt.

Beurteilung der Leistungen bei der Prüfung

§ 38. (1) Die Prüfung ist so zu gestalten, daß der
Prüfungskandidat bei der Lösung der Aufgaben
seine Kenntnis des Prüfungsgebietes, seine Einsicht
in die Zusammenhänge zwischen verschiedenen
Sachgebieten sowie seine Eigenständigkeit im Den-
ken und in der Anwendung des Lehrstoffes nach-
weisen kann.

(2) Soweit es sich bei Klausurprüfungen um
schriftliche Prüfungen handelt, darf der Prüfungs-
kandidat die mündliche Prüfung auch dann able-
gen, wenn für höchstens zwei Prüfungsteile der
Klausurprüfung die Teilbeurteilung mit „Nicht
genügend" festgesetzt wurde (Abs. 3). Im Rahmen
der mündlichen Prüfung hat der Prüfungskandidat
in den Prüfungsgebieten, für die hinsichtlich der
Priifungsteile der Klausurprüfung die Teilbeurtei-
lung mit „Nicht genügend" festgesetzt wurde,
zusätzliche Prüfungen abzulegen, wenn sie nicht
ohnehin Prüfungsteile der mündlichen Prüfung
sind. (BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 19)

(3) Die Leistungen des Prüfungskandidaten in
den einzelnen Prüfungsteilen der Klausurprüfung
und der mündlichen Prüfung sind auf Grund eines
Antrages des Prüfers von der Prüfungskommission
unter Anwendung des § 18 Abs. 2 bis 4 zu beurtei-
len (Teilbeurteilungen).

(4) Auf Grund der gemäß Abs. 3 festgesetzten
Teilbeurteilungen hat die Prüfungskommission
sodann die Beurteilung der Leistungen in den ein-
zelnen Prüfungsgebieten unter Anwendung des
§ 18 Abs. 2 bis 4 festzusetzen. Dabei ist eine bessere
Note als „Nicht genügend" auch bei auf „Nicht
genügend" lautenden Teilbeurteilungen festzuset-
zen, wenn dies dem Gesamtbild der Leistungen in
dem betreffenden Prüfungsgebiet entspricht. Die
Leistungen, die der Prüfungskandidat in den die
Prüfungsgebiete bildenden Unterrichtsgegenstän-
den in der jeweils letzten Schulstufe, in der diese
Unterrichtsgegenstände geführt wurden, erbracht
hat, sind bei der Beurteilung der Leistungen in den
einzelnen Prüfungsgebieten zu berücksichtigen.

(5) Auf Grund der gemäß Abs. 4 festgesetzten
Beurteilungen der Leistungen in den Prüfungsge-
bieten hat die Prüfungskommission sodann die
Gesamtbeurteilung der Leistungen des Prüfungs-
kandidaten festzusetzen.

(6) Die Gesamtbeurteilung hat zu lauten:
a) „mit ausgezeichnetem Erfolg bestanden",

wenn mindestens die Hälfte der Prüfungsge-
biete mit „Sehr gut" und die übrigen Prü-
fungsgebiete mit „Gut" beurteilt werden;
Beurteilungen mit „Befriedigend" hindern

diese Feststellung nicht, wenn dafür gleich-
viele Beurteilungen mit „Sehr gut" über die
Hälfte der Prüfungsgebiete hinaus vorliegen;

b) „mit gutem Erfolg bestanden", wenn keines
der Prüfungsgebiete schlechter als mit
„Befriedigend" beurteilt wird und im übrigen
mindestens gleichviele Prüfungsgebiete mit
„Sehr gut" wie mit „Befriedigend" beurteilt
werden;

c) „bestanden", wenn kein Prüfungsgebiet mit
„Nicht genügend" beurteilt wird und die
Voraussetzungen nach lit. a und b nicht
gegeben sind;

d) „nicht bestanden", wenn die Leistungen in
einem oder mehreren Prüfungsgebieten mit
„Nicht genügend" beurteilt werden.

Prüfungszeugnisse

§ 39. (1) Die Gesamtbeurteilung der Leistungen
des Prüfungskandidaten ist bei der Reifeprüfung in
einem Reifeprüfungszeugnis, bei der Befähigungs-
prüfung in einem Befähigungsprüfungszeugnis und
bei der Abschlußprüfung in einem Abschlußprü-
fungszeugnis zu beurkunden.

(2) Das Zeugnis hat insbesondere zu enthalten:
a) die Bezeichnung, Form bzw. Fachrichtung

der Schulart und den Standort der Schule;
b) die Personalien des Prüfungskandidaten;
c) die Beurteilung der Leistungen in den einzel-

nen Prüfungsgebieten und die Gesamtbeur-
teilung der Leistungen gemäß § 38 Abs. 4 bis
6;

d) bei erfolgreicher Ablegung der Prüfung die
damit verbundenen Berechtigungen bzw. alle
für diese Berechtigungen maßgebenden
Angaben;

e) die Entscheidung über Termin und Zulässig-
keit einer Wiederholungsprüfung, wenn die
Prüfung nicht bestanden wird (§ 40);

f) Ort und Datum der Ausstellung, Unterschrift
des Vorsitzenden der Prüfungskommission,
des Schulleiters, des Abteilungsvorstandes
und des Klassenvorstandes, Rundsiegel der
Schule.

(3) Insoweit es für einzelne Schularten zweckmä-
ßig ist, kann das Reifeprüfungszeugnis, das Befähi-
gungsprüfungszeugnis oder das Abschlußprüfungs-
zeugnis mit dem Jahreszeugnis der letzten Schul-
stufe verbunden werden. In diesem Fall hat das
Zeugnis hinsichtlich der Prüfungsgebiete die Beur-
teilung gemäß § 38 Abs. 4, hinsichtlich der durch
die Prüfungsgebiete nicht erfaßten Unterrichtsge-
genstände die Beurteilung gemäß § 20 zu enthalten.
Sofern der Prüfungskandidat die Reifeprüfung, die
Befähigungsprüfung oder die Abschlußprüfung
nicht bestanden hat, ist die Verbindung des Prü-
fungszeugnisses mit dem Jahreszeugnis unzulässig.

(4) Die Gestaltung des Zeugnisformulares ist
durch Verordnung des Bundesministers für Unter-
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richt, Kunst und Sport nach den Erfordernissen der
einzelnen Schularten zu bestimmen.

Wiederholung der Prüfung

§ 40. (1) Wenn ein Prüfungskandidat die Prü-
fung nicht bestanden hat, ist er von der Prüfungs-
kommission zu einem der folgenden drei Prüfungs-
termine zur Wiederholung der Prüfung zuzulassen.

(2) Wenn die Beurteilung in einem Prüfungsge-
biet auf „Nicht genügend" lautet, ist der Prüfungs-
kandidat zur Wiederholung der Prüfung aus die-
sem Prüfungsgebiet zum nächstfolgenden Prü-
fungstermin zuzulassen. Wenn die Beurteilung in
sämtlichen Prüfungsgebieten auf „Nicht genü-
gend" lautet, ist der Prüfungskandidat zur Wieder-
holung der ganzen Prüfung zum drittfolgenden
Termin zuzulassen. In den übrigen Fällen hat die
Prüfungskommission je. nach dem Ergebnis der
Prüfung festzulegen, zu welchem Termin und in
welchem Umfang der Prüfungskandidat die Prü-
fung zu wiederholen hat. Der Bundesminister für
Unterricht, Kunst und Sport hat durch Verordnung
nach den Erfordernissen der einzelnen Schularten
zu bestimmen, nach welchen Richtlinien die Prü-
fungskommission bei dieser Entscheidung vorzuge-
hen hat, wobei auf die besonderen Aufgaben der
einzelnen Schularten und die Bedeutung der einzel-
nen Prüfungsgebiete im Rahmen der Prüfung
Bedacht zu nehmen ist.

(3) Wenn der Prüfungskandidat auch die Wie-
derholungsprüfung nicht besteht, so ist er zu einer
weiteren Wiederholungsprüfung berechtigt. Für die
Festlegung des Prüfungstermines und des Umfan-
ges der Wiederholungsprüfung sind die Abs. 1 und
2 sinngemäß anzuwenden.

(4) Eine letzte Wiederholung kann auf Ansuchen
des Prüfungskandidaten vom Bundesminister für
Unterricht, Kunst und Sport bewilligt werden. Die
Bewilligung darf nur auf Grund eines Gutachtens
der Prüfungskommission bei Vorliegen wichtiger
Gründe oder im Hinblick auf die bisher günstigen
Leistungen des Prüfungskandidaten während seines
Schulbesuches erteilt werden. Als wichtige Gründe
gelten nur unvorhergesehene oder unabwendbare
Ereignisse.

Zusatzprüfungen zur Reifeprüfung

§ 41. (1) Der Prüfungskandidat der Reifeprü-
fung kann im Rahmen der Reifeprüfung Zusatz-
prüfungen zur Reifeprüfung (§ 41 Abs. 2 und § 69
Abs. 2 des Schulorganisationsgesetzes) ablegen,
wenn der Gegenstand der Zusatzprüfung an der
betreffenden Schule als Unterrichtsgegenstand
geführt wird. Er hat sich hiezu spätestens vier
Wochen vor der Klausurprüfung beim Schulleiter
anzumelden. Der Prüfungskommission gehört in
diesem Fall auch der Lehrer des Prüfungsgegen-
standes der Zusatzprüfung an; er hat jedoch nur

hinsichtlich dieses Prüfungsgegenstandes Stimm-
recht, sofern er nicht ohnehin Mitglied der Prü-
fungskommission gemäß § 35 Abs. 2 ist. Die Beur-
teilung der Leistungen des Prüfungskandidaten bei
der Zusatzprüfung hat keinen Einfluß auf die
Gesamtbeurteilung der Reifeprüfung; sie ist jedoch,
sofern die Zusatzprüfung bestanden wird, im Reife-
prüfungszeugnis oder in einem gesonderten Zeug-
nis zu beurkunden.

(2) Personen, die die Reifeprüfung einer höheren
Schule bereits erfolgreich abgelegt haben, sind auf
ihr Ansuchen von der Schulbehörde erster Instanz
zur Ablegung von Zusatzprüfungen zur Reifeprü-
fung einer in Betracht kommenden höheren Schule
zuzuweisen. Eine solche Zusatzprüfung kann auch
außerhalb der Reifeprüfungstermine der betreffen-
den Schule stattfinden.

(3) Die §§ 35 bis 40 sind auf die Zusatzprüfun-
gen zur Reifeprüfung sinngemäß anzuwenden.

Externistenprüfungen

§ 42. (1) Die mit dem Zeugnis über den erfolg-
reichen Besuch einer Schulstufe oder einer Schulart
(Form bzw. Fachrichtung einer Schulart) sowie die
mit der erfolgreichen Ablegung einer Reife-, Befä-
higungs- oder Abschlußprüfung verbundenen
Berechtigungen können auch ohne vorhergegange-
nen Schulbesuch durch die erfolgreiche Ablegung
einer entsprechenden Externistenprüfung erworben
werden.

(2) Ferner kann durch die Ablegung einer Exter-
nistenprüfung der Nachweis der Beherrschung des
Lehrstoffes eines bestimmten Unterrichtsgegenstan-
des in einer bestimmten Schulstufe oder Schulart
erbracht werden. Darüber hinaus kann der Bundes-
minister für Unterricht, Kunst und Sport durch
Verordnung Prüfungsgebiete aus dem Lehrstoff
eines oder mehrerer Unterrichtsgegenstände festle-
gen, über die gleichfalls eine Externistenprüfung
abgelegt werden kann, wenn im Berufsleben Bedarf
an einem solchen Nachweis besteht.

(3) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport hat durch Verordnung nach den Aufga-
ben und dem Lehrplan der einzelnen Schularten zu
bestimmen, aus welchen Prüfungsgegenständen die
Externistenprüfungen im Sinne des Abs. 1 abzule-
gen sind. Für Externistenprüfungen, die einer
Reife-, Befähigungs- oder Abschlußprüfung ent-
sprechen, ist die Aufteilung der Prüfungsgegen-
stände auf Vorprüfungen und eine Hauptprüfung
vorzusehen. Ferner ist vorzusehen, daß Prüfungs-
kandidaten auf Ansuchen von der Ablegung einer
Prüfung aus jenen Unterrichtsgegenständen ganz
oder zum Teil zu befreien sind, über die sie ein
Zeugnis einer öffentlichen oder mit dem Öffent-
lichkeitsrecht ausgestatteten Schule oder über eine
Externistenprüfung vorweisen können, soweit
damit der Nachweis der Beherrschung des entspre-
chenden Prüfungsstoffes gegeben ist.
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(4) Die Externistenprüfungen sind vor Prüfungs-
kommissionen abzulegen. Auf die Kommissionen
für Externistenprüfungen, die einer Reife-, Befähi-
gungs- oder Abschlußprüfung entsprechen, ist § 35
sinngemäß anzuwenden. In den übrigen Fällen
besteht die Prüfungskommission aus dem Leiter der
Schule oder einem von ihm zu bestimmenden Leh-
rer als Vorsitzenden und der erforderlichen Anzahl
von Lehrern der in Betracht kommenden Prüfungs-
gegenstände, die der Schulleiter zu bestimmen hat.
Die Schulbehörde erster Instanz kann jedoch auch
Externistenprüfungskommissionen an bestimmten
Schulen für einen größeren örtlichen Bereich ein-
richten und auch Lehrer anderer Schulen als Mit-
glieder dieser Prüfungskommission bestellen. Der
Bundesminister für Unterricht, Kunst und Sport
kann für das ganze Bundesgebiet zuständige Prü-
fungskommissionen einrichten, wenn dies wegen
der einheitlichen Vorbereitung der Prüfungskandi-
daten oder der geringen Zahl von Prüfern, die für
die betreffenden Prüfungsgegenstände zur Verfü-
gung stehen, zweckmäßig erscheint. Ferner kann
der Bundesminister für Unterricht, Kunst und
Sport durch Verordnung bestimmen, daß Externi-
stenprüfungen im Sinne des Abs. 2 vor Einzelprü-
fern abzulegen sind, wenn dadurch eine Vereinfa-
chung und Beschleunigung des Prüfungsganges
erreicht wird; hiebei ist vorzusehen, daß die Einzel-
prüfer Mitglieder der nach diesem Absatz zu bil-
denden Prüfungskommissionen sind und die Exter-
nistenprüfung an der Schule abzulegen ist, an der
die Prüfungskommission, der der Einzelprüfer
angehört, eingerichtet ist.

(5) Für die Zulassung zur Ablegung einer Exter-
nistenprüfung ist der Vorsitzende der betreffenden
Prüfungskommission zuständig.

(6) Voraussetzung für die Zulassung ist, daß der
Prüfungskandidat im Zeitpunkt der Externisten-
prüfung nicht jünger ist, als er im Falle des Besu-
ches der betreffenden Schulart ohne Überspringen
von Schulstufen wäre; ein bisheriger Schulbesuch
bleibt außer Betracht, wenn der Prüfungskandidat
die zuletzt besuchte Schulstufe erfolgreich abge-
schlossen hat und um mindestens zwei Jahre älter
oder ohne erfolgreichen Abschluß der betreffenden
Schulstufe um mindestens drei Jahre älter ist als ein
Schüler im Falle des Besuches der betreffenden
Stufe(n) der betreffenden Schulart ohne vorzeitige
Aufnahme in die Volksschule, Wiederholen von
Schulstufen und Überspringen von Schulstufen.
Soweit es sich um eine Externistenprüfung handelt,
die einer Reife-, Befähigungs- oder Abschlußprü-
fung entspricht, bezieht sich dieses Alterserforder-
nis auf die Zulassung zur Hauptprüfung. Für die
Zulassung zu einer Externistenprüfung über eine
Stufe einer mittleren oder höheren Schule (ausge-
nommen die Unterstufe der allgemeinbildenden
höheren Schule) oder über den ganzen Bildungs-
gang einer mittleren oder höheren Schule oder zu
einer Externistenprüfung, die einer Reife-, Befähi-

gungs- oder Abschlußprüfung entspricht, ist ferner
der Nachweis des erfolgreichen Abschlusses zumin-
dest der 8. Schulstufe (§ 28 Abs. 3 bis 5) bzw. der
erfolgreichen Ablegung einer Externistenprüfung
über diese Schulstufe Voraussetzung. Soferm für
die Aufnahme in eine Schulart, Form oder Fach-
richtung neben einer Aufnahms- oder Eignungs-
prüfung besondere Aufnahmsvoraussetzungen fest-
gelegt sind, ist der Nachweis der Erfüllung dieser
besonderen Aufnahmsvoraussetzungen Vorausset-
zung für die Zulassung zur Externistenprüfung für
eine Schulstufe oder einen ganzen Bildungsgang
oder zu einer Externistenprüfung, die einer Reife-,
Befähigungs- oder Abschlußprüfung entspricht.
(BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 21)

(7) Die Zulassung zur Externistenprüfung über
den Bildungsgang einer Schulart, zu deren beson-
derer Aufgabe eine praktische Unterweisung in
Fertigkeiten zählt (wie Werkstättenunterricht,
Laboratoriumsübungen, Kochunterricht), ist von
der Teilnahme an einem Unterricht bzw. an Übun-
gen oder einem anderen.Nachweis der Erlernung
entsprechender Fertigkeiten in jenem Ausmaß
abhängig zu machen, das für die Erfassung des
Prüfungsstoffes wesentlich ist.

(8) Die Zulassung zu einer Externistenprüfung
über den Bildungsgang einer Anstalt der Lehrer-
und Erzieherbildung ist von einer entsprechenden
Einführung in die Praxis der Lehr- bzw. Erzie-
hungstätigkeit, die Zulassung zu einer Externisten-
prüfung über den Bildungsgang einer Fachschule
für Sozialberufe ist von einer entsprechenden Ein-
führung in die Praxis der Sozialarbeit abhängig zu
machen. (BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 20)

(9) Für die Aufgabenstellung und den Prüfungs-
vorgang gilt § 37 Abs. 2 bis 4 sinngemäß. Für die
Beurteilung der Leistungen der Prüfungskandida-
ten gilt § 38 Abs. 1 bis 3, ferner, wenn es sich um
die Ablegung einer Externistenprüfung handelt, die
einer Reife-, Befähigungs- oder Abschlußprüfung
entspricht, auch § 38 Abs. 4 bis 6 sinngemäß.

(10) Das Ergebnis einer Externistenprüfung über
eine Schulstufe oder eine Schulart (Abs. 1) ist in
einem Externistenprüfungszeugnis zu beurkunden,
für das § 22 Abs. 2 und allenfalls auch Abs. 8 sinn-
gemäß gilt. Bei Externistenprüfungen, die einer
Reife-, Befähigungs- oder Abschlußprüfung ent-
sprechen, ist über die Ablegung der Vorprüfungen
ein Zeugnis auszustellen, auf das § 22 Abs. 2 und 8
sinngemäß anzuwenden ist; über die Ablegung der
Hauptprüfung ist ein Zeugnis auszustellen, auf das
§ 39 Abs. 1 und 2 sinngemäß anzuwenden ist. Über
das Ergebnis einer Externistenprüfung im Sinne des
Abs. 2 ist ein Externistenprüfungszeugnis auszustel-
len, das die Beurteilung der Leistungen des Prü-
fungskandidaten bei der Externistenprüfung in dem
betreffenden Unterrichtsgegenstand enthält. Die
Gestaltung des Zeugnisformulares ist durch Ver-
ordnung des Bundesministers für Unterricht, Kunst
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und Sport je nach Art der Externistenprüfung zu
bestimmen.

(11) Wenn der Prüfungskandidat eine praktische
Unterweisung in Fertigkeiten nicht im gleichen
Ausmaß zurückgelegt hat, wie sie dem Ausbil-
dungsgang der betreffenden Schulart entspricht, so
ist dies und die entsprechende Einschränkung der
mit dem Zeugnis verbundenen Berechtigungen auf
dem Zeugnis zu vermerken.

(12) Wenn ein Prüfungskandidat eine Vorprü-
fung nicht besteht, so ist er von der Prüfungskom-
mission zu einer Wiederholung dieser Prüfung zu
einem Termin zuzulassen, der nicht weniger als
zwei Monate und nicht mehr als vier Monate später
liegt. Wenn der Prüfungskandidat auch die Wie-
derholungsprüfung nicht besteht, ist er zu einer
weiteren Wiederholungsprüfung zuzulassen. Wenn
ein Prüfungskandidat die Hauptprüfung oder,
wenn eine Unterscheidung in Vorprüfungen und
Hauptprüfungen nicht vorgesehen ist, die Externi-
stenprüfung nicht besteht, so ist er von der Prü-
fungskommission zu einer Wiederholungsprüfung
zuzulassen, auf die § 40 sinngemäß anzuwenden
ist.

(13) Die Bestimmungen des §41 über die
Zusatzprüfungen zur Reifeprüfung sind auch auf
Externistenreifeprüfungen sinngemäß anzuwenden.

(14) Die Bestimmungen über die Ablegung von
Externistenprüfungen gelten auch für die auf
Grund der §§ 11 Abs. 4, 13 Abs. 3 und § 22 Abs. 4
des Schulpflichtgesetzes 1985 abzulegenden Prü-
fungen zum Nachweis des zureichenden Erfolges
des Besuches von Privatschulen ohne Öffentlich-
keitsrecht oder häuslichen Unterrichtes sowie des
Besuches von im Ausland gelegenen Schulen.
(BGBl. Nr. 367/1982, An. I Z 36)

(15) Die näheren Vorschriften über die Externi-
stenprüfungen hat der Bundesminister für Unter-
richt, Kunst und Sport auf Grund der vorstehenden
Absätze durch Verordnung zu erlassen. (BGBl.
Nr. 367/1982, Art. I Z 36)

9. ABSCHNITT

SCHULORDNUNG

Pflichten der Schüler

§ 43. (1) Die Schüler sind verpflichtet, durch ihre
Mitarbeit und ihre Einordnung in die Gemeinschaft
der Klasse und der Schule mitzuhelfen, die Auf-
gabe der österreichischen Schule (§ 2 des Schulor-
ganisationsgesetzes) zu erfüllen und die Unter-
richtsarbeit (§ 17) zu fördern. Sie haben den Unter-
richt während der vorgeschriebenen Schulzeit
regelmäßig und pünktlich zu besuchen, auch am
Unterricht in den Freigegenständen und unverbind-
lichen Übungen, für die sie angemeldet sind, regel-
mäßig teilzunehmen, sich an den verpflichtend vor-
geschriebenen Schulveranstaltungen zu beteiligen

und die notwendigen Unterrichtsmittel mitzubrin-
gen. (BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 22)

(2) Der Schüler ist über Auftrag des Schulleiters,
eines Abteilungsvorstandes, eines Fachvorstandes
oder eines Lehrers, an Höheren Internatsschulen
auch eines Erziehers verpflichtet, vorsätzlich durch
ihn herbeigeführte Beschädigungen oder Beschmut-
zungen der Schulliegenschaft und schulischer Ein-
richtungen zu beseitigen, sofern dies zumutbar ist.
(BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 22)

Schulordnung und Hausordnung

§ 44. (1) Der Bundesminister für Unterricht,
Kunst und Sport hat durch Verordnung die nähe-
ren Vorschriften über das Verhalten der Schüler in
der Schule, bei Schulveranstaltungen (§ 13) und bei
schulbezogenen Veranstaltungen (§ 13 a), über
Maßnahmen zur Sicherheit der Schüler in der
Schule, bei Schulveranstaltungen und bei schulbe-
zogenen Veranstaltungen sowie zur Ermöglichung
eines ordnungsgemäßen Schulbetriebes auf Grund
dieses Abschnittes und unter Bedachtnahme auf das
Alter der Schüler, die Schulart sowie die der Schule
obliegenden Aufgaben zu erlassen. Das Schulforum
(§ 63 a) bzw. der Schulgemeinschaftsausschuß
(§ 64) kann darüber hinaus, soweit es die besonde-
ren Verhältnisse erfordern, eine Hausordnung
erlassen; sie ist der Schulbehörde erster Instanz zur
Kenntnis zu bringen und durch Anschlag in der
Schule kundzumachen. Die Hausordnung einer
Privatschule darf deren besondere Zielsetzung
nicht beeinträchtigen. (BGBl. Nr. 211/1986, Art. I
Z 23)

(2) Der Vertrag über die Aufnahme in die Privat-
schule (§ 5 Abs. 6) kann über das Verhalten der
Schüler in der Schule und bei Schulveranstaltun-
gen, über Maßnahmen zur Sicherheit der Schüler
in der Schule und bei Schulveranstaltungen sowie
zur Ermöglichung eines ordnungsgemäßen Schul-
betriebes Vorschriften enthalten, die von der
gemäß Abs. 1 zu erlassenden Verordnung des Bun-
desministers für Unterricht, Kunst und Sport
abweichen oder sie ergänzen. Solche Ergänzungen
oder Abweichungen sind der Schulbehörde erster
Instanz zur Kenntnis zu bringen.

Fernbleiben von der Schule

§ 45. (1) Das Fernbleiben vom Unterricht ist nur
zulässig:

a) bei gerechtfertigter Verhinderung (Abs. 2
und 3),

b) bei Erlaubnis zum Fernbleiben (Abs. 4),
c) bei Befreiung von der Teilnahme an einzel-

nen Unterrichtsgegenständen (§ 11 Abs. 6).

(2) Eine gerechtfertigte Verhinderung ist insbe-
sondere: Krankheit des Schülers; mit der Gefahr
der Übertragung verbundene Krankheit von Haus-
angehörigen des Schülers; Krankheit der Eltern
oder anderer Angehöriger, wenn sie vorübergehend
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der Hilfe des Schülers unbedingt bedürfen; außer-
gewöhnliche Ereignisse im Leben des Schülers oder
in der Familie des Schülers; Ungangbarkeit des
Schulweges oder schlechte Witterung, wenn die
Gesundheit des Schülers dadurch gefährdet ist;
Dauer der Beschäftigungsverbote im Sinne der
Bestimmungen über den Mutterschutz.

(3) Der Schüler hat den Klassenvorstand oder
den Schulleiter von jeder Verhinderung ohne Auf-
schub mündlich oder schriftlich unter Angabe des
Grundes zu benachrichtigen. Auf Verlangen des
Klassenvorstandes oder des Schulleiters hat die
Benachrichtigung jedenfalls schriftlich zu erfolgen.
Bei einer länger als eine Woche dauernden Erkran-
kung oder Erholungsbedürftigkeit oder bei häufi-
gerem krankheitsbedingtem kürzerem Fernbleiben
kann der Klassenvorstand oder der Schulleiter die
Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses verlangen,
sofern Zweifel darüber bestehen, ob eine Krankheit
oder Erholungsbedürftigkeit gegeben war. (BGBl.
Nr. 211/1986, Art. I Z 24)

(4) Auf Ansuchen des Schülers kann für einzelne
Stunden bis zu einem Tag der Klassenvorstand,
darüber hinaus der Schulleiter (der Abteilungsvor-
stand) die Erlaubnis zum Fernbleiben aus wichtigen
Gründen erteilen.

(5) Wenn ein Schüler einer mittleren oder höhe-
ren Schule länger als eine Woche dem Unterricht
fernbleibt, ohne das Fernbleiben zu rechtfertigen
(Abs. 3) und auch auf schriftliche Aufforderung hin
eine Mitteilung binnen einer weiteren Woche nicht
eintrifft, so gilt der Schüler als vom Schulbesuch
abgemeldet (§ 33 Abs. 2 lit. c). Die Wiederauf-
nahme des Schülers ist nur mit Bewilligung der
Schulbehörde erster Instanz zulässig, die nur dann
zu erteilen ist, wenn das Fernbleiben nachträglich
gerechtfertigt wird und die Unterlassung der Mit-
teilung an die Schule aus rücksichtswürdigen Grün-
den unterblieben ist.

(6) Für die der Schulpflicht unterliegenden Schü-
ler sind anstelle der vorhergehenden Absätze § 9,
§ 22 Abs. 3 und § 23 des Schulpflichtgesetzes 1985
anzuwenden.

Sammlungen in der Schule, Teilnahme an schul-
fremden Veranstaltungen, schulfremde Werbung

§ 46. (1) Sammlungen unter den Schülern in der
Schule (einschließlich der Einhebung von Mit-
gliedsbeiträgen) sind nur mit Bewilligung zulässig.
Zur Erteilung der Bewilligung für Sammlungen, die
nur unter Schülern der betreffenden Schule durch-
geführt werden sollen, ist das Klassen- bzw. Schul-
forum (§ 63 a) bzw. der Schulgemeinschaftsaus-
schuß (§ 64), im übrigen die Schulbehörde erster
Instanz — für allgemeinbildende Pflichtschulen die
Schulbehörde zweiter Instanz — zuständig. Die
Bewilligung darf vom Klassen- und Schulforum
bzw. vom Schulgemeinschaftsausschuß insgesamt
für höchstens zwei und von der Schulbehörde

ebenfalls für höchstens zwei Sammlungen je Schul-
jahr und Klasse und nur dann erteilt werden, wenn
sichergestellt ist, daß kein wie immer gearteter
Druck zur Beitragsleistung ausgeübt wird, der
Zweck der Sammlung erzieherisch wertvoll ist und
mit der Schule im Zusammenhang steht. Dies gilt
nicht für Sammlungen, die von den Schülervertre-
tern (§ 59) aus besonderen Anlässen, wie Todesfälle
und soziale Hilfsaktionen, beschlossen werden.
(BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 25)

(2) Die Teilnahme von Schülern an Veranstal-
tungen, die nicht Schulveranstaltungen (§ 13) oder
schulbezogene Veranstaltungen (§ 13 a) sind, darf
in der Schule nur mit Bewilligung organisiert wer-
den. Zur Erteilung der Bewilligung ist das Klassen-
bzw. Schulforum bzw. der Schulgemeinschaftsaus-
schuß zuständig. Ferner kann die Bewilligung
durch die Schulbehörde erster Instanz erteilt wer-
den; sofern die Teilnahme von Schülern mehrerer
Schulen, für die verschiedene Schulbehörden in
erster Instanz zuständig sind, organisiert werden
soll, kann die Bewilligung von der für alle diese
Schulen in Betracht kommenden gemeinsamen
Schulbehörde erteilt werden. Die Bewilligung darf
nur erteilt werden, wenn sichergestellt ist, daß die
Teilnahme der Schüler freiwillig und auf Grund
schriftlicher Zustimmungserklärung der Erzie-
hungsberechtigten erfolgt sowie eine Gefährdung
der Schüler weder in sittlicher noch in körperlicher
Hinsicht zu befürchten ist und der Zweck der Ver-
anstaltung auf andere Weise nicht erreicht werden
kann. Die vorstehenden Bestimmungen gelten nicht
für die im Religionsunterricht erfolgende Organisa-
tion von Schülergottesdiensten sowie religiösen
Übungen und Veranstaltungen (§ 2 a Abs. 1 des
Religionsunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 190/1949).
(BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 25)

(3) Jede Werbung für schulfremde Zwecke im
Schulbereich ist verboten.

Mitwirkung der Schule an der Erziehung

§ 47. (1) Im Rahmen der Mitwirkung der Schule
an der Erziehung der Schüler (§ 2 des Schulorgani-
sationsgesetzes) hat der Lehrer in seiner Unter-
richts- und Erziehungsarbeit die der Erziehungssi-
tuation angemessenen persönlichkeits- und gemein-
schaftsbildenden Erziehungsmittel anzuwenden,
die insbesondere Anerkennung, Aufforderung oder
Zurechtweisung sein können. Diese Maßnahmen
können auch vom Klassenvorstand und vom Schul-
leiter (Abteilungsvorstand), in besonderen Fällen
auch von der Schulbehörde erster Instanz ausge-
sprochen werden.

(2) Wenn es aus erzieherischen Gründen oder
zur Aufrechterhaltung der Ordnung notwendig
erscheint, kann der Schulleiter einen Schüler in eine
Parallelklasse, bei lehrgangsmäßigen Berufsschulen
auch in einen anderen Lehrgang versetzen. Wenn
mit einer solchen Maßnahme nicht das Auslangen
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gefunden werden kann, kann die Schulkonferenz
(bei Schulen, die in Fachabteilungen gegliedert
sind, die Abteilungskonferenz) die Stellung eines
Antrages auf Ausschluß des Schülers (§ 49 Abs. 2)
androhen.

(3) Körperliche Züchtigung, beleidigende Äuße-
rungen und Kollektivstrafen sind verboten.

(4) Im Rahmen der Mitwirkung an der Erzie-
hung kann das Verhalten des Schülers außerhalb
der Schule berücksichtigt werden; hiebei dürfen
nur Maßnahmen gemäß Abs. 1 und § 48 gesetzt
werden. Eine Bestrafung für ein Verhalten, das
Anlaß zu Maßnahmen der Erziehungsberechtigten,
der Jugendwohlfahrtsbehörden, sonstiger Verwal-
tungsbehörden oder der Gerichte ist, ist unzulässig.

Verständigungspflichten der Schule

§ 48. Wenn es die Erziehungssituation eines
Schülers erfordert, haben der Klassenvorstand oder
der Schulleiter (der Abteilungsvorstand) das Ein-
vernehmen mit den Erziehungsberechtigten zu pfle-
gen. Wenn die Erziehungsberechtigten ihre Pflich-
ten offenbar nicht erfüllen, hat der Schulleiter das
zuständige Pflegschafts(Vormundschafts)gericht,.
falls voraussichtlich die Voraussetzungen zur
Anordnung der Erziehungshilfe nach § 9 des
Jugendwohlfahrtsgesetzes, BGBl. Nr. 99/1954,
gegeben sind, die zuständige Bezirksverwaltungs-
behörde (Jugendamt) zu verständigen. Das zustän-
dige Pflegschafts(Vormundschafts)gericht ist ferner
zu verständigen, wenn die Erfüllung der Aufgabe
der Schule durch die Uneinigkeit der Erziehungs-
berechtigten gefährdet erscheint.

Ausschluß eines Schülers

§ 49. (1) Wenn ein Schüler seine Pflichten (§ 43)
in schwerwiegender Weise verletzt und die Anwen-
dung von Erziehungsmitteln (§ 47) erfolglos bleibt
oder wenn das Verhalten eines Schülers eine dau-
ernde Gefährdung anderer Schüler hinsichtlich
ihrer Sittlichkeit, körperlichen Sicherheit oder ihres
Eigentums darstellt, ist der Schüler von der Schule
auszuschließen, soweit Abs. 9 nicht entgegensteht.

(2) Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach
Abs. 1 hat die Schulkonferenz (bei Schulen, die in
Fachabteilungen gegliedert sind, die Abteilungs-
konferenz) einen Antrag auf Ausschluß des Schü-
lers an die Schulbehörde erster Instanz zu stellen.
Dem Schüler ist vor der Beschlußfassung über die
Antragstellung Gelegenheit zur Rechtfertigung zu
geben. Überdies ist den Erziehungsberechtigten
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die
Schulkonferenz hat bei ihrer Beratung die für und
gegen den Ausschluß sprechenden Gründe zu
berücksichtigen und ihren Antrag zu begründen.
Eine Zweitschrift des Antrages ist dem Schüler
zuzustellen.

(3) Die Schulbehörde erster Instanz hat bei
Gefahr im Verzug auszusprechen, daß der Schüler
vom weiteren Schulbesuch suspendiert wird. Die
Suspendierung darf mit höchstens vier Wochen
bemessen werden; sie ist unverzüglich aufzuheben,
sobald sich im Zuge des Verfahrens ergibt, daß die
Voraussetzungen nach Abs. 1 nicht oder nicht
mehr gegeben sind. Der Schüler ist berechtigt, sich
während der Suspendierung über den durchgenom-
menen Lehrstoff regelmäßig zu informieren. Am
Ende eines Unterrichtsjahres ist dem Schüler Gele-
genheit zur Ablegung einer Feststellungsprüfung
gemäß § 20 Abs. 2 zu geben, soweit eine Beurtei-
lung wegen der Dauer der Suspendierung sonst
nicht möglich wäre.

(4) Die Schulbehörde erster Instanz hat nach
Durchführung des Ermittlungsverfahrens die Been-
digung des Ausschlußverfahrens festzustellen,
wenn die Voraussetzungen im Sinne des Abs. 1 für
einen Ausschluß nicht vorliegen. Sie kann zugleich
dem Schüler eine Rüge erteilen oder eine Maß-
nahme nach § 47 Abs. 2 anordnen, wenn sein Ver-
halten zwar einen Ausschluß nicht begründet, er
aber sonst gegen seine Pflichten verstoßen hat.
Andernfalls hat die Schulbehörde erster Instanz
den Ausschluß des Schülers mit Bescheid auszu-
sprechen.

(5) Der Ausschluß kann sich auf die betreffende
Schule oder auf alle Schulen in einem näher zu
bestimmenden Umkreis erstrecken. Von den ver-
schiedenen Formen des Ausschlusses ist jeweils nur
jene Form auszusprechen, mit der der angestrebte
Sicherungszweck im Sinne des Abs. 1 bereits
erreicht werden kann.

(6) Gegen den Ausschluß ist eine Berufung an
die Schulbehörde zweiter Instanz zulässig; gegen
die Entscheidung der Schulbehörde zweiter Instanz
ist kein ordentliches Rechtsmittel zulässig.

(7) Im Falle eines Ausschlusses ist die Aufnahme
in eine Schule, auf die sich der Ausschluß erstreckt,
weder als ordentlicher noch als außerordentlicher
Schüler zulässig. Die Zulassung zu einer Externi-
stenprüfung (§ 42) wird davon nicht berührt.

(8) Der Ausschluß kann von jener Schulbehörde,
die ihn rechtskräftig ausgesprochen hat, auf Antrag
des Schülers eingeschränkt oder aufgehoben wer-
den, wenn und soweit die Gründe für seine Ver-
hängung wegfallen oder der Sicherungszweck auf
andere Weise erreicht werden kann.

(9) An allgemeinbildenden Pflichtschulen ist ein
Ausschluß nicht zulässig. An seine Stelle tritt die
Einleitung eines Verfahrens über Aufnahme in eine
Sondererziehungsschule gemäß § 8 des Schul-
pflichtgesetzes 1985 oder der Antrag auf Einleitung
eines Verfahrens nach den Vorschriften des
Jugendwohlfahrtsrechtes. Bei Gefahr im Verzug
gilt jedoch auch an allgemeinbildenden Pflichtschu-
len Abs. 3 über die Suspendierung vom Schulbe-
such sinngemäß.
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Anwendung auf nicht schulpflichtige außerordentli-
che Schüler

§ 50. Die §§ 43 bis 49 sind auf nicht schulpflich-
tige außerordentliche Schüler sinngemäß anzuwen-
den.

10. ABSCHNITT

FUNKTIONEN DES LEHRERS; LEHRER-
KONFERENZEN

Lehrer

§ 51. (1) Der Lehrer hat das Recht und die
Pflicht, an der Gestaltung des Schullebens mitzu-
wirken. Seine Hauptaufgabe ist die dem § 17 ent-
sprechende Unterrichts- und Erziehungsarbeit. Er
hat den Unterricht sorgfältig vorzubereiten.

(2) Außer den ihm obliegenden unterrichtlichen,
erzieherischen und administrativen Aufgaben hat
der Lehrer erforderlichenfalls die Funktionen eines
Klassenvorstandes, Werkstätten- oder Bauhoflei-
ters, Kustos, Fachkoordinators sowie eines Mitglie-
des einer Prüfungskommission zu übernehmen und
an den Lehrerkonferenzen teilzunehmen. (BGBl.
Nr. 211/1986, An. I Z 26)

(3) Der Lehrer hat nach der jeweiligen Dienst-
einteilung die Schüler in der Schule auch 15 Minu-
ten vor Beginn des Unterrichtes, in den Unter-
richtspausen — ausgenommen die zwischen dem
Vormittags- und dem Nachmittagsunterricht lie-
gende Zeit — und unmittelbar nach Beendigung
des Unterrichtes beim Verlassen der Schule sowie
bei allen Schulveranstaltungen und schulbezogenen
Veranstaltungen innerhalb und außerhalb des
Schulhauses zu beaufsichtigen, soweit dies nach
dem Alter und der geistigen Reife der Schüler
erforderlich ist. Hiebei hat er insbesondere auf die
körperliche Sicherheit und auf die Gesundheit der
Schüler zu achten und Gefahren nach Kräften
abzuwehren. (BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 27)

Kustos

§ 52. Der Schulleiter hat, soweit es die Gegeben-
heiten der betreffenden Schule erfordern, Lehrer
mit der Vorsorge für einen den pädagogischen
Grundsätzen entsprechenden Einsatz der Unter-
richtsmittel und sonstigen Schuleinrichtungen zu
betrauen (Kustoden). Die ihnen in diesem Zusam-
menhang obliegenden Pflichten sind durch Dienst-
anweisung des Bundesministers für Unterricht,
Kunst und Sport festzulegen.

Werkstättenleiter und Bauhofleiter

§ 53. An berufsbildenden mittleren und höheren
Schulen hat der Schulleiter Lehrer mit der Leitung
der Werkstätten (des Bauhofes) zu betrauen. Sie
haben für die Betriebsführung, den geordneten
Ausbildungsablauf im Werkstättenunterricht und
die Beschaffung der erforderlichen Materialien zu

sorgen. Die ihnen im einzelnen obliegenden Pflich-
ten sind durch Dienstanweisung des Bundesmini-
sters für Unterricht, Kunst und Sport festzulegen.

Klassenvorstand

§ 54. (1) An Schulen, an denen der Unterricht
durch Fachlehrer erteilt wird, hat der Schulleiter
für jede Klasse einen Lehrer dieser Klasse als Klas-
senvorstand zu bestellen.

(2) Dem Klassenvorstand obliegt für seine Klasse
in Zusammenarbeit mit den anderen Lehrern die
Koordination der Erziehungsarbeit, die Abstim-
mung der Unterrichtsarbeit auf die Leistungssi-
tuation der Klasse und die Belastbarkeit der Schü-
ler, die Beratung der Schüler in unterrichtlicher
und erzieherischer Hinsicht, die Pflege der Verbin-
dung zwischen Schule und Erziehungsberechtigten,
die Wahrnehmung der erforderlichen organisatori-
schen Aufgaben sowie die Führung der Amtsschrif-
ten.

(3) An Schulen mit Klassenlehrersystem kommen
die Aufgaben des Klassenvorstandes dem Klassen-
lehrer zu.

(4) An den berufsbildenden höheren Schulen tritt
an die Stelle der Bezeichnung Klassenvorstand die
Bezeichnung Jahrgangsvorstand.

Fachkoordinator

§ 54 a. (1) Der Schulleiter hat Fachkoordinato-
ren zu bestellen:

Schulen mit Leistungsgruppen für die ein-
nen leistungsdifferenzierten Pflichtgegen-

stände je einen den betreffenden Pflichtge-
genstand unterrichtenden Lehrer;

b) an Schulen unter besonderer Berücksichti-
gung der musischen oder sportlichen Ausbil-
dung je einen Lehrer.

(2) Den Fachkoordinatoren obliegen:
a) an Schulen mit Leistungsgruppen die Koordi-

nation der Unterrichtstätigkeit der den
betreffenden Pflichtgegenstand unterrichten-
den Lehrer im Hinblick auf die Erleichterung
der Umstufung in andere Leistungsgruppen
und die Durchführung des Förderunterrich-
tes in Unterordnung unter den Schulleiter;

b) an Schulen unter besonderer Berücksichti-
gung der musischen oder sportlichen Ausbil-
dung die Koordinierung der Unterrichtstätig-
keit jener Lehrer, die im musischen bzw.
sportlichen Bereich unterrichten.

Die den Fachkoordinatoren im einzelnen obliegen-
den Pflichten sind durch Dienstanweisung des Bun-
desministers für Unterricht, Kunst und Sport fest-
zulegen.

(3) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport hat durch Verordnung festzulegen, ab
welcher Zahl von Klassen bzw. Schülergruppen die
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Bestellung eines Fachkoordinators im Hinblick auf
den Lernstoff des betreffenden Pflichtgegenstandes
erforderlich ist.

(BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 37)

Abteilungsvorstand und Fachvorstand

§ 55. (1) Dem Abteilungsvorstand an berufsbil-
denden Schulen obliegt außer den ihm als Lehrer
zukommenden Aufgaben die Leitung einer Fachab-
teilung in Unterordnung unter den Schulleiter.
(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 22 lit. a)

(2) Dem Abteilungsvorstand an den Bildungsan-
stalten für Kindergartenpädagogik obliegt außer
den ihm als Lehrer zukommenden Aufgaben die
Leitung des Übungskindergartens, gegebenenfalls
auch des Übungshortes, und der Kindergarten- und
Hortpraxis in Unterordnung unter den Schulleiter.
(BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 28)

(3) Dem Fachvorstand obliegt die Betreuung
einer Gruppe fachlicher Unterrichtsgegenstände in
Unterordnung unter den Schulleiter. (BGBl.
Nr. 231/1977, Art. I Z 22 lit. b)

(4) Die dem Abteilungsvorstand und dem Fach-
vorstand im einzelnen obliegenden Pflichten sind
durch Dienstanweisungen des Bundesministers für
Unterricht, Kunst und Sport festzulegen. (BGBl.
Nr. 231/1977, Art. I Z 22 lit. b)

Schulleiter

§ 56. (1) Der Schulleiter ist zur Besorgung aller
Angelegenheiten nach diesem Bundesgesetz zustän-
dig, sofern dieses nicht die Zuständigkeit anderer
schulischer Organe oder der Schulbehörden fest-
legt. (BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 23 lit. a)

(2) Der Schulleiter ist der unmittelbare Vorge-
setzte aller an der Schule tätigen Lehrer und sonsti-
gen Bediensteten. Ihm obliegt die Leitung der
Schule und die Pflege der Verbindung zwischen
der Schule, den Schülern und den Erziehungsbe-
rechtigten, bei Berufsschulen auch den Lehrberech-
tigten. (BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 23 lit. b)

(3) Der Schulleiter hat die Lehrer in ihrer Unter-
richts- und Erziehungsarbeit (§ 17) zu beraten und
sich vom Stand des Unterrichtes und von den Lei-
stungen der Schüler regelmäßig zu überzeugen.
(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 23 lit. b)

(4) Außer den ihm obliegenden unterrichtlichen,
erzieherischen und administrativen Aufgaben hat er
für die Einhaltung aller Rechtsvorschriften und
schulbehördlichen Weisungen sowie für die Füh-
rung der Amtsschriften der Schule und die Ord-
nung in der Schule zu sorgen. Für die Beaufsichti-
gung der Schüler im Sinne des § 51 Abs. 3 hat er
eine Diensteinteilung zu treffen. Er hat dem Schul-
erhalter wahrgenommene Mängel der Schulliegen-
schaften und ihrer Einrichtungen zu melden.
(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 23 lit. b)

(5) Pflichten, die dem Schulleiter auf Grund von
anderen, insbesondere von dienstrechtlichen Vor-
schriften obliegen, bleiben unberührt. (BGBl.
Nr. 231/1977, Art. I Z 23 lit. b)

(6) In Schulen, an denen ein ständiger Stellver-
treter des Schulleiters bestellt ist, hat dieser den
Schulleiter bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu
unterstützen. Die ihm im einzelnen obliegenden
Pflichten sind durch Dienstanweisung des Bundes-
ministers für Unterricht, Kunst und Sport festzule-
gen. (BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 23 lit. b)

(7) In Schulen, in denen ein Lehrer zur Unter-
stützung des Schulleiters bestellt wird, obliegt ihm
die Wahrnehmung jener Verwaltungsaufgaben, die
in engem Zusammenhang mit der pädagogischen
Arbeit in der Schule stehen. Die diesem Lehrer im
einzelnen obliegenden Pflichten sind durch Dienst-
anweisung des Bundesministers für Unterricht,
Kunst und Sport festzulegen. (BGBl. Nr. 231/1977,
Art. I Z 23 lit.b)

Lehrerkonferenzen

§ 57. (1) Lehrerkonferenzen sind die Schulkonfe-
renz, die Abteilungskonferenz, die Werkstättenleh-
rer(Bauhoflehrer)konferenz und die Klassenkonfe-
renz.

(2) Die Lehrer einer Schule bilden unter dem
Vorsitz des Schulleiters die Schulkonferenz, die
Lehrer einer Fachabteilung unter dem Vorsitz des
Abteilungsvorstandes die Abteilungskonferenz, die
Lehrer einer Werkstätte (des Bauhofes) unter dem
Vorsitz des Werkstättenleiters (Bauhofleiters) die
Werkstättenlehrer(Bauhoflehrer)konferenz und die
Lehrer einer Klasse unter dem Vorsitz des Klassen-
vorstandes die Klassenkonferenz.

(3) Aus besonderen Anlässen können zur Errei-
chung bestimmter Ziele auch andere Lehrerkonfe-
renzen, wie zB Konferenzen der Lehrer für einen
Unterrichtsgegenstand, einberufen werden. Den
Vorsitz bei derartigen Lehrerkonferenzen hat der
jeweils anwesende dienstälteste Lehrer zu führen.
In Lehrerkonferenzen gemäß § 31 b Abs. 3, in Leh-
rerkonferenzen betreffend einzelne leistungsdiffe-
renzierte Pflichtgegenstände und an Schulen unter
besonderer Berücksichtigung der musischen oder
sportlichen Ausbildung in Lehrerkonferenzen
betreffend den Schwerpunktbereich hat der jewei-
lige Fachkoordinator den Vorsitz zu führen; ist
kein Fachkoordinator bestellt oder ist dieser verhin-
dert, obliegt der Vorsitz dem jeweils anwesenden
dienstältesten Lehrer. (BGBl. Nr. 211/1986, An. I
Z 29)

(4) Die Lehrerkonferenzen sind zur Erfüllung
der ihnen durch die Rechtsvorschriften übertrage-
nen Aufgaben oder zur Beratung gemeinsamer Fra-
gen der Unterrichts- und Erziehungsarbeit oder
zur beruflichen Fortbildung der Lehrer durchzu-
führen.
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(5) Die Einberufung von Lehrerkonferenzen
obliegt dem Schulleiter. Darüber hinaus können
vom Abteilungsvorstand Abteilungskonferenzen
bzw. auf den Bereich der Kindergarten- und Hort-
praxis bezogene Konferenzen, vom Fachvorstand
Lehrerkonferenzen für seinen Zuständigkeitsbe-
reich, vom Werkstättenleiter (Bauhofleiter) Werk-
stättenlehrer(Bauhoflehrer)konferenzen, vom Klas-
senvorstand Klassenkonferenzen und vom Fachko-
ordinator Lehrerkonferenzen, bei denen gemäß
Abs. 3 der Fachkoordinator den Vorsitz führt,
jeweils mit Zustimmung des Schulleiters, einberu-
fen werden; Klassenkonferenzen können auch mit
Zustimmung des Abteilungsvorstandes einberufen
werden. (BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 30)

(6) Der Schulleiter (Abteilungsvorstand, Fach-
vorstand, Werkstättenleiter, Bauhofleiter, Klassen-
vorstand, Fachkoordinator) ist verpflichtet, Lehrer-
konferenzen einzuberufen, wenn dies ein Drittel
der für die Teilnahme an den Lehrerkonferenzen
jeweils in Betracht kommenden Lehrer (Abs. 2 und
3) verlangt. In diesen Fällen ist die im Abs. 5 vorge-
sehene Zustimmung zu erteilen. Der Schulleiter
(Abteilungsvorstand, Fachvorstand, Werkstättenlei-
ter, Bauhofleiter, Klassenvorstand, Fachkoordina-
tor) ist ferner verpflichtet, in den Lehrerkonferen-
zen jene Angelegenheiten zu beraten, deren
Behandlung von einem Drittel der für die Teil-
nahme an den Lehrerkonferenzen jeweils in
Betracht kommenden Lehrer (Abs. 2 und 3) ver-
langt wird. (BGBL Nr. 211/1986, Art. I Z 30)

(7) Für einen Beschluß einer Lehrerkonferenz ist
die Anwesenheit von mindestens zwei Dritteln ihrer
Mitglieder und die unbedingte Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen erforderlich. Dem Vorsitzenden
und jedem Mitglied kommt eine Stimme zu. Bei
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vor-
sitzenden. Stimmübertragungen sind ungültig.
Stimmenthaltungen sind außer im Falle der Befan-
genheit (§ 7 AVG 1950) unzulässig. Über den Ver-
lauf einer Lehrerkonferenz ist eine schriftliche Auf-
zeichnung zu führen.

(8) Der Schulleiter kann jederzeit den Vorsitz
einer Abteilungs-, Werkstättenlehrer-(Bauhofleh-
rer-) oder Klassenkonferenz oder einer Lehrerkon-
ferenz gemäß Abs. 3, der Abteilungsvorstand den
Vorsitz einer Klassenkonferenz übernehmen. Im
Falle der Übernahme des Vorsitzes einer Abtei-
lungs-, Werkstättenlehrer-(Bauhoflehrer-) oder
Klassenkonferenz oder einer. Lehrerkonferenz
gemäß Abs. 3 durch den Schulleiter oder einer
Klassenkonferenz durch den Abteilungsvorstand
kommt diesen jedoch nur dann beschließende
Stimme zu, wenn sie Mitglieder der betreffenden
Lehrerkonferenzen sind. Bei Stimmengleichheit
haben sie jedoch das Entscheidungsrecht.

(9) Die Klassenkonferenzen für mehrere Klassen
können auch in der Weise abgehalten werden, daß
die Lehrer aller in Betracht kommenden Klassen

eine gemeinsame Sitzung abhalten, wobei aber bei
der Beratung der Angelegenheiten einer Klasse nur
die Lehrer dieser Klasse Stimmrecht haben. Das
gleiche gilt sinngemäß für die gemeinsame Abhal-
tung mehrerer Abteilungskonferenzen.

(10) An Schulen mit Klassenlehrersystem kom-
men die Aufgaben der Klassenkonferenz der Schul-
konferenz zu.

(11) In Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit
von Lehrerkonferenzen fallen und bei denen den
Schülern und Erziehungsberechtigten ein Mitent-
scheidungsrecht zusteht, ist dieses Recht von den
Vertretern der Schüler bzw. Erziehungsberechtig-
ten im Schulgemeinschaftsausschuß (§ 64) durch
Teilnahme an den Beratungen und Abstimmungen
in den Lehrerkonferenzen auszuüben. Über Antrag
des Schulsprechers kann an den Beratungen in den
Angelegenheiten des § 58 Abs. 2 Z 2 auch der Klas-
sensprecher der Klasse des betroffenen Schülers
teilnehmen. (BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 31)

11. ABSCHNITT

SCHULE UND SCHÜLER

Rechte der Schüler

§ 57 a. Der Schüler hat außer den sonst gesetz-
lich festgelegten Rechten das Recht, sich nach
Maßgabe seiner Fähigkeiten im Rahmen der Förde-
rung der Unterrichtsarbeit (§ 43) an der Gestaltung
des Unterrichtes und der Wahl der Unterrichtsmit-
tel zu beteiligen, ferner hat er das Recht auf Anhö-
rung sowie auf Abgabe von Vorschlägen und Stel-
lungnahmen.

(BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 32)

Schülermitverwaltung

§ 58. (1) Die Schüler einer Schule haben das
Recht der Schülermitverwaltung in Form der Ver-
tretung ihrer Interessen und der Mitgestaltung des
Schullebens. Die Schüler haben sich bei dieser
Tätigkeit von der Aufgabe der österreichischen
Schule (§ 2 des Schulorganisationsgesetzes) leiten
zu lassen.

(2) Im Rahmen der Interessenvertretung gegen-
über den Lehrern, dem Schulleiter und den Schul-
behörden stehen den Schülervertretern folgende
Rechte zu:

1. Mitwirkungsrechte:
a) das Recht auf Anhörung,
b) das Recht auf Information über alle Ange-

legenheiten, die die Schüler allgemein
betreffen;

c) das Recht auf Abgabe von Vorschlägen
und Stellungnahmen,

d) das Recht auf Teilnahme an Lehrerkonfe-
renzen, ausgenommen Beratungen und
Beschlußfassungen über Angelegenheiten
der Leistungsbeurteilung einzelner Schü-
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ler und des § 20 Abs. 6, § 25, § 31 b und
des § 31 c sowie über dienstrechtliche
Angelegenheiten der Lehrer und ausge-
nommen die Teilnahme an Lehrerkonfe-
renzen zur Wahl von Lehrervertretern,

e) das Recht auf Mitsprache bei der Gestal-
tung des Unterrichtes im Rahmen des
Lehrplanes,

f) das Recht auf Beteiligung an der Wahl der
Unterrichtsmittel;

2. Mitbestimmungsrechte:
a) das Recht auf Mitentscheidung bei der

Anwendung von Erziehungsmitteln
gemäß § 47 Abs. 2,

b) das Recht auf Mitentscheidung bei der
Antragstellung auf Ausschluß eines Schü-
lers.

Die in Z 1 lit. d und Z 2 genannten Rechte ste-
hen erst ab der 9. Schulstufe zu. (BGBl.
Nr. 211/1986, Art. I Z 33)

(3) Im Rahmen der Mitgestaltung haben die
Schüler gemeinsam jene Aufgaben wahrzunehmen,
die über die Mitarbeit des einzelnen Schülers hin-
ausreichen. Als solche kommen Vorhaben in
Betracht, die der politischen, staatsbürgerlichen
und kulturellen Bildung der Schüler im Sinne
demokratischer Grundsätze dienen, ihr soziales
Verhalten entwickeln und festigen und ihren Nei-
gungen entsprechende Betätigungsmöglichkeiten in
der Freizeit bieten.

(4) Veranstaltungen der Schülermitverwaltung
(Abs. 3) unterliegen nicht der Aufsichtspflicht des
Lehrers (des Schulleiters). Die Befugnis der Lehrer
(des Schulleiters), an diesen Veranstaltungen teilzu-
nehmen, wird davon nicht berührt.

Schülervertreter, Wählbarkeit, Wahl und Abberu-
fung; Versammlung der Schülervertreter

§ 59. (1) Zur Interessenvertretung (§ 58 Abs. 2)
und zur Mitgestaltung des Schullebens (§ 58
Abs. 3) sind an allen Schulen, ausgenommen die
Vorschulstufe und Grundschule der Volksschule
sowie die Vorschulstufe und die Grundstufen der
Sonderschule, Schülervertreter zu bestellen. Sie
sind von den Schülern in gleicher, unmittelbarer,
geheimer und persönlicher Wahl zu wählen. Wer-
den an einer Schule mehrere Schularten geführt, so
ist nur eine Schülervertretung zu bestellen, deren
Tätigkeitsbereich sich auf die gesamte Schule
erstreckt. (BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 34)

(2) Schülervertreter im Sinne des Abs. 1 sind:
1. der von den Schülern einer Klasse zu wäh-

lende Klassensprecher, der an Schulen mit
Jahrgangseinteilung als Jahrgangssprecher zu
bezeichnen ist,

2. der von den Klassensprechern einer Fachab-
teilung zu wählende Abteilungssprecher,

3. an ganzjährigen Berufsschulen die von den
für die Klassen eines Schultages gewählten

Klassensprechern einer Schule für die betref-
fenden einzelnen Schultage einer Woche zu
wählenden Tagessprecher,

4. der von den Klassensprechern einer Schule zu
wählende Schulsprecher; in Schulen mit min-
destens fünf Fachabteilungen der von den
Abteilungssprechern zu wählende Schulspre-
cher; in ganzjährigen Berufsschulen der von
den Tagessprechern zu wählende Schulspre-
cher.

An allgemeinbildenden Pflichtschulen mit Aus-
nahme der Polytechnischen Lehrgänge sind nur
Klassensprecher zu wählen. An allgemeinbildenden
höheren Schulen sind die Schulsprecher nur von
den Klassensprechern der Oberstufe zu wählen.
(BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 34)

(3) Die Schülervertreter werden im Falle der
Verhinderung jeweils von ihrem Stellvertreter ver-
treten. An ganzjährigen Berufsschulen wird der
Schulsprecher vom jeweiligen Tagessprecher ver-
treten. (BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 34)

(4) Die Interessenvertretung (§ 58 Abs. 2) und
die Mitgestaltung des Schullebens (§ 58 Abs. 3)
obliegen, soweit sie nur einzelne Klassen betreffen,
dem Klassensprecher, soweit sie mehrere Klassen
einer Abteilung betreffen, dem Abteilungssprecher,
soweit sie mehrere Klassen (Abteilungen) betreffen,
dem Schulsprecher. Angelegenheiten, die nur ein-
zelne Klassen (oder Abteilungen) betreffen, dürfen
gegenüber Schulbehörden, Schulleiter, Abteilungs-
leiter oder Klassenvorstand auch vom Schulspre-
cher wahrgenommen werden. Das Recht auf Teil-
nahme an Lehrerkonferenzen (§ 58 Abs. 2 Z 1
lit. d) ist von den Vertretern der Schüler im Schul-
gemeinschaftsausschuß (§ 64 Abs. 5) auszuüben.
(BGBl. Nr. 211/1986, Art. 1 Z 34)

(5) Die im Abs. 2 genannten Schülervertreter bil-
den in ihrer Gesamtheit die Versammlung der
Schülervertreter. Der Versammlung der Schüler-
vertreter obliegt die Beratung über Angelegenhei-
ten der Interessenvertretung der Schüler (§ 58
Abs. 2) und der Mitgestaltung des Schullebens
(§ 58 Abs. 3), soweit diese von allgemeiner Bedeu-
tung sind. Ferner dient die Versammlung der Schü-
lervertreter der Information der Schülervertreter
durch den Schulsprecher und den Abteilungsspre-
cher sowie der Wahl der Schülervertreter in den
Schulgemeinschaftsausschuß (§ 64 Abs. 5). Die Ein-
berufung der Versammlung obliegt dem Schulspre-
cher (dessen Stellvertreter). Die Versammlungen
dürfen bis zu einem Ausmaß von insgesamt fünf
Unterrichtsstunden je Semester, an Berufsschulen
in einem Schuljahr bis zu einem Ausmaß von insge-
samt vier Unterrichtsstunden, während der Unter-
richtszeit stattfinden. Darüber hinaus dürfen Ver-
sammlungen der Schülervertreter während der
Unterrichtszeit nur nach vorheriger Genehmigung
der Schulbehörde erster Instanz abgehalten wer-
den, welche nur erteilt werden darf, wenn die Teil-
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nahme von Schülervertretern an der Versammlung
wegen für die Schulfahrt benötigter Verkehrsmittel
außerhalb der Unterrichtszeit unmöglich ist. Dieser
Absatz ist an allgemeinbildenden Pflichtschulen mit
Ausnahme der Polytechnischen Lehrgänge nicht
anzuwenden. (BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 34)

(6) Wählbar zum Klassensprecher ist jeder Schü-
ler der betreffenden Klasse ab der 5. Schulstufe.
Wählbar zum Abteilungssprecher ist jeder Schüler
der betreffenden Abteilung, zum Schulsprecher
jeder Schüler der Schule (an allgemeinbildenden
höheren Schulen jedoch nur Schüler der Ober-
stufe), zum Tagessprecher jeder Schüler des betref-
fenden Schultages. (BGBl. Nr. 211/1986, Art. I
Z 34)

(7) Die Wahl zum Klassensprecher hat unter der
Leitung des Klassenvorstandes, zum Abteilungs-
sprecher unter der Leitung des Abteilungsvorstan-
des, zum Schulsprecher und zum Tagessprecher
unter der Leitung des Schulleiters oder eines von
ihm beauftragten Lehrers innerhalb der ersten zwei
Monate eines jeden Schuljahres für die Zeit bis zur
nächsten Wahl stattzufinden. Zugleich mit diesen
Wahlen ist — ausgenommen für den Schulsprecher
an ganzjährigen Berufsschulen — jeweils ein Stell-
vertreter zu wählen. Sofern die Wahl nur in einer
Klasse einer Schule in Betracht kommt, sind zwei
Stellvertreter zu wählen. (BGBl. Nr. 231/1977,
Art. I Z 25 lit. c)

(8) Gewählt ist, wer die unbedingte Mehrheit der
abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Erreicht
keiner der Vorgeschlagenen die unbedingte Mehr-
heit, so hat zwischen jenen beiden Kandidaten, die
die meisten Stimmen auf sich vereinigt haben, eine
Stichwahl stattzufinden. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet das Los.

(9) Die gewählten Schülervertreter bedürfen kei-
ner Bestätigung. Die Funktion eines Schülervertre-
ters endet durch Zeitablauf, Ausscheiden aus dem
Verband, für den er gewählt wurde (Klasse, Fach-
abteilung, Schule), Rücktritt oder Abwahl. Ein
Schülervertreter ist abgewählt, wenn es die unbe-
dingte Mehrheit der jeweils Wahlberechtigten
(Abs. 2) beschließt. Auf die Abwahl ist Abs. 7 mit
der Abweichung anzuwenden, daß zu diesem
Zweck der Klassenvorstand bzw. der Abteilungs-
vorstand bzw. der Schulleiter oder ein von ihm
beauftragter Lehrer die jeweils Wahlberechtigten
einzuberufen hat, wenn es ein Drittel von diesen
verlangt. Die Frist für die Einberufung beträgt zwei
Wochen, gerechnet von dem Zeitpunkt, zu dem das
Verlangen gestellt wurde. (BGBl. Nr. 211/1986,
Art. I Z 35)

(10) Bei Ausscheiden eines Schülervertreters aus
seiner Funktion sind unverzüglich Neuwahlen
durchzuführen. Die Funktion des neugewählten
Schülervertreters dauert bis zur nächsten gemäß
Abs. 7 durchzuführenden Wahl.

(11) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport hat durch Verordnung die näheren
Bestimmungen über die Durchführung der Wahl
der Schülervertreter zu erlassen.

12. ABSCHNITT

SCHULE UND ERZIEHUNGSBERECHTIGTE

Erziehungsberechtigte

§ 60. (1) Unter den Erziehungsberechtigten im
Sinne dieses Bundesgesetzes sind die Personen zu
verstehen, denen im Einzelfall nach bürgerlichem
Recht das Erziehungsrecht zusteht.

(2) Steht das Erziehungsrecht hinsichtlich eines
Schülers mehr als einer Person zu, so ist jeder von
ihnen mit Wirkung auch für den anderen hand-
lungsbefugt.

Rechte und Pflichten der Erziehungsberechtigten

§ 61. (1) Die Erziehungsberechtigten haben das
Recht und die Pflicht, die Unterrichts- und Erzie-
hungsarbeit der Schule zu unterstützen. Sie haben
das Recht auf Anhörung sowie auf Abgabe von
Vorschlägen und Stellungnahmen. Sie sind ver-
pflichtet, die Schüler mit den erforderlichen Unter-
richtsmitteln auszustatten und auf die gewissen-
hafte Erfüllung der sich aus dem Schulbesuch erge-
benden Pflichten des Schülers hinzuwirken sowie
zur Förderung der Schulgemeinschaft (§ 2) beizu-
tragen.

(2) Unbeschadet des Vertretungsrechtes der
Erziehungsberechtigten gemäß § 67 sowie der
Tätigkeit eines Elternvereines im Sinne des § 63
haben die Erziehungsberechtigten das Recht auf
Interessenvertretung gegenüber den Lehrern, dem
Schulleiter (Abteilungsvorstand) und den Schulbe-
hörden durch die Klassenelternvertreter (§ 63 a
Abs. 5) bzw. durch ihre Vertreter im Schulgemein-
schaftsausschuß (§ 64 Abs. 6). Diese haben fol-
gende Rechte:

1. Mitwirkungsrechte:
a) das Recht auf Anhörung,
b) das Recht auf Information über alle Ange-

legenheiten, die die Eltern und Schüler all-
gemein betreffen,

c) das Recht auf Abgabe von Vorschlägen
und Stellungnahmen,

d) das Recht auf Teilnahme an Lehrerkonfe-
renzen, ausgenommen Beratungen und
Beschlußfassungen über Angelegenheiten
der Leistungsbeurteilung einzelner Schü-
ler und des § 20 Abs. 6, § 25, § 31 b und
des § 31 c sowie über dienstrechtliche
Angelegenheiten der Lehrer und ausge-
nommen die Teilnahme an Lehrerkonfe-
renzen zur Wahl von Lehrervertretern;
dieses Recht besteht nicht an Schulen, an
denen Klassenforen einzurichten sind
(§ 63 a Abs. 1),
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e) das Recht auf Stellungnahme bei der
Wahl von Unterrichtsmitteln;

2. Mitbestimmungsrechte:
a) das Recht auf Mitentscheidung bei der

Androhung des Antrages auf Ausschluß,
b) das Recht auf Mitentscheidung bei der

Antragstellung auf Ausschluß eines Schü-
lers.

(3) Die Erziehungsberechtigten haben die für die
Führung der Amtsschriften der Schule erforderli-
chen Dokumente vorzulegen und Auskünfte zu
geben sowie erhebliche Änderungen dieser Anga-
ben unverzüglich der Schule mitzuteilen.

(BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 36)

Beratung zwischen Lehrern und Erziehungsberech-
tigten

§ 62. (1) Lehrer und Erziehungsberechtigte
haben eine möglichst enge Zusammenarbeit in allen
Fragen der Erziehung und des Unterrichtes der
Schüler zu pflegen. Zu diesem Zweck sind Einzel-
aussprachen (§ 19 Abs. 1) und gemeinsame Bera-
tungen zwischen Lehrern und Erziehungsberech-
tigten über Fragen der Erziehung, den Leistungs-
stand, den geeignetsten Bildungsweg (§ 3 Abs. 1 des
Schulorganisationsgesetzes) und die Schulgesund-
heitspflege durchzuführen.

(2) Gemeinsame Beratungen zwischen Lehrern
und Erziehungsberechtigten können im Rahmen
von Klassenelternberatungen erfolgen. Klassenel-
ternberatungen sind jedenfalls in der 1. Stufe jeder
Schulart (ausgenommen die Berufsschulen) sowie
dann durchzuführen, wenn dies die Erziehungsbe-
rechtigten eines Drittels der Schüler der betreffen-
den Klasse verlangen, an Schulen, an denen Klas-
senforen eingerichtet sind (§ 63 a Abs. 1), sind
Klassenelternberatungen nach Möglichkeit gemein-
sam mit Sitzungen des Klassenforums durchzufüh-
ren.

(BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 36)

Elternvereine

§ 63. (1) Die Schulleiter haben die Errichtung
und die Tätigkeit von Elternvereinen zu fördern,
die satzungsgemäß allen Erziehungsberechtigten
von Schülern der betreffenden Schule zugänglich
sind.

(2) Die Organe des Elternvereines können dem
Schulleiter und dem Klassenvorstand Vorschläge,
Wünsche und Beschwerden mitteilen; der Schullei-
ter hat das Vorbringen des Elternvereines zu prüfen
und mit den Organen des Elternvereines zu bespre-
chen.

(3) Dem Elternverein ist Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu einem Antrag der Schulkonferenz
(Abteilungskonferenz) auf Festlegung eines Unter-
richtsmittels (§ 14 Abs. 6) zu geben; die Stellung-

nahme ist mit dem Antrag der Schulbehörde erster
Instanz vorzulegen.

(4) Die Rechte gemäß den Abs. 1 bis 3 stehen
nur zu, wenn an einer Schule nur ein Elternverein
errichtet werden soll oder besteht und sich dessen
Wirkungsbereich nur auf diese Schule bezieht; sie
stehen ferner zu, wenn sich der Wirkungsbereich
des Elternvereines auf mehrere in einem engen ört-
lichen Zusammenhang stehende Schulen oder der
Wirkungsbereich des Elternvereines einer Volks-,
Haupt- oder Sonderschule auch auf einen Poly-
technischen Lehrgang bezieht. (BGBl.
Nr. 211/1986, Art. I Z 37)

13. ABSCHNITT

LEHRER, SCHÜLER UND ERZIEHUNGSBE-
RECHTIGTE

Klassen- und Schulforum

§ 63 a. (1) In den Volksschulen, Hauptschulen
und Sonderschulen, die nicht nach dem Lehrplan
des Polytechnischen Lehrganges geführt werden,
sind zur Förderung und Festigung der Schulge-
meinschaft (§ 2) für jede Klasse ein Klassenforum
und für jede Schule ein Schulforum einzurichten.

(2) Dem Klassenforum obliegt die Beschlußfas-
sung in den folgenden Angelegenheiten, soweit sie
nur eine Klasse betreffen; dem Schulforum obliegt
die Beschlußfassung in den folgenden Angelegen-
heiten, soweit sie mehr als eine Klasse berühren
und im Falle des Überganges der Zuständigkeit
gemäß Abs. 7:

1. die Entscheidung über
a) Fragen der Planung von mehrtägigen

Schulveranstaltungen, soweit sie die von
den Schülern zu tragenden Kosten und —
im Falle einer Wahlmöglichkeit durch die
Schule — die Art dieser Schulveranstal-
tung betreffen,

b) die Erklärung einer Veranstaltung zu
einer schulbezogenen Veranstaltung
(§ 13 a Abs. 1),

c) die Hausordnung gemäß § 44 Abs. 1,
d) die Bewilligung zur Durchführung von

Sammlungen gemäß § 46 Abs. 1,
e) die Bewilligung zur Organisierung der

Teilnahme von Schülern an Veranstaltun-
gen gemäß § 46 Abs. 2,

f) die Durchführung von Veranstaltungen
der Schulbahnberatung,

g) die Durchführung von Veranstaltungen
betreffend die Schulgesundheitspflege;

2. die Beratung insbesondere über
a) wichtige Fragen des Unterrichtes,
b) wichtige Fragen der Erziehung,
c) Fragen der Planung von Schulveranstal-

tungen (insbesondere von Wandertagen
und mehrtägigen Schulveranstaltungen),
soweit diese nicht unter Z 1 lit. a fallen,
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d) die Termine und die Art der Durchfüh-
rung von Elternsprechtagen,

e) die Wahl von Unterrichtsmitteln,
f) die Verwendung von der Schule zur Ver-

waltung übertragener Budgetmittel,
g) Baumaßnahmen im Bereich der Schule.

(3) Dem Klassenforum gehören der Klassenleh-
rer oder Klassenvorstand und die Erziehungsbe-
rechtigten der Schüler der betreffenden Klasse an.
Den Vorsitz im Klassenforum führt der Klassenleh-
rer bzw. Klassenvorstand; sofern der Schulleiter
anwesend ist, kann dieser den Vorsitz übernehmen.
Sonstige Lehrer der Klasse sind berechtigt, mit
beratender Stimme am Klassenforum teilzuneh-
men.

(4) Das Klassenforum ist vom Klassenlehrer oder
Klassenvorstand jedenfalls zu einer Sitzung inner-
halb der ersten sechs Wochen jedes Schuljahres ein-
zuberufen. Ferner hat der Klassenlehrer oder Klas-
senvorstand das Klassenforum einzuberufen, sofern
eine Entscheidung gemäß Abs. 2 Z 1 erforderlich
ist oder eine Beratung gemäß Abs. 2 Z 2 zweckmä-
ßig erscheint. Darüber hinaus ist das Klassenforum
einzuberufen, wenn dies die Erziehungsberechtig-
ten eines Drittels der Schüler der betreffenden
Klasse unter gleichzeitiger Einbringung eines
Antrages auf Behandlung einer der im Abs. 2
genannten Angelegenheiten verlangen; die Frist für
die Einberufung beträgt eine Woche, gerechnet von
dem Zeitpunkt, zu dem das Verlangen gestellt
wurde. Der Klassenelternvertreter kann die Einbe-
rufung einer Sitzung des Klassenforums verlangen;
über die Einberufung ist das Einvernehmen mit
dem Klassenlehrer oder Klassenvorstand herzustel-
len. Mit jeder Einberufung ist die Tagesordnung zu
übermitteln. Die Einberufung hat spätestens zwei
Wochen vor der Sitzung zu erfolgen.

(5) Das Klassenforum hat in der ersten Sitzung
jedes Schuljahres einen Klassenelternvertreter und
einen Stellvertreter, der diesen im Verhinderungs-
falle zu vertreten hat, in gleicher, unmittelbarer,
geheimer und persönlicher Wahl für die Zeit bis
zur nächsten Wahl zu wählen. Vor dieser Wahl hat
das Klassenforum einen Wahlvorsitzenden aus dem
Kreis der Erziehungsberechtigten der Schüler der
betreffenden Klasse in gleicher, unmittelbarer und
persönlicher Wahl zu wählen. Besteht an der
Schule ein Elternverein im Sinne des § 63, so ist
dieser berechtigt, den Wahlvorsitzenden zu bestel-
len und einen Wahlvorschlag für die Wahl des
Klassenelternvertreters (Stellvertreters) zu erstat-
ten. Der Wahlvorsitzende darf nicht Kandidat für
die Wahl zum Klassenelternvertreter (Stellvertre-
ter) sein. Zum Klassenelternvertreter (Stellvertre-
ter) dürfen nur Erziehungsberechtigte von die
betreffende Klasse besuchenden Schülern gewählt
werden. Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport hat durch Verordnung die näheren
Bestimmungen über die Durchführung der Wahl
der Klassenelternvertreter zu erlassen.

(6) Im Klassenforum kommt dem Klassenlehrer
oder dem Klassenvorstand und den Erziehungsbe-
rechtigten jedes Schülers der betreffenden Klasse
jeweils eine beschließende Stimme zu; bei der Wahl
des Klassenelternvertreters (Stellvertreters) kommt
dem Klassenlehrer bzw. Klassenvorstand keine
Stimme zu. Stimmenthaltung ist unzulässig. Eine
Übertragung der Stimme auf eine andere Person ist
unzulässig und unwirksam.

(7) Das Klassenforum ist beschlußfähig, wenn
der Klassenlehrer oder Klassenvorstand und die
Erziehungsberechtigten mindestens eines Drittels
der Schüler anwesend sind. Die Beschlußfähigkeit
ist auch bei Nichterfüllung dieser Anwesenheitsvor-
aussetzungen gegeben, sofern die Einladung ord-
nungsgemäß ergangen und seit dem vorgesehenen
Beginn der Sitzung eine halbe Stunde vergangen ist
und zumindest der Klassenlehrer oder Klassenvor-
stand oder der Schulleiter und mindestens ein
Erziehungsberechtigter anwesend sind. Für einen
Beschluß ist die unbedingte Mehrheit der abgege-
benen Stimmen erforderlich. Bei Stimmengleichheit
in den Fällen des Abs. 2 Z 1 entscheidet die Stimme
des Klassenlehrers oder Klassenvorstandes und in
den Fällen des Abs. 2 Z 2 gilt der Antrag als abge-
lehnt. Entspricht die Stimme des Klassenlehrers
oder Klassenvorstandes nicht der Mehrheit der
abgegebenen Stimmen, ist der Beschluß auszuset-
zen und geht die Zuständigkeit zur Beschlußfas-
sung auf das Schulforum über. Werden anläßlich
der Wahl des Wahlvorsitzenden oder des Klassen-
elternvertreters (Stellvertreters) die meisten Stim-
men für zwei Kandidaten in gleicher Anzahl abge-
geben, entscheidet das Los, wer von ihnen Wahl-
vorsitzender bzw. Klassenelternvertreter (der
andere ist Stellvertreter) ist.

(8) Dem Schulforum gehören der Schulleiter,
alle Klassenlehrer oder Klassenvorstände und alle
Klassenelternvertreter aller Klassen der betreffen-
den Schule an. Den Vorsitz im Schulforum führt
der Schulleiter.

(9) Das Schulforum kann beschließen, daß zur
Behandlung und Beschlußfassung der ihm oblie-
genden Angelegenheiten an seiner Stelle ein Aus-
schuß eingesetzt wird. Diesem Ausschuß gehören je
ein Klassenlehrer oder Klassenvorstand und je ein
Klassenelternvertreter für jede an der betreffenden
Schule geführte Schulstufe an. Die Klassenlehrer
oder Klassenvorstände haben die Lehrervertreter
und die Klassenelternvertreter die Elternvertreter in
den Ausschuß zu entsenden. Den Vorsitz im Aus-
schuß führt der Schulleiter.

(10) Das Schulforum ist vom Schulleiter jeden-
falls zu einer Sitzung innerhalb der ersten acht
Wochen jedes Schuljahres einzuberufen. Ferner ist
das Schulforum einzuberufen, wenn dies ein Drittel
seiner Mitglieder unter gleichzeitiger Einbringung
eines Antrages auf Behandlung einer der im Abs. 2
genannten Angelegenheiten verlangt; die Frist für
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die Einberufung beträgt eine Woche, gerechnet von
dem Zeitpunkt, zu dem das Verlangen gestellt
wurde. Der Schulleiter hat auch ohne Verlangen
auf Einberufung das Schulforum einzuberufen,
sofern eine Entscheidung gemäß Abs. 2 Z 1 erfor-
derlich ist oder eine Beratung gemäß Abs. 2 Z 2
zweckmäßig erscheint. Mit jeder Einberufung ist
die Tagesordnung zu übermitteln. Die Einberufung
hat spätestens zwei Wochen vor der Sitzung zu
erfolgen, sofern nicht sämtliche Mitglieder einem
früheren Termin zustimmen. Jedes Schuljahr hat
mindestens eine Sitzung stattzufinden.

(11) Im Schulforum und im Ausschuß kommt
den ihnen angehörenden Klassenlehrern oder Klas-
senvorständen und Klassenelternvertretern jeweils
eine beschließende Stimme zu. Stimmenthaltung ist
unzulässig. Eine Übertragung der Stimme auf eine
andere Person ist unzulässig und unwirksam.
Sofern der Schulleiter dem Schulforum oder dem
Ausschuß nicht auch als Klassenlehrer oder Klas-
senvorstand angehört, hat er keine beschließende
Stimme.

(12) Das Schulforum und der Ausschuß sind
beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mit-
glieder mit beschließender Stimme anwesend ist.
Für einen Beschluß ist die unbedingte Mehrheit der
abgegebenen Stimmen erforderlich. Bei Stimmen-
gleichheit in den Fällen des Abs. 2 Z 1 entscheidet
der Schulleiter; in den Fällen des Abs. 2 Z 2 gilt der
Antrag als abgelehnt.

(13) Kann das Schulforum in den Fällen des
Abs. 2 Z 1 lit. a und c bis g keine Entscheidung tref-
fen, weil die Beschlußfähigkeit nicht gegeben ist,
hat der Schulleiter das Schulforum unverzüglich zu
einer neuerlichen Sitzung einzuladen; das Schulfo-
rum ist in der neuen Sitzung jedenfalls beschlußfä-
hig, sofern die Einladung ordnungsgemäß ergan-
gen und seit dem vorgesehenen Beginn der Sitzung
eine halbe Stunde vergangen ist und zumindest ein
Klassenlehrer oder Klassenvorstand und minde-
stens ein Klassenelternvertreter anwesend sind.
Dies gilt sinngemäß für den Ausschuß.

(14) Sofern Tagesordnungspunkte besondere
Angelegenheiten betreffen, die die Beteiligung
anderer Lehrer oder von Klassensprechern zweck-
mäßig erscheinen läßt, hat der Schulleiter die
betroffenen Lehrer bzw. Klassensprecher einzula-
den; die Einladung von Klassensprechern ist nur
zulässig, wenn dies auf Grund der besonderen Ver-
hältnisse, insbesondere der Zeit der Sitzung, mög-
lich ist. Bei Behandlung von Angelegenheiten der
Bildungsberatung ist ein entsprechend befähigter
Lehrer, bei der Behandlung von Angelegenheiten
der Schulgesundheitspflege der Schularzt einzula-
den. Der Schulleiter hat weiters den pädagogischen
Leiter eines Schülerheimes einzuladen, sofern das
Schülerheim überwiegend von Schülern der betref-
fenden Schule besucht wird und Angelegenheiten
beraten werden, die die Anwesenheit dieses päd-

agogischen Leiters zweckmäßig erscheinen lassen.
Den nach diesem Absatz Eingeladenen kommt nur
beratende Stimme zu.

(15) Über den Verlauf der Sitzungen ist eine
schriftliche Aufzeichnung zu führen.

(16) Das Schulforum kann für sich, den Aus-
schuß und die Klassenforen bei Bedarf eine
Geschäftsordnung beschließen. Diese ist der Schul-
behörde erster Instanz zur Kenntnis zu bringen.

(17) Der Schulleiter hat für die Durchführung
der Beschlüsse des Klassenforums bzw. des Schul-
forums bzw. des Ausschusses in den Fällen des
Abs. 2 Z 1 zu sorgen; hält er einen derartigen
Beschluß für rechtswidrig, hat er diesen auszuset-
zen und die Weisung der Schulbehörde erster
Instanz einzuholen. Sofern ein Beschluß in den Fäl-
len des Abs. 2 Z 2 nicht an den Schulleiter gerichtet
ist, hat er diesen Beschluß an die zuständige Stelle
weiterzuleiten.

(18) In den Angelegenheiten der Klassenforen,
des Schulforums sowie des Ausschusses obliegt die
Vertretung des Klassenlehrers oder Klassenvorstan-
des bei dessen Verhinderung einem für ihn vom
Schulleiter zu bestellenden Lehrer und die Vertre-
tung des Schulleiters bei dessen Verhinderung
einem von ihm namhaft gemachten Lehrer. Bei
Verhinderung eines Klassenelternvertreters ist die-
ser von seinem Stellvertreter zu vertreten. Ein Mit-
glied, das im Sinne des § 7 AVG 1950 befangen ist,
gilt als verhindert.

(BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 38)

Schulgemeinschaftsausschuß

§ 64. (1) In den Polytechnischen Lehrgängen, in
den Sonderschulen, die nach dem Lehrplan des
Polytechnischen Lehrganges geführt werden, in
den Berufsschulen und in den mittleren und höhe-
ren Schulen ist zur Förderung und Festigung der
Schulgemeinschaft (§ 2) ein Schulgemeinschafts-
ausschuß zu bilden.

(2) Dem Schulgemeinschaftsausschuß obliegen
1. die Entscheidung über

a) Fragen der Planung von mehrtägigen
Schulveranstaltungen, soweit sie die von
den Schülern zu tragenden Kosten und —
im Falle einer Wahlmöglichkeit durch die
Schule — die Art dieser Schulveranstal-
tungen betreffen,

b) die Erklärung einer Veranstaltung zu
einer schulbezogenen Veranstaltung
(§ 13 a Abs. 1),

c) die Durchführung (einschließlich der Ter-
minfestlegung) von Elternsprechtagen
(§ 19 Abs. 1),

d) die Hausordnung gemäß § 44 Abs. 1,
e) die Bewilligung zur Durchführung von

Sammlungen gemäß § 46 Abs. 1,
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f) die Bewilligung zur Organisierung der
Teilnahme von Schülern an Veranstaltun-
gen gemäß § 46 Abs. 2,

g) die Durchführung von Veranstaltungen
der Schulbahnberatung,

h) die Durchführung von Veranstaltungen
betreffend die Schulgesundheitspflege,

i) Vorhaben, die der Mitgestaltung des
Schullebens dienen (§ 58 Abs. 3);

2. die Beratung insbesondere über
a) wichtige Fragen des Unterrichtes,
b) wichtige Fragen der Erziehung,
c) Fragen der Planung von Schulveranstal-

tungen (insbesondere von Wandertagen
und mehrtägigen Schulveranstaltungen),
soweit diese nicht unter Z 1 lit. a fallen,

d) die Wahl von Unterrichtsmitteln,
e) die Verwendung von der Schule zur Ver-

waltung übertragenen Budgetmitteln,
f) Baumaßnahmen im Bereich der Schule.

(3) Dem Schulgemeinschaftsausschuß gehören
der Schulleiter und je drei Vertreter der Lehrer, der
Schüler und der Erziehungsberechtigten an. An den
Berufsschulen gehören dem Schulgemeinschafts-
ausschuß Vertreter der Erziehungsberechtigten nur
dann an, wenn dies die Erziehungsberechtigten von
20 vH der Schüler oder der Elternverein verlangen;
das Verlangen hat für ein Schuljahr Gültigkeit.

(4) Die Vertreter der Lehrer sind von der Schul-
konferenz aus dem Kreis der an der betreffenden
Schule tätigen Lehrer innerhalb der ersten drei
Monate eines jeden Schuljahres für die Zeit bis zur
nächsten Wahl zu wählen. An lehrgangsmäßigen
Berufsschulen sind die Lehrervertreter im Septem-
ber jedes Jahres zu wählen. Die Schulkonferenz
kann beschließen, daß die Wahl der Vertreter der
Lehrer für die Dauer von zwei Jahren erfolgt. Bei
weniger als vier Lehrern (wobei der Schulleiter
nicht mitzuzählen ist) an einer Schule ist keine
Wahl durchzuführen; in diesem Fall gehören alle
Lehrer dem Schulgemeinschaftsausschuß an.
Gleichzeitig mit der Wahl der Vertreter der Lehrer
sind drei Stellvertreter zu wählen.

(5) Die Vertreter der Schüler sind der Schulspre-
cher sowie zwei weitere Schüler, die zumindest die
9. Schulstufe besuchen und von der Versammlung
der Schülervertreter der betreffenden Schule (§ 59
Abs. 5) aus dem Kreis der Schülervertreter inner-
halb der ersten drei Monate eines jeden Schuljah-
res, an lehrgangsmäßigen Berufsschulen innerhalb
der ersten drei Wochen eines jeden Lehrganges, für
die Zeit bis zur nächsten Wahl zu wählen sind. Bei
weniger als drei Schülervertretern (wobei der
Schulsprecher nicht mitzuzählen ist) an einer
Schule ist keine Wahl durchzuführen; in diesem
Fall gehören alle Schülervertreter dem Schulge-
meinschaftsausschuß an. Gleichzeitig mit der Wahl
der Vertreter der Schüler sind zwei Stellvertreter
zu wählen.

(6) Die Vertreter der Erziehungsberechtigten
sind von den Erziehungsberechtigten der Schüler
der betreffenden Schule aus deren Kreis innerhalb
der ersten drei Monate, an lehrgangsmäßigen
Berufsschulen innerhalb der ersten drei Wochen
eines jeden Lehrganges, eines jeden Schuljahres für
die Zeit bis zur nächsten Wahl zu wählen. Gleich-
zeitig mit der Wahl der Vertreter der Erziehungs-
berechtigten sind drei Stellvertreter zu wählen.
Besteht für die Schule ein Elternverein im Sinne des
§ 63, so sind die Vertreter der Erziehungsberechtig-
ten jedoch von diesem zu entsenden; hiebei dürfen
nur Erziehungsberechtigte von Kindern, die die
betreffende Schule besuchen, entsendet werden.

(7) Die Wahlen der Vertreter der Lehrer sind
unter der Leitung des Schulleiters, die Wahlen der
Vertreter der Schüler unter der Leitung des Schul-
leiters (oder einem vom Schulleiter namhaft
gemachten Lehrer) und dem Beisitz des Schulspre-
chers durchzuführen. Die Wahl ist geheim. Das
Wahlrecht ist persönlich durch Übergabe des
Stimmzettels an den Leiter der Wahl auszuüben. Ist
die Wahl ungültig oder wurde nicht die erforderli-
che Anzahl von Vertretern und Stellvertretern
gewählt, obwohl Wählbare in genügender Zahl
vorhanden sind, ist die Wahl unverzüglich zu wie-
derholen.

(8) Der Schulleiter hat den Schulgemeinschafts-
ausschuß einzuberufen, wenn dies ein Drittel der
Mitglieder des Schulgemeinschaftsausschusses
unter gleichzeitiger Einbringung eines Antrages auf
Behandlung einer der im Abs. 2 genannten Angele-
genheiten verlangt; die Frist für die Einberufung
beträgt eine Woche, gerechnet von dem Zeitpunkt,
zu dem das Verlangen gestellt wurde. Der Schullei-
ter hat auch ohne Verlangen auf Einberufung den
Schulgemeinschaftsausschuß einzuberufen, sofern
eine Entscheidung gemäß Abs. 2 Z 1 erforderlich
ist oder eine Beratung gemäß Abs. 2 Z 2 zweckmä-
ßig erscheint. Mit jeder Einberufung ist die Tages-
ordnung zu übermitteln. Die Einberufung hat spä-
testens zwei Wochen vor der Sitzung zu erfolgen,
sofern nicht sämtliche Mitglieder einem früheren
Termin zustimmen. Jedes Schuljahr haben minde-
stens zwei Sitzungen, davon die erste innerhalb von
zwei Wochen nach der Bestellung der Lehrer-,
Schüler- und Elternvertreter für dieses Schuljahr,
stattzufinden; an Berufsschulen hat mindestens eine
Sitzung im Schuljahr stattzufinden.

(9) Den Vorsitz im Schulgemeinschaftsausschuß
führt der Schulleiter.

(10) Jedem Mitglied der im Schulgemeinschafts-
ausschuß vertretenen Gruppen (Lehrer, Schüler,
Erziehungsberechtigte) kommt eine beschließende
Stimme zu. Stimmenthaltung ist unzulässig. Eine
Übertragung der Stimme auf eine andere Person ist
unzulässig und unwirksam. Der Schulleiter hat
keine beschließende Stimme.
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(11) Der Schulgemeinschaftsausschuß ist
beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mit-
glieder mit beschließender Stimme und mindestens
je ein Mitglied der im Ausschuß vertretenen Grup-
pen (Lehrer, Schüler, Erziehungsberechtigte) anwe-
send sind; an lehrgangsmäßigen und saisonmäßigen
Berufsschulen ist der Schulgemeinschaftsausschuß
bei ordnungsgemäßer Einladung jedenfalls eine
halbe Stunde nach dem ursprünglich vorgesehenen
Beginn beschlußfähig. Für einen Beschluß ist die
unbedingte Mehrheit der abgegebenen Stimmen
erforderlich. Bei Stimmengleichheit in den Fällen
des Abs. 2 Z 1 entscheidet der Schulleiter; in den
Fällen des Abs. 2 Z 2 gilt der Antrag als abgelehnt.

(12) Für die Vorberatung einzelner der im Abs. 2
genannten Angelegenheiten kann der Schulgemein-
schaftsausschuß Unterausschüsse einsetzen. Die
Einsetzung eines Unterausschusses unterliegt den
Beschlußerfordernissen des Abs. 11.

(13) Sofern Tagesordnungspunkte besondere
Angelegenheiten einzelner Abteilungen oder Klas-
sen betreffen, hat der Schulleiter die entsprechen-
den Abteilungsvorstände, Fachvorstände, Lehrer,
Abteilungssprecher bzw. Klassensprecher einzula-
den, soweit dies zweckmäßig ist; bis einschließlich
zur 8. Schulstufe darf die Einladung eines Klassen-
sprechers nur erfolgen, wenn dies auf Grund der
besonderen Verhältnisse, insbesondere der Zeit der
Sitzung, möglich ist. Bei Behandlung von Angele-
genheiten der Bildungsberatung ist ein entspre-
chend befähigter Lehrer, bei der Behandlung von
Angelegenheiten der Schulgesundheitspflege der
Schularzt einzuladen. Der Schulleiter hat weiters
den pädagogischen Leiter eines Schülerheimes ein-
zuladen, sofern das Schülerheim überwiegend von
Schülern der betreffenden Schule besucht wird und
Angelegenheiten beraten werden, die die Anwesen-
heit dieses pädagogischen Leiters zweckmäßig
erscheinen lassen. Den nach diesem Absatz Einge-
ladenen kommt nur beratende Stimme zu.

(14) Über den Verlauf der Sitzungen ist eine
schriftliche Aufzeichnung zu führen.

(15) Der Schulgemeinschaftsausschuß kann bei
Bedarf eine Geschäftsordnung beschließen. Diese
ist der Schulbehörde erster Instanz zur Kenntnis zu
bringen.

(16) Der Schulleiter hat für die Durchführung
der Beschlüsse des Schulgemeinschaftsausschusses
in den Fällen des Abs. 2 Z 1 zu sorgen; hält er
einen derartigen Beschluß für rechtswidrig, hat er
diesen auszusetzen und die Weisung der Schulbe-
hörde erster Instanz einzuholen. Sofern ein
Beschluß in den Fällen des Abs. 2 Z 2 nicht an den
Schulleiter gerichtet ist, hat er diesen Beschluß an
die zuständige Stelle weiterzuleiten.

(17) Kann der Schulgemeinschaftsausschuß in
den Fällen des Abs. 2 Z 1 lit. a und c bis i keine Ent-
scheidung treffen, weil die Beschlußfähigkeit nicht

gegeben ist, hat der Schulleiter den Schulgemein-
schaftsausschuß unverzüglich zu einer neuerlichen
Sitzung einzuladen; der Schulgemeinschaftsaus-
schuß ist in der neuen Sitzung jedenfalls beschluß-
fähig, sofern die Einladung ordnungsgemäß ergan-
gen und seit dem vorgesehenen Beginn der Sitzung
eine halbe Stunde vergangen ist und zumindest je
ein Mitglied der im Ausschuß vertretenen Gruppen
anwesend ist.

(18) In den Angelegenheiten des Schulgemein-
schaftsausschusses obliegt die Vertretung des
Schulleiters bei dessen Verhinderung dem Leiter-
stellvertreter (§ 56 Abs. 6) oder einem vom Schul-
leiter namhaft gemachten Lehrer und die Vertre-
tung des Schulsprechers seinem Stellvertreter. Bei
Verhinderung eines sonstigen Mitgliedes des Schul-
gemeinschaftsausschusses hat das verhinderte Mit-
glied aus den Stellvertretern der betreffenden
Gruppe seinen Vertreter zu bestellen; sofern das
verhinderte Mitglied seinen Stellvertreter nicht
bestimmen kann, hat das älteste nicht verhinderte
Mitglied der betreffenden Gruppe den Vertreter
für das verhinderte Mitglied zu bestimmen. Ein
Mitglied, das im Sinne des § 7 AVG 1950 befangen
ist, gilt als verhindert.

(19) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport hat durch Verordnung die näheren
Bestimmungen über die Durchführung der Wahl
der Mitglieder des Schulgemeinschaftsausschusses
zu erlassen.

(BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 39)

14. ABSCHNITT

ERWEITERTE SCHULGEMEINSCHAFT

Berufsbildendes Schulwesen und Wirtschaftsleben

§ 65. (1) Zur Pflege und Förderung der zwischen
den berufsbildenden Schulen und dem Wirtschafts-
leben notwendigen engen Verbindung können als
erweiterte Schulgemeinschaft Formen der Zusam-
menarbeit vom Bundesminister für Unterricht,
Kunst und Sport vorgesehen werden.

(2) Als Formen der Zusammenarbeit im Sinne
des Abs. 1 können an den Berufsschulen Schulaus-
schüsse und an den berufsbildenden mittleren und
höheren Schulen Kuratorien geschaffen werden,
denen außer dem Schulleiter, Vertreter der Lehrer
und der Schüler der betreffenden Schule sowie der
Erziehungsberechtigten von Schülern dieser
Schule, Vertreter des Schulerhalters, der gesetzli-
chen Interessenvertretungen der Arbeitgeber und
der Arbeitnehmer und sonstiger interessierter Ein-
richtungen angehören.
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15. ABSCHNITT

SCHULÄRZTLICHE BETREUUNG

Schulgesundheitspflege

§ 66. (1) Schulärzte haben die Aufgabe, die Leh-
rer in gesundheitlichen Fragen der Schüler, soweit
sie den Unterricht und den Schulbesuch betreffen,
zu beraten und die hiefür erforderlichen Untersu-
chungen der Schüler durchzuführen.

(2) Die Schüler sind verpflichtet, sich — abgese-
hen von einer allfälligen Aufnahmsuntersuchung —
einmal im Schuljahr einer schulärztlichen Untersu-
chung zu unterziehen. Darüber hinaus sind Unter-
suchungen mit Zustimmung des Schülers möglich.
Sofern bei Untersuchungen gesundheitliche Män-
gel festgestellt werden, ist der Schüler hievon vom
Schularzt in Kenntnis zu setzen.

(3) Insoweit bei Lehrerkonferenzen oder Sitzun-
gen des Klassen- und Schulforums bzw. des Schul-
gemeinschaftsausschusses Angelegenheiten des
Gesundheitszustandes von Schülern oder Fragen
der Gesundheitserziehung behandelt werden, sind
die Schulärzte zur Teilnahme an den genannten
Konferenzen bzw. Sitzungen mit beratender
Stimme einzuladen. (BGBl. Nr. 211/1986, Art. I
Z 40)

(4) Soweit Verordnungen auf Grund der Abs. 1
bis 3 nicht von den dem Bundesminister für Unter-
richt, Kunst und Sport unterstehenden Schulbehör-
den des Bundes erlassen werden, sind sie vom Bun-
desminister für Unterricht, Kunst und Sport im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Gesundheit und Umweltschutz zu erlassen.

16. ABSCHNITT

VERFAHRENSBESTIMMUNGEN

Vertretung durch die Erziehungsberechtigten

§ 67. In den Angelegenheiten dieses Bundesge-
setzes werden Schüler (Prüfungskandidaten), die
nicht eigenberechtigt sind, soweit im folgenden
nicht anderes bestimmt ist, von den Erziehungsbe-
rechtigten vertreten.

Handlungsfähigkeit des nichteigenberechtigten
Schülers

§ 68. Ab der 9. Schulstufe ist der nichteigenbe-
rechtigte Schüler (Prüfungskandidat) zum selbstän-
digen Handeln in nachstehenden Angelegenheiten
befugt, sofern die Kenntnisnahme durch die Erzie-
hungsberechtigten nachgewiesen wird. Die Kennt-
nisnahme hat an lehrgangsmäßigen Berufsschulen
zu entfallen. Die Erziehungsberechtigten können
durch Erklärung dem Klassenvorstand gegenüber
auf die Kenntnisnahme in allen oder einzelnen in
lit. a bis w genannten Angelegenheiten schriftlich

verzichten, diesen Verzicht jedoch jederzeit schrift-
lich widerrufen. (BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 27
lit. a; BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 41)

a) Ansuchen um Befreiung vom Besuch einzel-
ner Pflichtgegenstände (§ 4 Abs. 4),

b) Ansuchen um Bewilligung zur Ablegung der
Aufnahms- oder Eignungsprüfung im
Herbsttermin oder zu einem späteren Zeit-
punkt (§6 Abs. 3), (BGBl. Nr. 211/1986,
Art. I Z 42)

c) Verlangen auf Ausstellung eines Zeugnisses
gemäß §8 Abs. 3, (BGBl. Nr. 211/1986,
Art. I Z 42)

d) Wahl zwischen alternativen Pflichtgegenstän-
den, späterer Wechsel eines alternativen
Pflichtgegenstandes, Weiterführen oder
Wechsel des bisher besuchten alternativen
Pflichtgegenstandes bzw. der bisher besuch-
ten Fremdsprache anläßlich des Übertrittes in
eine andere Schule, Stellung eines Ansuchens
um Befreiung von der Teilnahme an einzel-
nen Pflichtgegenständen (§ 11 Abs. 1 und 3
bis 7), (BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 42)

e) Antrag, Anmeldung und Abmeldung betref-
fend Teilnahme an Freigegenständen, unver-
bindlichen Übungen sowie am Förderunter-
richt (§ 12 Abs. 1, 3, 4 und 6 bis 8), (BGBl.
Nr. 143/1980, Art. I Z 4; BGBl.
Nr. 211/1986, Art. I Z 42)

f) Anmeldung zu schulbezogenen Veranstaltun-
gen (§ 13 a), (BGBl. Nr. 211/1986, Art.I
Z 42)

g) Antrag betreffend Beurteilung fremdsprachi-
ger Schüler (§ 18 Abs. 12), (BGBl.
Nr. 211/1986, Art. I Z 43)

h) Ansuchen um Stundung der Feststellungsprü-
fung (§ 20 Abs. 3),

i) Ansuchen um Durchführung einer Prüfung
über Kenntnisse und Fertigkeiten des prakti-
schen Unterrichtes (§ 20 Abs. 4),

j) Verlangen auf Ausstellung eines vorläufigen
Jahreszeugnisses (§ 22 Abs. 5),

k) Verlangen auf Ausstellung einer Schulbe-
suchsbestätigung (§§22 Abs. 10 und 24
Abs. 1),

1) Antrag auf Beurteilung der Leistungen in den
besuchten Unterrichtsgegenständen (§ 24
Abs. 2),

m) Ansuchen um Aufnahme in die übernächste
Schulstufe (§ 26 Abs. 1),

n) Ansuchen um Bewilligung zur Wiederholung
einer Schulstufe (§ 27 Abs. 2),

o) Ansuchen um Aufschub der Aufnahmsprü-
fung anläßlich des Übertrittes in eine andere
Schulart oder eine andere Form oder Fach-
richtung einer Schulart (§ 29 Abs. 5, auch im
Zusammenhalt mit § 30),

p) Ansuchen um Verlängerung der Höchst-
dauer für den Abschluß einer höheren Schule
(§ 32 Abs. 8),
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q) Ansuchen um Bewilligung zur Ablegung der
Reife-, Befähigungs- oder Abschlußprüfung
im ersten Nebentermin (§ 36 Abs. 5),

r) Ansuchen um Zulassung zur Wiederholung
der Reife-, Befähigungs- oder Abschlußprü-
fung oder eines Teiles der genannten Prüfun-
gen (§ 40),

s) Anmeldung zur Ablegung von Zusatzprüfun-
gen zur Reifeprüfung (§41 Abs. 1) und
Ansuchen gemäß § 41 Abs. 2,

t) Ansuchen um Zulassung zur Ablegung einer
Externistenprüfung (§ 42 Abs. 5), Ansuchen
um Zulassung zur Wiederholung der im § 42
Abs. 12 genannten Prüfungen, (BGBl.
Nr. 367/1982, Art. I Z 39)

u) Benachrichtigung von einer Verhinderung
am Schulbesuch, Ansuchen um Erteilung der
Erlaubnis zum Fernbleiben von der Schule
(§ 45 Abs. 3 und 4),

v) Ansuchen um Nostrifikation ausländischer
Zeugnisse (§ 75 Abs. 1), (BGBl.
Nr. 231/1977, Art. I Z 27 lit. c)

w) Antrag auf Ausstellung einer Ersatzbestäti-
gung für ein verlorenes Zeugnis (§ 76 Abs. 1).
(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 27 lit. d)

Untätigbleiben des nichteigenberechtigten
Schülers

§ 69. Macht der nichteigenberechtigte Schüler
von der ihm eingeräumten Befugnis zum selbständi-
gen Handeln in den im § 68 angeführten Angele-
genheiten keinen Gebrauch, so sind die Erzie-
hungsberechtigten zum Handeln befugt. In den
Fällen des § 68, in denen Handlungen des nichtei-
genberechtigten Schülers an Fristen gebunden sind,
erlischt die Befugnis der Erziehungsberechtigten
zum Handeln nach Ablauf von drei Werktagen,
gerechnet vom Zeitpunkt des Fristablaufes. Im
Falle eines Tätigwerdens der Erziehungsberechtig-
ten gemäß der ihnen im ersten Satz eingeräumten
Befugnis sind deren Handlungen ausschlaggebend;
dies gilt nicht für die Anmeldung zur Teilnahme
am Freigegenstand Religion an Berufsschulen.

Verfahren

§ 70. (1) Soweit zur Durchführung von Verfah-
ren auf Grund dieses Bundesgesetzes andere
Organe als die Schulbehörden des Bundes (Schul-
leiter, Lehrerkonferenz, Prüfungskommission usw.)
berufen sind, sind in den nachstehend angeführten
Angelegenheiten die Abs. 2 bis 4 anzuwenden:

a) Aufnahme in die Schule und Übertritt in eine
andere Schulart oder eine andere Form oder
Fachrichtung einer Schulart (§§ 3 bis 5, 29,
30), (BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z 40)

b) Zulassung zu Aufnahms- und Eignungsprü-
fungen (§ 6),

c) Besuch von Pflichtgegenständen, Freigegen-
ständen, unverbindlichen Übungen sowie
Förderunterricht (§§ 11, 12),

d) Bestimmung von Beurteilungsgrundlagen
gemäß §18 Abs. 12, (BGBl. Nr. 211/1986,
Art. I Z 44)

e) Stundung von Feststellungsprüfungen (§ 20
Abs. 3),

f) Zulassung zu Reife-, Befähigungs- und
Abschlußprüfungen einschließlich Vorprü-
fungen und Zusatzprüfungen in einer ande-
ren als der beantragten Form und Nichtzu-
lassung zu diesen Prüfungen sowie Zulassung
zu Externistenprüfungen (§§ 36, 40 bis 42),

g) Fernbleiben von der Schule (§ 45 Abs. 4),
h) Versetzung in eine Parallelklasse oder einen

anderen Lehrgang (§ 47 Abs. 2).

(2) Der Erlassung einer Entscheidung hat die
Feststellung des maßgebenden Sachverhaltes,
soweit er nicht von vornherein klar gegeben ist,
durch Beweise voranzugehen. Als Beweismittel
kommt alles in Betracht, was zur Feststellung des
maßgebenden Sachverhaltes geeignet und nach
Lage des einzelnen Falles zweckdienlich ist. Dem
Schüler (Aufnahmsbewerber, Prüfungskandidaten)
ist, sofern der Sachverhalt nicht von vornherein
klar gegeben ist oder seinem Standpunkt nicht voll-
inhaltlich Rechnung getragen werden soll, Gele-
genheit zu geben, zu den Sachverhaltsfeststellun-
gen Stellung zu nehmen.

(3) Entscheidungen können sowohl mündlich als
auch schriftlich erlassen werden. Sofern einem
Ansuchen nicht vollinhaltlich stattgegeben wird,
kann innerhalb einer Woche eine schriftliche Aus-
fertigung der Entscheidung verlangt werden.

(4) Die schriftliche Ausfertigung einer Entschei-
dung hat zu enthalten:

a) Bezeichnung und Standort der Schule,
Bezeichnung des entscheidenden Organes;

b) den Inhalt der Entscheidung unter Anfüh-
rung der angewendeten Gesetzesstellen;

c) die Begründung, wenn dem Standpunkt des
Schülers (Aufnahmsbewerbers, Prüfungskan-
didaten) nicht vollinhaltlich Rechnung getra-
gen wird;

d) Datum der Entscheidung;
e) die Unterschrift des entscheidenden Organes,

bei Kollegialorganen des Vorsitzenden;
f) die Rechtsmittelbelehrung, wenn dem Ansu-

chen nicht vollinhaltlich stattgegeben wird.

(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 28)

Berufung

§ 71. (1) Gegen Entscheidungen in den Angele-
genheiten des § 70 Abs. 1 ist die Berufung an die
Schulbehörde erster Instanz zulässig. Die Berufung
ist schriftlich oder telegraphisch innerhalb von fünf
Tagen bei der Schule, im Falle der Externistenprü-
fungen bei der Prüfungskommission, einzubringen.
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(2) Gegen die Entscheidung,
a) daß die Einstufungs-, Aufnahms- oder Eig-

nungsprüfung nicht bestanden worden ist
(§§ 3, 8, 28 bis 30),

b) daß der Schüler zum Aufsteigen nicht
berechtigt ist oder die letzte Stufe der
besuchten Schulart nicht erfolgreich abge-
schlossen hat (Entscheidung gemäß § 20
Abs. 6, Entscheidung nach Ablegung von
einer oder zwei Wiederholungsprüfungen,
jeweils in Verbindung mit § 25),

c) daß die Aufnahmsprüfung gemäß § 31 b
Abs. 4 nicht bestanden worden ist, (BGBl.
Nr. 367/1982, Art. I Z 41)

d) daß der Schulet auf der nächsten Schulstufe
eine niedrigere Leistungsgruppe zu besuchen
hat oder daß sein Antrag auf Umstufung in
die höhere Leistungsgruppe für die nächste
Schulstufe abgelehnt wird (§ 31 c Abs. 7),
(BGBl. Nr. 367/1982, Art. I Z41)

e) daß eine Reife-, Befähigungs- oder
Abschlußprüfung, eine Zusatzprüfung oder
eine Externistenprüfung nicht bestanden
worden ist (§§38, 41, 42), (BGBl.
Nr. 367/1982, Art. I Z 41)

ist die Berufung an die Schulbehörde erster Instanz
zulässig. Die Berufung ist schriftlich oder telegra-
phisch innerhalb von fünf Tagen bei der Schule, im
Falle der Externistenprüfungen bei der Prüfungs-
kommission, einzubringen. Der Schulleiter (der
Vorsitzende der Prüfungskommission) hat die
Berufung unter Anschluß einer Stellungnahme der
Lehrer (Prüfer), auf deren Beurteilungen sich die
Entscheidung gründet, sowie unter Anschluß aller
sonstigen Beweismittel unverzüglich der Schulbe-
hörde erster Instanz vorzulegen.

(3) Die Frist für die Einbringung der Berufung
beginnt im Falle der mündlichen Verkündung der
Entscheidung mit dieser, im Falle der schriftlichen
Ausfertigung der Entscheidung jedoch mit der
Zustellung.

(4) Die Schulbehörde erster Instanz hat in den
Fällen des Abs. 2, insoweit sich die Berufung auf
behauptete unrichtige Beurteilungen mit „Nicht
genügend" stützt, diese zu überprüfen. Wenn die
Unterlagen nicht zur Feststellung, daß eine auf
„Nicht genügend" lautende Beurteilung unrichtig
oder richtig war, ausreichen, ist das Verfahren zu
unterbrechen und der Berufungswerber zu einer
kommissionellen Prüfung (Abs. 5) zuzulassen. Die
Überprüfung der Beurteilungen bzw. die Zulassung
zur kommissionellen Prüfung hat auch dann zu
erfolgen, wenn deren Ergebnis keine Grundlage für
eine Änderung der angefochtenen Entscheidung
gibt.

(5) Für die Durchführung der kommissionellen
Prüfung gelten die Bestimmungen über die Wieder-
holungsprüfung (§23 Abs. 6) mit der Maßgabe,
daß die Prüfung unter dem Vorsitz eines Schulauf-
sichtsbeamten oder eines von diesem bestimmten

Vertreters stattzufinden hat und für den Fall, daß
eine rechtzeitige ordnungsgemäße Zusammenset-
zung der Prüfungskommission nicht möglich ist,
der Vorsitzende einen für den betreffenden Unter-
richtsgegenstand (das Prüfungsgebiet) lehrbefähig-
ten Lehrer als Prüfer und einen weiteren Lehrer als
Beisitzer zu bestellen hat. Wenn eine Einigung über
die Beurteilung des Ergebnisses dieser Prüfung
nicht zustande kommt, entscheidet der Vorsit-
zende.

(6) Der der Berufung stattgebenden oder diese
abweisenden Entscheidung ist die Beurteilung
zugrunde zu legen, die die Behörde nach der Über-
prüfung bzw. die Prüfungskommission nach der
Durchführung der Prüfung für richtig hält. Sofern
diese Beurteilung nicht auf „Nicht genügend" lau-
tet, ist ein Zeugnis auszustellen, das diese Beurtei-
lung enthält.

(7) Im Berufungsverfahren gegen die Entschei-
dung der Schulbehörde erster Instanz darf eine
kommissionelle Prüfung im Sinne der Abs. 4 und 5
nicht wiederholt werden.

(8) In den Fällen des § 70 Abs. 1 und des § 71
Abs. 2 lit. c und d ist gegen die Entscheidung der
Schulbehörde erster Instanz ein ordentliches
Rechtsmittel nicht zulässig. In den Fällen des § 71
Abs. 2 lit. a, b und e und in allen Fällen der Beendi-
gung des Schulbesuches (§ 33) geht der Instanzen-
zug der Verwaltung bis zur Schulbehörde zweiter
Instanz, gegen deren Entscheidung kein ordentli-
ches Rechtsmittel zulässig ist. (BGBl.
Nr. 367/1982, Art. I Z 42)

(9) Gegen Entscheidungen, die weder im Abs. 1
noch im Abs. 2 genannt werden, noch in erster
Instanz von einer Schulbehörde zu treffen sind, ist
eine Berufung nicht zulässig. (BGBl. Nr. 211/1986,
Art. I Z 45)

(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 28)

Zustellung

§ 72. (1) Schriftliche Ausfertigungen von in den
Fällen des § 70 Abs. 1 und des § 71 Abs. 2 erlasse-
nen Entscheidungen sind den Schülern, sofern sie
jedoch nicht eigenberechtigt sind und Abs. 3 nicht
anzuwenden ist, den Erziehungsberechtigten nach-
weislich zuzustellen.

(2) Die Zustellung an die Erziehungsberechtig-
ten kann auch in der Weise erfolgen, daß die Aus-
fertigungen dem Schüler (Aufnahmsbewerber, Prü-
fungskandidaten) zur Übergabe an die Erziehungs-
berechtigten ausgehändigt werden und diese die
Empfangnahme schriftlich bestätigen.

(3) Ist der Schüler (Prüfungskandidat) zum selb-
ständigen Handeln befugt (§ 68), so hat die Zustel-
lung durch Übergabe der Ausfertigungen an ihn zu
erfolgen. Die Erziehungsberechtigten können
jedoch jeweils innerhalb von zwei Wochen nach
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Beginn des Schuljahres verlangen, daß in diesen
Fällen die Zustellung neben der Zustellung an den
Schüler (Prüfungskandidaten) auch an sie zu erfol-
gen hat.

(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 28)

Entscheidungspflicht

§ 73. (1) In den Fällen des § 70 Abs. 1 haben die
zuständigen Organe über Ansuchen des Schülers
(Aufnahmsbewerbers, Prüfungskandidaten) späte-
stens vier Wochen nach deren Einlangen, in den
Fällen des § 70 Abs. 1 lit. a spätestens zwei Wochen
nach Erfüllung sämtlicher Aufnahmsvoraussetzun-
gen, die Entscheidung zu erlassen. Bei Nichteinhal-
ten dieser Fristen geht die Zuständigkeit zur Ent-
scheidung auf schriftliches Verlangen des Schülers
(Aufnahmsbewerbers, Prüfungskandidaten) auf die
Schulbehörde erster Instanz über. Ein solches Ver-
langen ist unmittelbar bei der Schulbehörde erster
Instanz einzubringen. Das Verlangen ist abzuwei-
sen, wenn die Verzögerung der Entscheidung nicht
ausschließlich auf ein Verschulden des zuständigen
Organes zurückzuführen ist.

(2) Die Fristen des Abs. 1 werden für die Dauer
der Hauptferien, der Weihnachtsferien, der Seme-
sterferien, der Osterferien und der Pfingstferien
gehemmt.

(3) Die Schulbehörden haben über Ansuchen
und Berufungen des Schülers (Aufnahmsbewerbers,
Prüfungskandidaten) spätestens, soweit im Abs. 4
nicht anderes bestimmt ist, drei Monate nach deren
Einbringung die Entscheidung zu erlassen.

(4) In den Fällen des § 71 Abs. 2 hat die Schulbe-
hörde erster Instanz über die Berufung innerhalb
von drei Wochen nach deren Einlangen bei der
Schule die Entscheidung zu erlassen.

(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 28)

Fristberechnung

§ 74. (1) Bei der Berechnung von Fristen, die
nach Tagen bestimmt sind, wird der Tag nicht mit-
gerechnet, in den der Zeitpunkt oder das Ereignis
fällt, nach dem sich der Anfang der Frist richten
soll.

(2) Nach Wochen oder Monaten bestimmte Fri-
sten enden mit dem Ablauf desjenigen Tages der
letzten Woche oder des letzten Monats, der durch
seine Benennung oder Zahl dem Tag entspricht, an
dem die Frist begonnen hat. Fehlt dieser Tag in
dem letzten Monat, so endet die Frist mit Ablauf
des letzten Tages dieses Monats.

(3) Der Beginn und Lauf einer Frist wird durch
Sonn- oder Feiertage nicht behindert.

(4) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonn-
oder Feiertag, so ist der nächste Werktag als letzter
Tag der Frist anzusehen.

(5) Die Tage des Postlaufes werden in die Frist
nicht eingerechnet.

(6) Durch dieses Bundesgesetz oder die auf
Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verord-
nungen festgesetzte Fristen können, wenn nicht
ausdrücklich anderes bestimmt ist, nicht geändert
werden.

(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 28)

Nostrifikation ausländischer Zeugnisse

§ 75. (1) Zeugnisse über einen im Ausland
zurückgelegten Schulbesuch oder über im Ausland
abgelegte Prüfungen von Personen mit ordentli-
chem Wohnsitz im Inland oder von österreichi-
schen Staatsbürgern mit ordentlichem Wohnsitz im
Ausland sind auf deren Ansuchen Vom Bundesmini-
ster für Unterricht, Kunst und Sport mit einem
Zeugnis über einen Schulbesuch oder die Ablegung
von Prüfungen im Sinne dieses Bundesgesetzes als
gleichwertig anzuerkennen (Nostrifikation), wenn
glaubhaft gemacht wird, daß die Nostrifikation für
das Erlangen einer angestrebten Berechtigung oder
eines angestrebten Anspruches erforderlich ist und
die in den folgenden Bestimmungen festgelegten
Voraussetzungen erfüllt sind. Eine Nostrifikation
ist nicht erforderlich, wenn ein Schüler die Auf-
nahme in eine Schule anstrebt und die Ablegung
von Einstufungsprüfungen (§ 3 Abs. 6) zulässig ist.
Die Nostrifikation kann auch mit Zeugnissen von
Schularten und mit Prüfungen, die nicht mehr
bestehen, vorgenommen werden; ausgenommen
davon ist eine Anerkennung als dem Zeugnis einer
Lehrerbildungsanstalt gleichartig, soweit es sich um
die Lehrbefähigung handelt. (BGBl. Nr. 211/1986,
Art. I Z 46)

(2) Dem Ansuchen sind anzuschließen:
a) Geburtsurkunde;
b) bei österreichischen Staatsbürgern, die ihren

ordentlichen Wohnsitz im Ausland haben,
der Nachweis der österreichischen Staatsbür-
gerschaft, bei Personen, die ihren ordentli-
chen Wohnsitz im Inland haben, der Nach-
weis des ordentlichen Wohnsitzes im Inland;

c) Nachweise über den zurückgelegten Schulbe-
such bzw. die abgelegten Prüfungen.

(3) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport hat zu prüfen, ob der Schulbesuch und
die abgelegten Prüfungen den Anforderungen für
ein Zeugnis entsprechen, mit dem die Gleichhal-
tung angestrebt wird.

(4) Soweit den Anforderungen nach Abs. 3 nur
zum Teil entsprochen wird, ist die Nostrifikation
vom erfolgreichen Besuch einzelner Schulstufen
oder Unterrichtsgegenstände als außerordentlicher
Schüler oder von der erfolgreichen Ablegung von
Prüfungen abhängig zu machen. Auf diese Prüfun-
gen ist § 42 sinngemäß anzuwenden.
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(5) Nostrifizierte Zeugnisse gewähren die glei-
chen Berechtigungen wie Zeugnisse, mit denen sie
gleichgehälten werden. Wenn die Anforderungen
nach Abs. 3, allenfalls in Verbindung mit Abs. 4,.
zwar hinsichtlich der Bildungshöhe erfüllt sind,
aber eine lehrplanmäßig gleiche Fachrichtung oder
Form einer Schulart in Österreich nicht vorgesehen
ist oder nicht alle Voraussetzungen für die mit
einem gleichwertigen österreichischen Zeugnis ver-
bundenen Berechtigungen gegeben sind, kann die
Nostrifikation auch mit eingeschränkten Berechti-
gungen ausgesprochen werden.

(6) Die Nostrifikation ist auf dem Zeugnis oder
einem damit fest verbundenen Anhang zu beurkun-
den. Wenn die Voraussetzungen für die Nostrifika-
tion nicht gegeben sind, ist das Ansuchen abzuwei-
sen.

(7) Zwischenstaatliche Vereinbarungen über die
Anerkennung von im Ausland erworbenen Zeug-
nissen werden hiedurch nicht berührt.

(8) Die Abs. 1 bis 7 gelten sinngemäß für den
Besuch von Privatschulen mit ausländischem Lehr-
plan, die das Öffentlichkeitsrecht besitzen, und von
Schulen, die auf Grund zwischenstaatlicher Verein-
barungen in Österreich bestehen. Die Nostrifika-
tion kann im Einzelfall oder — sofern dies aus
Gründen der Verwaltungsvereinfachung zweckmä-
ßig ist — durch Verordnung erfolgen. Bei Nostrifi-
kation durch Verordnung kann ein diesbezüglicher
Vermerk von der Schule in das betreffende Zeugnis
aufgenommen werden. (BGBl. Nr. 367/1982, Art. I
Z 43)

(BGBl. .Nr. 231/1977, Art. I Z 33)

Ersatzbestätigungen für. verlorene Zeugnisse

§ 76. (1) Die Ausstellung einer Ersatzbestätigung
für ein verlorenes inländisches Zeugnis kann beim
örtlich zuständigen Landesschulrat beantragt wer-
den. Die Ausstellung einer Ersatzbestätigung für
ein verlorenes ausländisches Zeugnis kann von Per-
sonen, die ihren ordentlichen Wohnsitz im Inland
haben, beim Bundesministerium für Unterricht,
Kunst und Sport beantragt werden. Der Antragstel-
ler hat glaubhaft zu machen, daß die Bemühungen
um die Wiedererlangung des verlorenen Zeugnisses
oder die Ausstellung einer Zweitschrift ohne sein
Verschulden ergebnislos geblieben sind.

(2) Dem Ansuchen sind anzuschließen:
a) Geburtsurkunde;
b) Staatsbürgerschaftsnachweis und Nachweis

des ordentlichen Wohnsitzes;
c) Angaben über Beweismittel, aus denen der

seinerzeitige Erwerb des Zeugnisses hervor-
geht.

(3) Die Ersatzbestätigung ist auszustellen, wenn
sich der Erwerb des Zeugnisses im Ermittlungsver-
fahren zweifelsfrei ergibt. Andernfalls ist der An-
trag abzuweisen.

(4) Mit einer gemäß Abs. 3 ausgestellten Ersatz-
bestätigung sind die gleichen Berechtigungen wie
mit dem verlorenen Zeugnis verbunden.

(5) Eine Ersatzbestätigung für ein ausländisches
Zeugnis kann bei Vorliegen der im § 75 Abs. 1
genannten Voraussetzungen auch einer Nostrifika-
tion gemäß § 75 unterzogen werden, wobei die bei-
den Verfahren verbunden werden können. (BGBl.
Nr. 211/1986, Art. I Z 47)

(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 33)

Schulverzeichnisse, Protokolle, Formblätter

§ 77. Die Landesschulräte und, soweit Bedarf
nach einer einheitlichen Regelung besteht, der Bun-
desminister für Unterricht, Kunst und Sport haben
durch Verordnung nach den Erfordernissen der
einzelnen Schularten Bestimmungen über Form,
Inhalt, Führung und Aufbewahrung der in den
Schulen zu führenden Aufzeichnungen und über
die sonstigen bei der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes zu verwendenden Formblätter zu erlassen.
Als solche kommen insbesondere in Betracht:

a) Schülerstammblätter, in die die für die Aus-
stellung von Zeugnissen (§ 22) notwendigen
Daten sowie die Noten der Jahreszeugnisse
und die darin enthaltenen Entscheidungen
und Verfügungen aufzunehmen sind;
Gesundheitsblätter; (BGBl. Nr. 211/1986,
Art. I Z 48)

b) Klassenbücher für jede Klasse, die zur Ein-
tragung der Namen der Schüler der Klasse,
der Unterrichtsgegenstände eines jeden
Schultages, der unterrichtenden Lehrer, des
durchgenommenen Lehrstoffes, der vom
Unterricht fernbleibenden Schüler und
besonderer Vorkommnisse ua. bestimmt wer-
den können;

c) Prüfungsprotokoll über die Durchführung
von Einstufungsprüfungen (§ 3 Abs. 6), Auf-
nahms- und Eignungsprüfungen (§§ 6 bis 8),
Feststellungsprüfungen (§ 20 Abs. 2), Nach-
tragsprüfungen (§ 20 Abs. 3), Prüfungen über
Kenntnisse und Fertigkeiten des praktischen
Unterrichtes (§ 20 Abs. 4), Wiederholungs-
prüfungen (§ 23), Reife-, Befähigungs- und
Abschlußprüfungen (§§ 34 bis 41) und Exter-
nistenprüfungen (§ 42), Prüfungen im Beru-
fungsverfahren (§ 71 Abs. 4 und 5); in den
Prüfungsprotokollen sind die Prüfungskom-
mission (der bzw. die Prüfer), die Daten des
Prüfungskandidaten, die Aufgabenstellun-
gen, die Beschreibung der Leistungen und
ihre Beurteilung, die Prüfungsergebnisse und
die bei der Prüfung oder auf Grund der Prü-
fungsergebnisse getroffenen Entscheidungen
und Verfügungen zu verzeichnen. (BGBl.
Nr. 231/1977, Art. I Z 29)

(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 33)



3226 197. Stück — Ausgegeben am 5. September 1986 — Nr. 472

17. ABSCHNITT

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Schulversuche

§ 78. (1) Im Wege der Durchführung von Schul-
versuchen darf nur von den Abschnitten 2 bis 9,
ausgenommen die §§ 48 und 49 dieses Bundesgeset-
zes sowie den auf Grund dieser Bestimmungen
erlassenen Verordnungen, abgewichen werden. Auf
solche Schulversuche ist § 7 des Schulorganisations-
gesetzes sinngemäß anzuwenden; ihre Zahl ist
jedoch nicht auf die im § 7 des Schulorganisations-
gesetzes genannten Hundertsätze anzurechnen.

(2) Ferner darf im Rahmen der Schulversuche
gemäß Art. II der 4. Schulorganisationsgesetz-
Novelle, BGBl. Nr. 234/1971, und gemäß Art. II
und III der 5. Schulörganisationsgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 323/1975, von den im Abs. 1 genannten
Bestimmungen insoweit abgewichen werden, als es
die Durchführung dieser Schulversuche erfordert.
(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 30)

(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 33)

Kundmachung von Verordnungen

§ 79. (1) Wenn auf Grund dieses Bundesgesetzes
zu erlassende Verordnungen sich nur auf einzelne
Schulen beziehen, so sind sie abweichend von den
sonst geltenden Bestimmungen über die Kundma-
chung solcher Verordnungen ein Monat lang bzw.
bei kürzerer Geltungsdauer der Verordnung für
diesen Zeitraum, durch Anschlag in der betreffen-
den Schule kundzumachen. Sie treten; soweit darin
nicht anderes bestimmt ist, mit Ablauf des Tages
des Anschlages in der Schule in Kraft. Die Schüler
und die Erziehungsberechtigten sind in geeigneter
Weise auf diese Kundmachungen hinzuweisen.

(2) Spätestens nach Ablauf eines Monats sind die
nach Abs. 1 kundgemachten Verordnungen bei der
Schulleitung zu hinterlegen und zumindest für die
Dauer ihrer Geltung aufzubewahren; abweichende
Aufbewahrungsvorschriften werden von dieser
Regelung nicht berührt. Auf Verlangen ist Schülern
und Erziehungsberechtigten Einsicht zu gewähren.

(3) Erklärungen von Veranstaltungen zu schul-
bezogenen Veranstaltungen gemäß § 13 a Abs. 1
sind abweichend von sonstigen Kundmachungsvor-
schriften durch Anschlag in der (den) betreffenden
Schule(n) kundzumachen. Eine Kundmachung
kann unterbleiben, wenn alle in Betracht kommen-
den Schüler und deren Erziehungsberechtigte von
der Erklärung in Kenntnis gesetzt werden.

(BGBl. Nr. 211/1986, Art. I Z 49)

Freiheit von Stempelgebühren und Verwaltungsab-
gaben

§ 80. Ansuchen, Bestätigungen, Bescheide und
Zeugnisse auf Grund dieses Bundesgesetzes oder

der auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen
Verordnungen sind — ausgenommen im Verfahren
nach § 14 Abs. 5, § 15, sowie den §§ 42, 75 und 76
— von allen Stempelgebühren und Verwaltungsab-
gaben des Bundes befreit. (BGBl. Nr. 231/1977,
Art. I Z 31)

(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 33)

Außerkrafttreten bisheriger Vorschriften

§ 81. (1) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesge-
setzes treten alle bisherigen Vorschriften über die
Aufnahme in die Schule, die Aufnahms- und Eig-
nungsprüfungen, die Unterrichtsordnung, die
Unterrichtsarbeit und die Schülerbeurteilung, das
Zeugniswesen, das Aufsteigen und das Wiederho-
len von Schulstufen, die Höchstdauer und Beendi-
gung des Schulbesuches, die Reife-, Befähigungs-
und Abschlußprüfungen, die Externistenprüfungen,
die Prüfungstaxen, die Schulordnung, die Funktio-
nen des Lehrers, die Lehrerkonferenzen, die Bezie-
hungen zwischen Schule und Schülern sowie
Schule und Erziehungsberechtigten, das Verfahren
schulischer Organe, die Nostrifikation ausländi-
scher Zeugnisse, die Ersatzbestätigung für verlo-
rene Zeugnisse und die in den Schulen zu führen-
den Aufzeichnungen außer Kraft.

(2) Im Sinne des Abs. 1 treten insbesondere die
noch geltenden Bestimmungen folgender Vor-
schriften außer Kraft:

a) die Verordnung des Ministers für Cultus und
Unterricht vom 16. Dezember 1854, RGBl.
Nr. 315, mit der Bestimmungen über die
Organisation der Gymnasien in Kraft gesetzt
werden;

b) das Reichsvolksschulgesetz, RGBl.
Nr. 62/1869, in der geltenden Fassung, aus-
genommen die §§ 38 Abs. 2 bis 5, 39 und 40;

c) die Schul- und Unterrichtsordnung für allge-
meine Volksschulen und für Bür-
ger(Haupt)schulen, RGBl. Nr. 159/1905;

d) das Burgenländische Landesschulgesetz
1937, LGBl. Nr. 40, mit Ausnahme des § 7;

e) die Allgemeine Schulordnung für Mittelschu-
len, BGBl. Nr. 294/1937, in der geltenden
Fassung.

(3) Das Religionsunterrichtsgesetz und das Min-
derheiten-Schulgesetz für Kärnten bleiben unbe-
rührt.

(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 33)

Inkrafttreten

§ 82. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Septem-
ber 1974 in Kraft.

(2) (Entfällt; Art. VII der Kundmachung)

(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 33)
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Vollziehung

§ 83. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes — ausgenommen des § 80 — ist der Bundes-
minister für Unterricht, Kunst und Sport, hinsicht-
lich des § 66 Abs. 4 jedoch im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Gesundheit und Umwelt-
schutz betraut. (BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 32
lit. a; BGBl. Nr. 168/1979, Z 14)

(2) Mit der Vollziehung des § 80 ist der Bundes-
minister für Finanzen betraut. (BGBl.
Nr. 231/1977, Art. I Z 32 lit.b; BGBl.
Nr. 168/1979, Z 14)

(BGBl. Nr. 231/1977, Art. I Z 33)
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